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Teil I: Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1 Einleitung 

1.1 Planungsanlass 

Der Geltungsbereich der 43. Flächennutzungsplanänderung liegt am nordöstlichen Rand der 
Ortschaft Meißendorf der Gemeinde Winsen (Aller), östlich der Kreisstraße K 63 („Ostenholzer 
Straße“). Die Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. Anlass für die 43. Änderung 
des Flächennutzungsplanes ist zum einen die beabsichtigte Erweiterung eines im südlichen 
Änderungsbereich ansässigen Gewerbebetriebes. Für diese Erweiterung sollen gewerbliche 
Bauflächen im südwestlichen Änderungsbereich dargestellt werden. Mit der gewerblichen Er-
weiterung geht eine Nachfrage nach Wohnbauland einher, die sich zu der vorhandenen kon-
stant hohen Nachfrage nach Wohnbauland in der Gemeinde Winsen (Aller) addiert. Auf diese 
Nachfrage soll mit der Darstellung von Wohnbauflächen im südöstlichen Änderungsbereich 
reagiert werden. Drittens soll die Errichtung eines kleinen Nahversorgungszentrums, eines Ho-
tels sowie einer Tages- und Verhinderungspflege sowie Serviced apartments durch die Dar-
stellung von Sonstigen Sondergebieten mit entsprechend unterschiedlichen Zweckbestim-
mungen planungsrechtlich vorbereitet werden. Damit soll die Ortslage Meißendorf gestärkt 
und zusätzliche Verkehre vermieden werden. Viertens sollen Flächen für Freiflächenphotovol-
taik zur Verfügung gestellt werden und damit ein relevanter kommunaler Beitrag zur Erzeugung 
regenerativer Energien erbracht werden. Insgesamt kann mit den Darstellungen der 43. Ände-
rung der Siedlungsrand arrondiert und eine Lücke im städtebaulichen Kontext geschlossen 
werden.  

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der 43. Flächennutzungsplanänderung sind das Baugesetzbuch 
(BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die Verord-
nung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzeichenver-
ordnung 1990 - PlanzV), und das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, jeweils in 
der zur Zeit geltenden Fassung. 

1.3 Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Der Änderungsbereich liegt am nordöstlichen Rand des Ortsteiles Meißendorf, östlich der 
Kreisstraße K 63 („Ostenholzer Straße“). Die Kreisstraße bildet die westliche Grenze des Än-
derungsbereiches. Im Norden und im Osten angrenzend an den Änderungsbereich liegen 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. Südlich grenzt eine landwirtschaftliche Hofstelle mit einer 
Reithalle an. 

Der genaue Geltungsbereich und die Lage innerhalb des Gemeindegebietes ergeben sich aus 
der Planzeichnung. 

1.4 Beschreibung des Geltungsbereiches und seiner Umgebung 

Der Änderungsbereich wird derzeit überwiegend als landwirtschaftliche Fläche genutzt (s. 
nachstehendes Luftbild). Im Süden des Änderungsbereiches befindet sich ein Gewerbebetrieb 
mit einem Bürogebäude und zwei Lagerhallen sowie einem Zelt, das derzeit als Lager genutzt 
wird. Die Freiflächen des Betriebes sind überwiegend befestigt. Das Betriebsgelände wird über 
die Kreisstraße K 63 erschlossen.  
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In westlicher Richtung - entlang der Ostenholzer Straße - und weiter nördlich entlang der Hart-
mannshäuser Straße liegt Wohnbebauung vor. Südwestlich befindet sich ein landwirtschaftli-
cher Betrieb mit Legehennen, südlich eine landwirtschaftliche Hofstelle mit einer Reithalle und 
Pferdehaltung. Östlich des Änderungsbereiches liegen landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
Das Gelände im Änderungsbereich ist weitgehend eben.  

Östlich und südöstlich des Änderungsbereiches verläuft die Meiße. Sie ist umgeben von na-
turnahen Feldgehölzen. 

Westlich des Plangebietes befindet sich die Kreisstraße 63 (Ostenholzer Straße). Entlang der 
Straße stehen südlich einzelne Hängebirken und Stiel-Eichen. Die K 63 führt in südlicher Rich-
tung nach Winsen (aller) und in nördlicher Richtung zur Gemeinde Bergen. 

 
Abbildung 1: Luftbild Änderungsbereich 

2 Kommunale Planungsgrundlagen 

2.1 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Winsen (Aller) ist der Änderungsbereich 
überwiegend als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Die Flächen am südlichen Rand 
des Änderungsbereiches, auf dem sich derzeit ein Gewerbebetrieb befindet, sind als ge-
mischte Bauflächen ausgewiesen.  

Die nördlich, östlich und südöstlich angrenzenden Flächen sind ebenfalls als Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt. Westlich sind gemischte Bauflächen dargestellt, weiter nördlich ge-
mischte Bauflächen und Wohnbauflächen. 



8 Gemeinde Winsen (Aller) 43. Flächennutzungsplanänderung   
 

 
Abbildung 2: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Winsen (Aller) 

2.2 Bebauungspläne 

Für den Änderungsbereich liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. 

Im Nordosten befindet sich der Bebauungsplan Nr. 8 „Hartmannshäuser Straße“, über den ein 
Wohngebiet im Jahr 1999 planungsrechtlich abgesichert wurden. Der Bebauungsplan setzt 
Kleinsiedlungsgebiete fest. Zulässig sind hier maximal ein Vollgeschoss sowie eine Grundflä-
chen- und eine Geschossflächenzahl von jeweils 0,2. 

2.3 Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen  

Für die Gemeinde Winsen (Aller) liegt eine Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen-Photovol-
taik-Anlagen für das gesamte Gemeindegebiet durch das Landschaftsarchitekturbüro Prof. Dr. 
Kaiser (Arbeitsgruppe Land & Wasser) vor.1 Darin wurde ein Zielwert von 2,00 % der Fläche 
der Gemeinde Winsen (Aller) für Freiflächenphotovoltaik bestimmt, der bis in das Jahr 2033 
angestrebt wird. Das entspricht einer Größe von 310 ha. Maßgebliche Grundlage für die Erar-
beitung der Flächenpotenzialanalyse war der kommunale Kriterienkatalog der Gemeinde Win-
sen (Aller) mit Stand vom 27.1.2023. Es wurde eine Mindestgröße für Freiflächen-Photovolta-
ikanlagen von 5 ha zugrunde gelegt. Außerdem wurde pauschal ein Abstand von 100 m aus 
Vorsorgegründen zu Wohnsiedlungen gewählt. 

Die im Änderungsbereich gelegene Fläche wurde zum großen Teil als Gunstfläche mit guter 
Eignung eingestuft. Lediglich am nördlichen Rand wurde der 100 m Abstand zu den Wohn-
grundstücken unterschritten: 

 
1  Prof. Dr. Thomas Kaiser: Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen in der Gemeinde Win-

sen (Aller), Beedenborstel, Juni 2023 
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Abbildung 3: Blatt 3 der Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen 

Im Ergebnis haben die Gutachter festgestellt, dass die angedachte Zielvorgabe von 310 ha für 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Gebiet der Gemeinde Winsen (Aller) möglich ist. Auch 
wenn weite Teile des Gemeindegebietes als Ausschlussflächen zu bewerten sind, konnten ent-
sprechend der Auswahl-Parameter insgesamt auf gut 637 ha Flächen bestimmt werden, die 
als Gunstflächen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen einzustufen sind. Ein 
mit knapp 969 ha deutlich größerer Anteil gilt zusätzlich als Restriktionsflächen. 

3 Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 

Die Gemeinde Winsen (Aller) beabsichtigt, im Ortsteil Meißendorf östlich der Ostenholzer 
Straße zum einen gewerbliche Bauflächen darzustellen, um für einen ortsansässigen Gewer-
bebetrieb die Erweiterung seines Betriebes planungsrechtlich vorzubereiten. Durch die Be-
triebserweiterung können in Meißendorf ca. 30 - 40 neue Arbeitsplätze entstehen. Die Be-
triebserweiterung ist zur Erhaltung der Marktposition und zur Abwicklung der bestehenden 
und stetig steigenden Auftragslage des Betriebes erforderlich. Konkret ist die Errichtung einer 
Lagerhalle im südlichen Änderungsbereich geplant, zur Zeit hier ist zur Schaffung von Lager-
kapazitäten ein Zelt aufgestellt. Für die Erweiterung sollen im südwestlichen Änderungsbereich 
gewerblichen Bauflächen dargestellt werden. Es liegt folgender Flächenbelegungsplan vor: 
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Abbildung 4: Architekt Azim Karatas Lageplan Winsen (Aller)/ Meißendorf, 21.10.2024 

Mit der Erweiterung des Gewerbebetriebes und der Schaffung von zusätzlichen gewerblichen 
Bauflächen geht auch eine zusätzliche Nachfrage nach Wohnraum einher. Auch in der Ver-
gangenheit hatte die Gemeinde Winsen (Aller) eine konstant hohe Nachfrage nach Grundstü-
cken insbesondere für den Einfamilienhausbau (Wohneigentum) zu verzeichnen. Diese Nach-
frage deckt sich im Wesentlichen mit einer kontinuierlichen Zunahme der Bevölkerung. So hat 
die Gemeinde Winsen (Aller) seit 2016 kontinuierlich an Einwohnern gewonnen. Die Bevölke-
rung hat von 2016 (Stand 31.12) von 13.047 auf 13.405 im Jahr 2022 (Stand 31.12) zugenom-
men. Das entspricht einer Zunahme um 2,7 % in 6 Jahren. 

Für die Zukunft bzw. die nächsten Jahre erwartet die Gemeinde eine konstant anhaltende 
Nachfrage nach Grundstücken für den Einfamilienhausbau. Ziel der 43. Flächennutzungs-
planänderung ist es deshalb, auch die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisie-
rung eines Wohngebietes zu schaffen. Die Bauplätze innerhalb der neu dargestellten Wohn-
bauflächen sollen in erster Linie den Arbeitnehmern im geplanten Gewerbegebiet zugute kom-
men. Die geplante Wohnbaufläche kann nur östlich der gewerblichen Baufläche geschaffen 
werden. Diese Flächen liegen bereits deutlich weiter entfernt zu den Legehennenställen als die 
geplanten Gewerbeflächen. Die Flächen südlich des Gewerbegebietes sind bereits durch den 
bestehenden Gewerbebetrieb selber belegt. Die Flächen nördlich des geplanten Gewerbege-
bietes sind ebenfalls mit einem Immissionswert von mehr 10 % belastet und stellen insofern 
keine Alternative für die Verortung der Wohnbauflächen dar. 
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Da es sich bei Meißendorf um einen Ortsteil ohne zentralörtliche Infrastruktur handelt, ist die 
Ausweisung von Bauland nach dem regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Land-
kreises Celle lediglich auf die Eigenentwicklung beschränkt. In einer Vorabstimmung mit dem 
Landkreis Celle wurden 40 Wohneinheiten als Eigenentwicklung von 5 % in 10 Jahren für den 
Ortsteil Meißendorf akzeptiert. Dies entspricht der grundsätzlichen Regelung im RROP 2005 
für alle Ortsteile im Landkreis Celle, die nicht Zentrale Orte oder Orte mit Infrastruktur sind. 
Über die parallel aufgestellten Bebauungspläne kann eine entsprechende Begrenzung der 
Wohneinheiten erfolgen.  

Die Gemeinde Winsen (Aller) hebt zudem parallel zu dieser Planung den Bebauungsplan Mei-
ßendorf Nr. 7„Langer Kamp Südost“ aus dem Jahr 2001 auf, da hier einige nicht realisierte 
Bauplätze auf rückwärtigen Flächen vorhanden sind, die nicht bebaut wurden. Seitens der Ei-
gentümer besteht kein großes Interesse an der Umsetzung des Bebauungsplanes.  

Der Änderungsbereich bietet sich für die Ausweisung von Wohnbauflächen besonders an. 
Westlich und nördlich befinden sich bereits Einfamilienhäuser. Insofern können die bestehen-
den Strukturen aufgegriffen werden. Mit der Umsetzung auf der Ebene des Bebauungsplanes 
ergibt sich die Chance, den nordöstlichen Rand des Siedlungsraumes abzurunden und einen 
einheitlichen Siedlungsrand auszubilden. Eine besondere Qualität des Gebietes stellt seine 
Lage im Gemeindegebiet dar. Einerseits liegt der Änderungsbereich in räumlicher Nähe zum 
Kindergarten an der Schulstraße, und künftig durch die Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 
9 „Ostenholzer Straße“ auch zum geplanten Nahversorgungszentrum. Andererseits grenzt 
östlich unmittelbar die freie Landschaft mit vielfältigen Erholungsmöglichkeiten an. Südwestlich 
des Änderungsbereiches befindet sich zudem das Naherholungsgebiet „Hüttensee“, das be-
reits touristisch erschlossen wurde. Die Ausstattung mit Nahversorgungseinrichtungen würde 
sich ebenso positiv auf die Entwicklung des Fremdenverkehrs auswirken.  

Weiterhin sind neben der Weiterentwicklung des gewerblichen Ansatzes im südwestlichen Än-
derungsbereich und der Entwicklung der Wohnbauflächen im südöstlichen Änderungsbereich 
weitere Nutzungen im nordwestlichen Änderungsbereich geplant, die als Sonstige Sonderge-
biete mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen planungsrechtlich vorbereitet werden. Der-
zeit sind für diesen Bereich Sonstige Sondergebiete mit den folgenden Zweckbestimmungen 
geplant:  

- Nahversorgungszentrum  
- Hotel  
- Tages- und Verhinderungspflege und serviced apartments 

Das Nahversorgungszentrum soll an der Ostenholzer Straße verortet werden. Im Nahversor-
gungszentrum sind eine Tankstelle und ein kleiner Einzelhandelsmarkt mit Café und Backshop 
geplant. Diese Nutzungen sollen in erster Linie den im Änderungsbereich selber und nachge-
ordnet den in der Ortslage Meißendorf vorhandenen Bedarf decken. In der Ortslage Meißen-
dorf befindet sich kein Lebensmitteleinzelhandel. Die Ortslage von Winsen (Aller) mit Discoun-
tern und Vollsortimenter liegt in einer Entfernung von ca. 6 Kilometern. Die zulässigen Ver-
kaufsflächen sollen auf Ebene des parallel aufgestellten Bebauungsplanes deutlich unterhalb 
der Schwelle zur Großflächigkeit begrenzt werden.  

Mit dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ soll ein Hotel mit Restaurant und Biergarten pla-
nungsrechtlich vorbereitet werden. Damit soll die bestehende hohe Nachfrage nach Übernach-
tungsmöglichkeiten gedeckt werden. Diese Nachfrage ist zum einen auf Monteure, auf Ge-
schäftsreisende bei größeren Veranstaltungen (z.B. Messen) in Hannover und zum anderen 
auf die touristische Bedeutung der Ortslage zurückzuführen. Die bestehenden Übernachtungs-
kapazitäten in der Gemeinde sind derzeit beinahe ganzjährig ausgeschöpft. Die zusätzliche 
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Bettenkapazität wird insbesondere bei Schulungen/ Tagungen des im angrenzenden Gewer-
begebiet vorhandenen Gewerbebetriebes benötigt. Das Hotel soll dementsprechend auch mit 
Tagungsräumen ausgestattet werden. Das Hotel ist auch für Messebesucher in Hannover 
günstig gelegen. Es ist über die Bundesautobahn A 7 gut zu erreichen. Der Verkehr zur Messe 
würde die Ortslage Winsen nicht belasten. Das Hotel soll auf Fahrradtouristen und Naturlieb-
haber ausgerichtet werden. Die Anzahl der zulässigen Betten wird auf Ebene des parallel auf-
gestellten Bebauungsplanes auf 80 (bei 40 Zimmern) begrenzt. 

 

Mit dem Sonstigen Sondergebiet „Tages- und Verhinderungspflege und serviced apartments“ 
soll die vorhandene Nachfrage nach Betreuungsplätzen und vorübergehenden Übernach-
tungsmöglichkeiten in der Gemeinde gedeckt werden. Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen 
ist auf den demografischen Wandel bzw. die zunehmend älter werdende Bevölkerung zurück-
zuführen. Mit der Tages- und Verhinderungspflege wird den Bewohnern der Ortslage und der 
Gemeinde die Möglichkeit gegeben, vor Ort betreut zu werden. Derzeit ist in der Gemeinde 
entsprechende Einrichtungen nur im Hauptort, nicht aber in Meißendorf vorhanden. Die Ein-
richtung soll durch Praxen ergänzt werden. In den Serviced apartments sollen zeitlich befris-
tete Wohnformen errichtet werden können. Die Serviced apartments sollen Hotelmitarbeitern 
und Handwerkern/ Monteuren dienen. Die Serviced apartments werden auf 40 begrenzt und 
als Verhältniszahl festgesetzt. Es soll eine Bewirtschaftung über das Hotel erfolgen. Serviced 
apartments beschreiben eine spezielle Beherbergungsart, welche i.d.R. auch für längere Auf-
enthalte ausgelegt ist. Sie unterscheiden sich dadurch von Ferienwohnungen, die für einen 
kürzeren Aufenthalt vorgesehen sind. Serviced apartments zeichnen sich durch eine service-
unterstützte Haushaltsführung aus (Reinigungsdienst, hotelmäßiger Zimmerservice, Restaura-
tionsangebot). Dies ist bei Ferienwohnungen i.d.R. nicht der Fall und grenzt die Serviced Apart-
ments auch von der Dauerwohnung ab. Diese spezielle Art der Beherbergungsnutzung unter-
scheidet sich damit sowohl von dem Dauerwohnen und auch von dem Ferienwohnen.  

Ein vierter wesentlicher Baustein dieser Flächennutzungsplanänderung ist die planungsrecht-
liche Vorbereitung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen im nordöstlichen Änderungsbereich. 
Die geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen die geplanten Baugebiete mit Strom ver-
sorgen. Darüber hinaus produzierter Strom soll in das öffentliche Netz eingespeist werden.  

Aufgrund der Nähe des Plangebietes zu Gewerbebetrieben wie auch zu landwirtschaftlichen 
Hofstellen ist sowohl ein Geruchsgutachten als auch ein Schallgutachten erstellt worden. Die 
Gutachten sind in die Planunterlagen eingearbeitet. Zudem wurde ein Baugrundgutachten er-
stellt. 

Parallel zu dieser Flächennutzungsplanänderung werden entsprechend der o.g. unterschiedli-
chen städtebaulichen Zielsetzungen die drei Bebauungspläne 

• Nr. 9 „Ostenholzer Straße“ (westlicher Teil der Flächennutzungsplanänderung) 

• Nr. 11 „Am Steinwehr“ (südöstlicher Teil der Flächennutzungsplanänderung) 

• Nr. 12 „Solarfeld“ (nordöstlicher Teil der Flächennutzungsplanänderung) 

aufgestellt.  

4 Planungsvorgaben, Abwägungsbelange und wesentliche Auswirkungen der 
Planung 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-
wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 
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Beteiligungsverfahren durchgeführt. Eine Synopse über die Abwägung der Hinweise und An-
regungen aus den eingegangenen Stellungnahmen wird der Begründung beigefügt. 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 
Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Die Ergebnisse der Abwägung sind in der nachstehenden Tabelle sowie in den 
nachfolgenden Unterkapiteln dokumentiert. 

Betroffene öffentliche und private Belange durch die Planung 

Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

§ 1 Abs. 4 BauGB: Belange der Raumordnung, u.a. Ziele der Raumordnung 

siehe Kapitel 4.1  

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

siehe Kapitel 4.3, 4.4, 4.15, 4.17   

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB: die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit 
mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentums-
bildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die 
Bevölkerungsentwicklung 

 Mit dem Sonstigen Sondergebiet „Tages- und 
Verhinderungspflege und serviced apartments“ 
soll die vorhandene Nachfrage nach Heimplätzen 
in der Gemeinde gedeckt werden. Die Nachfrage 
ist auf den demografischen Wandel bzw. die zu-
nehmend älter werdende Bevölkerung zurückzu-
führen  

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die 
Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswir-
kungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und 
Erholung 

siehe Kapitel 4.6  

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 
der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-
che  

siehe Kapitel 4.1  

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 
die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

siehe Kapitel 4.8  

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB: die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge 

 Hier nicht relevant 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-
füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

siehe Kapitel 4.10  

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

siehe Kapitel 4.10  

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt, 

4.3, 4.4, 4.15, 4.17, 4.18 Altlasten sind im Geltungsbereich nicht vorhan-
den (NIBIS Kartenserver, Zugriff Oktober 2023) 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

siehe Kapitel 4.12  

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

siehe Kapitel 4.3, 4.4, 4.14  

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

siehe Kapitel 4.3  

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-
, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

siehe Kapitel 4.10  

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 
zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden, 

 Diese Gebiete sind nicht berührt. 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchsta-
ben a bis d, 

Wechselwirkungen werden bei den Ausführun-
gen zu den einzelnen Schutzgütern mit berück-
sichtigt. 

 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die auf-
grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i, 

 Solche Vorhaben sind nicht geplant oder betrof-
fen. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB: die Belange 
a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-
gung der Bevölkerung, 

siehe Kapitel 4.11  

b) der Land- und Forstwirtschaft, 

zur Landwirtschaft siehe Kapitel 4.12 Es grenzen keine Waldflächen an und sind im 
Plangebiet nicht vorhanden.  

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

siehe Kapitel 4.11  

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mobilfunkausbaus, 

siehe Kapitel 4.14  

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

siehe Kapitel 4.14  

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen 

 Laut NIBIS Kartenserver (Stand 10/2023) unter-
liegt das Plangebiet dem Bergbau Ost. Es ist nicht 
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

mit Auswirkungen auf das Bergrecht durch die 
Planung zu rechnen. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB: die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevöl-
kerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektro-
mobilität, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-
kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 
ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

siehe Kapitel 4.16  

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB: die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen An-
schlussnutzung von Militärliegenschaften  

 Hier nicht relevant, militärische Anlagen liegen 
nicht im Plangebiet oder im näheren Umfeld. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

 Nicht relevant, liegen nicht vor. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB: die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasser-
vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden 

siehe Kapitel 4.17  

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB: die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbrin-
gung 

 Bei der Planung handelt es sich um neue ge-
werbliche Bauflächen, Wohnbauflächen und 
Sondergebiete mit unterschiedlichen Zweckbe-
stimmungen. Die Belange von Flüchtlingen oder 
Asylbegehrenden werden nur indirekt gestärkt 
durch die Schaffung von Wohnraum. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB: die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen  

 Der Geltungsbereich liegt im ländlich geprägten 
Raum. Grün- und Freiflächen sind in ausreichen-
dem Umfang (insb. Gärten und landwirtschaftli-
che Wege) vorhanden. 

§ 1a Abs. 2 BauGB: Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

siehe Kapitel 4.2  

§ 1a Abs. 3 BauGB: Eingriffsregelung 

siehe Kapitel 4.10  

§ 1a Abs. 5 BauGB: Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

siehe Kapitel 4.3  

4.1 Belange der Raumordnung  

4.1.1 Landesraumordnung 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (Änderung der Verordnung über das 
Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 17. Februar 
2017, zuletzt geändert am 07.09.2022) enthält keine plangebietsbezogenen Aussagen. In der 
zeichnerischen Darstellung des LROP 2017/2022 ist in unmittelbarer Nähe des Plangebietes 
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ein linienhaftes Vorranggebiet Biotopverbund dargestellt. Es handelt sich dabei um die Meiße 
und ihre Ufer. 

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem LROP 2017/2022 

Die Raumordnung hat auch dafür zu sorgen, dass Einrichtungen wie Dienstleistungs- und Ge-
werbebetriebe auf die Zentralen Orte konzentriert werden, um diese zu stärken: 

Touristische Einrichtungen und Großprojekte sollen dazu beitragen, die Lebens- und Erwerbs-
bedingungen der ansässigen Bevölkerung zu verbessern, den Tourismus einer Region zu stär-
ken und die traditionellen Formen des Fremdenverkehrs und des Städtetourismus zu ergänzen 
und zu beleben (LROP 2.1 08 Satz 1). 

Die Einrichtungen sollen räumlich und infrastrukturell an Zentrale Orte angebunden sein 
(LROP 2.1 08 Satz 3).  

Art und Umfang der zentralörtlichen Einrichtungen und Angebote sind an der Nachfrage der 
zu versorgenden Bevölkerung und der Wirtschaft im Verflechtungsbereich auszurichten 
(LROP 2.2 05 Satz 1). 

Zur Herstellung dauerhaft gleichwertiger Lebensverhältnisse sollen Einrichtungen und Ange-
bote des Einzelhandels in allen Teilräumen in ausreichendem Umfang und ausreichender Qua-
lität gesichert und entwickelt werden (LROP 2.3 01). 

4.1.2 Regionale Raumordnung 

4.1.2.1 RROP 2005 

Gemäß § 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
anzupassen. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung werden im Lan-
desraumordnungsprogramm des Landes Niedersachsen und im Regionalen Raumordnungs-
programm des Landkreises Celle (2005) in Form von Vorranggebieten festgelegt.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm ist die Gemeinde Winsen (Aller) als Grundzentrum 
dargestellt. Der Ortsteil Meißendorf ist als Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe 
Erholung ausgewiesen. Bei Meißendorf handelt es sich um einen Ort in der Gemeinde Winsen 
(Aller), der weder Zentraler Ort (wie das Grundzentrum Winsen mit Südwinsen) noch ein Ort 
mit Infrastruktur i.S. der Regionalplanung ist. Der Änderungsbereich liegt in dem Vorranggebiet 
„ruhige Erholung in Natur und Landschaft“, das „als Lebensraum für die heimische Pflanzen- 
und Tierwelt, für das Landschafts- und Ortsbild sowie für die naturbezogene Erholung eines 
besonderen Schutzes bedürfen.“ 

Die westlich des Geltungsbereiches verlaufende Kreisstraße K 63 wird als Hauptverkehrs-
straße von überregionaler Bedeutung dargestellt. Darüber hinaus liegt der Änderungsbereich 

Plangebiet 
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innerhalb des Naturraums „Lüneburger Heide“ bzw. „Wendland“. Im Osten erstreckt sich ein 
Vorranggebiet für Natur und Landschaft.  

 

 
Abbildung 6: Auszug aus dem RROP (2005) für den Landkreis Celle 

Aussagen des RROP 2005 des Landkreises Celle: 
In Kapitel 1.5 des RROP 2005 „Siedlungsentwicklung, Wohnen, Schutz siedlungsbezogener 
Freiräume“ ist folgendes ausgeführt: 

1.5 B 5 
01 Die städtebauliche Entwicklung der Gemeinden soll umwelt-, funktions- und bedarfsgerecht 
geplant werden und dazu beitragen, die den Gemeinden zugewiesenen übergemeindlichen 
Aufgaben zu erfüllen. Dabei ist eine Siedlungsstruktur zu erhalten und zu entwickeln, die den 
unterschiedlichen Erfordernissen der einzelnen Teilräume des Landes entspricht.  

03 Die Einrichtungen zur Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft, die Wohn- und Ar-
beitsstätten sowie die Freizeiteinrichtungen sollen möglichst räumlich gebündelt werden, wenn 
dies dazu beiträgt, gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie wirtschaftlich, sozial, kul-
turell und ökologisch ausgewogene Verhältnisse zu erhalten oder zu schaffen.  

04 Einer Zersiedlung der Landschaft ist entgegenzuwirken. Freiraum ist im Rahmen der Sied-
lungsentwicklung deshalb grundsätzlich zu erhalten in seiner ökologischen und sozialen Be-
deutung zu sichern und zu entwickeln. Siedlungsnaher Freiraum darf für andere Funktionen 
grundsätzlich nur in Anspruch genommen werden, wenn unabweisbarer Nutzungsbedarf nicht 
innerhalb der Siedlungsbereiche oder durch Ausbau vorhandener Infrastruktur befriedigt wer-
den kann.  

Es werden folgende hier relevante Ziele formuliert: 

D 1.5 Siedlungsentwicklung, Wohnen, Schutz siedlungsbezogener Freiräume 

01 Die Siedlungsentwicklung ist grundsätzlich auf Ortsteile mit zentralörtlicher Funktion 
entsprechend ihrer jeweiligen Zentralitätsstufe zu konzentrieren. 

Plangebiet 
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…. 

In den übrigen Orten ist eine angemessene Eigenentwicklung möglich. Umfangreiche 
Baulandausweisungen über den Eigenbedarf hinaus sind ausgeschlossen. 

…. 

Die Zersiedelung der Landschaft ist zu verhindern. 

Bei der Ausweisung neuer gewerblicher Bauflächen soll auf eine verträgliche und die Funkti-
onsmischung unterstützende räumliche Nähe zu Wohngebieten hingewirkt werden. 

Zum Plansatz D 1.501 wird erläutert: 

Eine örtliche Eigenentwicklung berücksichtigt vorrangig die Bedürfnisse der ansässigen Be-
völkerung (Bereitstellung von Bauland für Bauwillige aus dem Ort selbst und auch die Umnut-
zung vorhandener Nichtwohngebäude), der Erfordernisse der örtlichen gewerblichen Wirt-
schaft, der Land- und Forstwirtschaft sowie Maßnahmen der Städtebauförderung und der Dorf-
erneuerung. Eine Baulandentwicklung, die dem gezielten Zuzug von Personen bzw. der Ge-
werbeansiedlung dienen soll, ist ausgeschlossen. Eine Quantifizierung von Eigenentwicklung 
ist pauschal schwer möglich. In der Rechtsprechung werden 5 % in zehn Jahren als Ober-
grenze angesehen. In besonders begründeten Einzelfällen kann die Ausweisung von Wohn-
bauland von max.10 % der Einwohner in einem Zeitraum von 15 Jahren vertretbar sein. 

4.1.2.2 RROP 2016 

Mit der Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten im Amtsblatt für den Landkreis 
Celle Nr. 20 vom 20. Oktober 2011 ist das Verfahren zur Neuaufstellung des Regionalen Raum-
ordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis Celle eingeleitet worden. Am 27. September 
2016 mit Ergänzung am 21. Februar 2017 hat der Kreisausschuss des Landkreises Celle be-
schlossen, mit dem Entwurf des RROP das Beteiligungsverfahren gemäß § 10 Abs. 1 Raum-
ordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 3 Abs. 2 und 3 Niedersächsisches Raumordnungsgesetz 
(NROG) durchzuführen. 

Im RROP des Regionalen Raumordnungsprogrammes 2016 (Entwurf 22.02.2017) werden für 
das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. Die westlich des Geltungsbereiches verlaufende 
Kreisstraße K 63 ist als Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung dargestellt. Entlang 
der östlich verlaufenden Meiße ist ein Vorbehaltsgebiet linienhaft für Natur und Landschaft 
dargestellt.  
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Abbildung 7: Auszug aus dem RROP (2005) für den Landkreis Celle 

Umgang der Gemeinde Winsen (Aller) mit den Aussagen der Raumordnung/ Siedlungs-
entwicklung: 

Vorranggebiet Erholung 

Die Gemeinde Winsen (Aller) teilt die mit der Rücknahme des Vorranggebietes für Erholung 
zum Entwurf 2016 zum Ausdruck gebrachte Einschätzung, dass das Plangebiet keine heraus-
ragende Bedeutung für die Erholung im Bestand und in der Perspektive aufweist. Die für die 
Erholungsnutzung bedeutenden Bereiche in Meißendorf liegen südwestlich der Ortslage. Im 
Bestand ist das Plangebiet landwirtschaftlich genutzt.   

Wohnen 

Bei Meißendorf handelt es sich um einen Ort in der Gemeinde Winsen/Aller, der weder Zent-
raler Ort (wie das Grundzentrum Winsen mit Südwinsen) noch ein Ort mit Infrastruktur i.S. der 
Regionalplanung ist. Meißendorf wird daher lediglich eine bauliche Entwicklung im Rahmen 
der Eigenentwicklung zugestanden (s. Bebauungsplan N. 11). In einer Vorabstimmung mit dem 
Landkreis Celle wurden 40 Wohneinheiten als Eigenentwicklung von 5 % in 10 Jahren für den 
Ortsteil Meißendorf akzeptiert. Dies entspricht der grundsätzlichen Regelung im RROP 2005 
für alle Ortsteile im Landkreis Celle, die nicht Zentrale Orte oder Orte mit Infrastruktur sind. 
Über die parallel aufgestellten Bebauungspläne kann eine entsprechende Begrenzung erfol-
gen. Die Gemeinde Winsen (Aller) hebt zudem parallel zu dieser Planung den Bebauungsplan 
Meißendorf Nr. 7„Langer Kamp Südost“ aus dem Jahr 2001 auf, da hier einige potentielle 
Baulandflächen vorhanden sind, die nicht bebaut wurden. Seitens der Eigentümer besteht kein 
großes Interesse an der Umsetzung des Bebauungsplanes.  

Gewerbe 

Der südlich angrenzend ansässige Gewerbebetrieb ist bereits seit langem am Standort ansäs-
sig. Es handelt sich um einen historisch gewachsenen und etablierten Betrieb. Durch die Aus-
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weisung des Gewerbegebietes und die Schaffung von zusätzlichen gewerblichen Grundstü-
cken wird eine angemessene gewerbliche Entwicklung in der Ortslage planungsrechtlich ab-
gesichert. Aus dem nachstehenden „Flächenbelegungsplan geht hervor, dass die im Plange-
biet gelegenen Flächen ausschließlich für Erweiterungen des ansässigen Gewerbebetriebes 
erforderlich sind. Es ist kein Flächenverkauf an Dritte geplant. 

 

Das geplante Gewerbegebiet liegt unmittelbar angrenzend an die geplanten Allgemeinen 
Wohngebiet im Bebauungsplan Nr. 11. Es wurde ein Schallgutachten erarbeitet, dass eine im-
missionsschutzrechtliche Umsetzbarkeit der Planung nachweist. Damit wird der regionalplane-
rische Grundsatz, dass bei der Ausweisung neuer gewerblicher Bauflächen auf eine verträgli-
che und die Funktionsmischung unterstützende räumliche Nähe zu Wohngebieten hingewirkt 
werden soll, beachtet. 

Insgesamt werden mit der Planung die regionalplanerischen Ziele und Grundsätze in Hinblick 
auf die Siedlungsentwicklung berücksichtigt. 

Einzelhandel 

Die Verkaufsfläche im geplanten Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Nahverkehrszent-
rum“ soll auf Ebene des Bebauungsplanes auf 400 qm gedeckelt werden. Damit wird die 
Grenze zur Großflächigkeit deutlich unterschritten.  

Hotel 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hält die Planung aus den nachstehenden Gründen für verträglich 
mit den o.g. raumordnerischen Grundsätzen in LROP 2.1 08 Satz 1 und 3.  
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Die im Sonstigen Sondergebiet SO 2 zulässige Bettenkapazität wird insbesondere bei Schu-
lungen/ Tagungen des im angrenzenden Gewerbegebiet vorhandenen Gewerbebetriebes und 
seine beabsichtigte Erweiterung benötigt. Das Hotel soll dementsprechend auch mit Tagungs-
räumen ausgestattet werden. Das Hotel ist auch für Messebesucher in Hannover günstig ge-
legen. Es ist über die Bundesautobahn A 7 gut zu erreichen. Der Verkehr zur Messe würde die 
Ortslage Winsen nicht belasten. Das Hotel soll auf Fahrradtouristen und Naturliebhaber aus-
gerichtet werden. Ein Schwerpunkt des Tourismus in Meißendorf ist auf die Seen fokussiert. 
Der Standort in Meißendorf eignet sich für Fahrradtouristen besser als Winsen, da Meißendorf 
an den wichtigen Fahrradrouten liegt. Die meisten Radtouren verlaufen rund um das Natur-
schutzgebiet Meißendorfer Teiche/ Bannetzer Moor, einbezogen in viele Touren ist dabei auch 
die westlich des Plangebietes befindliche Ostenholzer Straße. Das in Meißendorf in der Ver-
gangenheit betriebene Hotel Gut Sundern wurde zwischenzeitlich geschlossen, so dass in Mei-
ßendorf kein Hotelangebot mehr vorhanden ist. Im Bebauungsplan wird zur Entwurfsfassung 
die zulässige Bettenzahl als relative Zahl in Bezug zum Baugrundstück festgesetzt. Zulässig ist 
demnach je 1 qm Baugrundstück 0,016191 Betten. Diese Verhältniszahl entspricht 40 Zimmern 
mit 80 Betten. Diese Größenordnung wird als für den Ort Meißendorf angemessen und ver-
träglich erachtet. Sie steht nicht in Konkurrenz zu den Angeboten am zentralen Ort im Grund-
zentrum Winsen.  

Vorranggebiet Biotopverbund (LROP) 

Östlich des Geltungsbereiches verläuft die Meiße, welche als prioritäres Fließgewässer für die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im Landesraumordnungsprogramm des Landes Nie-
dersachsen (2022) als Vorranggebiet Biotopverbund dargestellt ist. Das Land legt im LROP 
Vorranggebiete Biotopverbund fest, die der dauerhaften Sicherung der Populationen wild le-
bender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemein-
schaften sowie der Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologi-
scher Wechselbeziehungen sowie zur Verbesserung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 
2000“ (§ 21 Abs. 1 BNatSchG) dienen sollen. Da die Planung die Meiße nicht beeinflusst, blei-
ben die Schutzzwecke des Vorranggebietes Biotopverbund unberührt.  

Vorranggebiet Natur und Landschaft (RROP 2005) / Vorbehaltsgebiet linienhaft für Natur 
und Landschaft (RROP 2016) 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (2005) wird die Niederung der Meiße als Hauptle-
bensraum des Fischotters nach dem Fischotterprogramm als Vorranggebiet für Natur und 
Landschaft dargestellt und somit gesichert. Im Entwurf der Überarbeitung des Regionalen 
Raumordnungsprogrammes (2016) werden die Meiße und ihre Niederung durch die Auswei-
sung als landesweit bedeutsames Brutvogelvorkommen (Großvogellebensraum Schwarz-
storch, NLWKN 2013) und der im Fließgewässerschutzprogramm befindlichen Meiße als Vor-
behaltsgebiet Natur und Landschaft dargestellt. Zudem wird die Meiße selbst durch die Erfas-
sung der für den Naturschutz wertvollen Bereiche in Niedersachsen als linienhaftes Vorrang-
gebiet Natur und Landschaft dargestellt. Der Geltungsbereich grenzt direkt westlich an das 
Vorsorgegebiet und wird im parallel aufgestellten Bebauungsplan Nr. 11 durch die Festsetzung 
einer zweireihigen Hecke abgegrenzt, wodurch negative Auswirkungen auf das Vorsorgege-
biet Natur und Landschaft vermieden werden. Da die Planung die Meiße nicht beeinflusst, blei-
ben die Schutzzwecke der beiden Gebiete unberührt.  

4.2 Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

Nach § 1 Absatz 5 Satz 3 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnah-
men der Innenentwicklung erfolgen. Nach § 1 a Absatz 2 Satz 4 BauGB soll die Notwendigkeit 
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der Umwandlung landwirtschaftlich nutzbarer Flächen begründet werden. Auch enthält das 
BauGB in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs. Dies 
soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: 

 Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 
(Bodenschutzklausel). 

 § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald und für Wohnzwe-
cke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Umwid-
mungssperrklausel). 

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklausel 
in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Damit handelt es sich bei beiden 
Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungsrelevante Regeln. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Be-
langen zu, sie sind aber in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 
1 a Abs. 2 S. 1, 2 BauGB genannten Belange einer besonderen Rechtfertigung bedarf. Faktisch 
ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauchs damit in den Rang einer Abwä-
gungsdirektive gehoben worden. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB enthält kein Verbot der Bauleitpla-
nung auf Freiflächen. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit 
der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hat daher analysiert, inwieweit Flächen in § 30 und § 34 BauGB-
Gebieten Alternativen für die geplante Neuausweisung auf den derzeit landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen der 43. Flächennutzungsplanänderung darstellen können. Die Gemeinde Win-
sen (Aller) sieht unter der Maßgabe des Nachfragedrucks nach Gewerbeflächen im Ortsteil 
Meißendorf, insbesondere zur Erweiterung des im Änderungsbereich ansässigen Gewerbebe-
triebes derzeit keine kurzfristig realisierbaren Alternativstandorte. Im Ortsteil stehen keine zu-
sammenhängenden Flächen in der Größenordnung auch nicht für die Entwicklung eines 
Wohngebietes, sondern nur einzelne Grundstücke zur Verfügung, wobei die Gemeinde Winsen 
(Aller) auf die Verfügbarkeit dieser Grundstücke keinen direkten Einfluss hat. Das gilt auch für 
die Wiedernutzung und Modernisierung vorhandener Bausubstanz sowie An- und Erweite-
rungsbauten. Zudem steht die hier vorliegende Bauleitplanung in engem Zusammenhang mit 
der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Langer Kamp Südost“, sodass die bis-
lang unbebauten Flächen innerhalb des Geltungsbereiches wieder dem Außenbereich gemäß 
§ 35 zugeführt werden können. 

Insofern ist es aus Sicht der Gemeinde Winsen (Aller) gerechtfertigt, den Belang der Schaffung 
von Baugrundstücken höher zu gewichten als den Belang zur Reduzierung des Freiflächen-
verbrauchs, der im Ergebnis einen Verzicht auf eine weitere bauliche Entwicklung in Meißen-
dorf bedeuten würde.  

4.3 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klima-
schutzes als auch der Klimaanpassung Rechnung getragen werden. Am 30.07.2011 ist das 
Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden 
in Kraft getreten. Im Rahmen der BauGB-Novelle 2017 wurden durch die Umsetzung der UVP-
Änderungsrichtlinie neue Anforderungen an die Umweltprüfung gestellt. 

Beachtlich sind auch die Klimaschutzziele des geänderten Klimaschutzgesetzes (KSG, in Kraft 
getreten am 31.08.2021). Bis zum Zieljahr 2030 gilt eine Minderungsquote von mindestens 
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65 % der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990. Für das Jahr 2040 ist ein Min-
derungsziel von mind. 88 % genannt. Bis zum Jahr 2045 ist die Klimaneutralität als Ziel formu-
liert. 

Das Klimaschutzgesetz (KSG) betont zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und ver-
pflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen die festge-
legten Ziele zu berücksichtigen (§ 13 Abs. 1 KSG). Der Gesetzgeber hat mit den Formulierun-
gen im KSG deutlich gemacht, dass der Reduktion von Treibhausgasen, u. a. durch hocheffi-
ziente Gebäude und durch Erzeugung Erneuerbarer Energien, eine hohe Bedeutung zukommt 
und dass Städte und Gemeinden dabei in besonderer Weise in der Verantwortung stehen. 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung schließt unmittelbar an 
die bestehende Bebauung entlang der Ostenholzer Straße an. Der Kindergarten am Schulweg 
befindet sich fußläufig in weniger als einem Kilometer. Weiterhin sollen sich durch die Auswei-
sung von Gewerbegebieten und Sondergebieten im Zuge der Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 9 ein Nahversorgungszentrum, ein Hotel, eine Einrichtung der Tages- und Verhinde-
rungspflege sowie Serviced apartments innerhalb des Ortsteils Meißendorf ansiedeln können. 
Somit kann eine verkehrsvermeidende Siedlungs- und Nutzungsstruktur festgelegt werden 
und damit der Ausstoß von Treibhausgasen verringert werden. Ein Großteil von Treibhausga-
sen entsteht über den Gebäudesektor hinaus auch im Bereich Verkehr und Mobilität. Die meis-
ten Einrichtungen liegen in fußläufiger Entfernung oder können mit dem Fahrrad erreicht wer-
den.  

Den Belangen des Klimaschutzes wird insbesondere durch die Niedersächsische Bauordnung 
(NBauO) Rechnung getragen. Nach § 32a NBauO sind ab dem 01.01.2025 Wohngebäude und 
seit dem 31. Dezember 2022 überwiegend gewerblich genutzte Gebäude mit einer Dachfläche 
von mehr als 50 m2 mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Dabei sind 50 % der Dachflächen 
mit Modulen zu belegen. Gemäß § 32a Abs. 3 Satz 1 NBauO ist bei der Errichtung eines offe-
nen Parkplatzes oder Parkdecks mit mehr als 50 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge über der für 
eine Solarnutzung geeigneten Einstellplatzfläche eine Photovoltaikanlage zu installieren. 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) schreibt bereits eine anteilige Nutzung erneuerbarer Ener-
gien für die Wärme- und Kälteversorgung vor. Um die Belange des Klimaschutzes zu berück-
sichtigen, sollen im Geltungsbereich möglichst kompakte Baukörper errichtet werden. Ziel ist 
die Minimierung des Wärmebedarfes und damit die Einsparung von Treibhausgasen. Die Ent-
wicklung von energetisch günstigen Gebäudeformen (günstiges Verhältnis von Gebäudehüll-
fläche zu beheizbarem Gebäudevolumen) beinhaltet ein großes Reduktionspotential für den 
Energieverbrauch. Aus diesem Grund ist auf der Umsetzungsebene der Verzicht auf Dachgau-
ben, Erker, Nischen und Winkel in der wärmedämmenden Gebäudehülle sinnvoll. 

Weitere Maßnahmen zum Umgang mit den Folgen des Klimawandels können auf nachgela-
gerter Planungsebene umgesetzt werden. Einen großen Effekt haben Maßnahmen zur Schaf-
fung von Vegetationsflächen. Dazu zählt auch die Begrünung von Dächern und Fassaden. Bei 
der Pflanzung von Gehölzen ist auf gute Pflanzqualitäten, ausreichend große Vegetationsflä-
chen sowie gute Standortbedingungen zu achten. Insbesondere junge Bäume leiden unter den 
Folgen des Klimawandels. Auch bei der Objektplanung können Maßnahmen umgesetzt wer-
den, die Beeinträchtigungen durch Sturzfluten oder Hitze minimieren. Dazu zählen zum Bei-
spiel der Ausschluss von Kellergeschossen oder die Umsetzung von Sonnenschutzmaßnah-
men.  
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4.4 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

4.4.1 Lärmimmissionen 

Der Änderungsbereich befindet sich unmittelbar an der Kreisstraße K 63, die eine Verbindung 
zum überörtlichen Verkehrsnetz darstellt, sodass ein erhöhter Durchgangsverkehr besteht. Die 
Gewerbeflächen innerhalb des Änderungsbereiches grenzen unmittelbar an Wohnbauflächen 
an. Ebenso befindet sich ein Wohngebiet im Norden, das im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 8 „Hartmannshäuser Straße“ realisiert wurde. Weitere Wohnnutzung liegt auf Grundstück 
westlich entlang der Kreisstraße K 63 vor. Im Änderungsbereich werden sich künftig Betriebe 
ansiedeln, die als potenzielle Lärmemittenten einzustufen sind. Zudem befindet sich südöstlich 
des Geltungsbereiches ein weiterer Gewerbebetrieb. Es wurde daher eine schalltechnische 
Untersuchung erstellt, die sich sowohl mit den Verkehrslärmimmissionen als auch mit dem 
Gewerbelärm beschäftigt.2 Die wesentlichen Ergebnisse werden nachstehend wiedergegeben.  

Verkehrslärm 

Maßgebliche Geräuschquelle beim Verkehr ist die Ostenholzer Straße. In die Berechnung des 
Beurteilungspegels gingen ein:  

• die maßgebende Verkehrsstärke für den Tag und für die Nacht, ermittelt aus der durch-
schnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV)  

• die LKW-Anteile für Tag und Nacht 

• die Geschwindigkeit für Pkw und Lkw  

• die Steigung und das Gefälle der Straße 

• ein Korrekturwert für die Bauweise der Straßenoberfläche  

• die Anteile aus der Einfachreflexion der Schallquelle an Stützmauern, Hausfassaden 
oder anderen Flächen (Spiegelschallquellen). 

Lichtsignalanlagen mit Einfluss auf das Untersuchungsgebiet liegen nicht vor.  

Die Berechnungen erfolgten für den Prognosehorizont 2035. 

Derzeit liegen für Ostenholzer Straße (K63) und auch für angrenzende Kreisstraßen keine Ver-
kehrs(zähl)daten vor. Die südlich gelegene Landesstraße L180 zwischen Winsen und Thören 
weist nach der Verkehrszählung 2015 eine Belastung von DTV = 2400 Kfz/24 h und einen 
Schwerlastanteil von p < 10 % auf. Im Rahmen einer konservativen Abschätzung haben die 
Gutachter diese Verkehrsstärke auf die Ostenholzer Straße mit einem Entwicklungshorizont 
zum Jahr 2035 und der möglichen vorhabenbezogenen Zunahme übertragen. 

Auf der Grundlage der o.g. Berechnungsparameter wurden für das Untersuchungsgebiet die 
Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche im Tag- und Nachtzeitraum flächenhaft in einer Be-
rechnungshöhe von 5,6 m (1. OG) über Gelände ermittelt.  

Die Gutachter sind zu dem Ergebnis gekommen, dass für die geplanten Nutzungen ein ausrei-
chender Schallschutz im Plangebiet vorhanden ist. 
  

 
2  TÜV Nord: Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung eines Bebauungsplanes an der Ostenholzer 

Straße in Meißendorf, Hannover 09.11.2023 
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Gewerbelärm 

Da hier Gewerbenutzungen direkt an Wohnnutzungen angrenzen, ist ein zukünftiger Immissi-
onskonflikt nicht auszuschließen. Die Gutachter haben für das Plangebiet eine Emissionskon-
tingentierung zur Begrenzung der zulässigen Geräuschemissionen im Plangebiet mit dem Ziel 
ausgearbeitet, an den maßgebenden schutzbedürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft ein 
aus schalltechnischer Sicht verträgliches Miteinander zu ermöglichen. Dies ist i. d. R. dann 
gegeben, wenn in der Nachbarschaft die anzusetzenden schalltechnischen Orientierungs-
werte entsprechend Beiblatt 1 der DIN 18005-1 auch unter Berücksichtigung der Geräusch-
vorbelastung eingehalten werden. 

Die Gutachter haben die zulässige Zusatzbelastung so ausgelegt, dass durch die Gesamtbe-
lastung eine Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 gewährleistet wird. Die Gut-
achter haben Emissionskontingente für Teilflächen ermittelt. Entsprechend DIN 45691 wurde 
für einzelne Richtungssektoren eine Erhöhung der Emissionskontingente festgelegt. Durch 
eine geeignete Planung der geräuschintensiven Quellen auf dem Betriebsgelände, bzw. durch 
die Nutzung der abschirmenden Wirkung von Gebäuden/Schallschutzelementen kann erreicht 
werden, dass in Richtung der maßgeblichen Immissionsorte weniger Schall wirksam wird als 
in Richtung weniger empfindlicher Nutzungen. 

Die durchgeführten Berechnungen haben ergeben, dass gegen die Ausweisung der Sonder-
/Gewerbegebietsflächen keine schalltechnischen Bedenken bestehen, sofern für die Teilflä-
chen Emissionskontingente LEK gemäß DIN 45691 festgesetzt werden. 

Insgesamt wurde der schalltechnische Nachweis erbracht, dass die Planung grundsätzlich um-
setzbar ist.  

4.4.2 Geruchsimmissionen 

Südwestlich des Änderungsbereiches, westlich der Ostenholzer Straße befindet sich ein land-
wirtschaftlicher Betrieb auf dem Legehennen gehalten werden. Südlich werden auf einer land-
wirtschaftlichen Hofstelle Pferde gehalten. Durch die Tierhaltung in den Stallgebäuden sind 
Emissionen vorhanden. Es wurde daher ein geruchstechnischer Bericht erstellt.3 Die Gutachter 
haben die Gesamtbelastung an Geruchsimmissionen berechnet und dargestellt. Die wesentli-
chen Inhalte und Ergebnisse werden nachstehend dargestellt.  

Die Gutachter haben die Geruchsimmissionen anhand des Anhangs 7 der TA Luft ermittelt und 
beurteilt. Als erhebliche Belästigung gilt eine Geruchsimmission dann, wenn die in der nach-
folgenden Tabelle angegebenen Immissionswerte überschritten werden. Die Immissionswerte 
werden als relative flächenbezogene Häufigkeiten der Geruchsstunden bezogen auf ein Jahr 
angegeben: 

 

Für eine geplante gewerbliche Nutzung mit Wohnnutzung ist somit ein Immissionswert von 
maximal 0,15 - entsprechend einer relativen flächenbezogenen Häufigkeit von 15 % der Jah-
resstunden - zulässig. Für eine geplante gewerbliche Nutzung ohne Wohnnutzung ist ein Im-
missionswert von maximal 0,25 - entsprechend einer relativen flächenbezogenen Häufigkeit 
von 25 % der Jahresstunden - zulässig. Für eine geplante Ausweisung von Wohnbauflächen 

 
3  FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter: Geruchstechnischer Bericht Nr. G 22227.1/02 über die Durch-

führung einer geruchstechnischen Untersuchung für die geplante Aufstellung eines Bebauungsplanes nördlich 
der Ostenholzer Straße in 29308 Winsen (Aller), Lingen, 26.06.2024 
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ist der Immissionswert von 0,10, entsprechend einer relativen flächenbezogenen Häufigkeit 
der Geruchsstunden von 10 %, heranzuziehen. 

Weiterhin wird in dem Kommentar zum Anhang 7 der TA Luft 2021 beschrieben, dass in be-
gründeten Einzelfällen die Festlegung von Zwischenwerten zwischen den Nutzungsbereichen 
möglich ist. Der Übergangsbereich sollte aber räumlich eindeutig begrenzt werden. Für den 
Übergangsbereich vom Wohn-/Mischgebiet zum Außenbereich sind Zwischenwerte bis zu 14 
% der Jahresstunden möglich. 

Die Gutachter sind zu folgenden Ergebnissen gekommen: 

Die Gutachter sind unter Berücksichtigung des genehmigten Tierbestandes in der Gesamtbe-
lastung zu folgenden Ergebnissen gekommen: 

• Nahezu im gesamten Bereich der geplanten Wohnbauflächen (außerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 9) wird der Immissionswert von 10 % eingehalten. Im südlichen Rand-
bereich der Wohngebietsflächen wird der Immissionswert von 10 % überschritten. Der 
Zwischenwert für einen Übergangsbereich zwischen Wohngebiet und Außenbereich 
von bis zu 14 % der Jahresstunden wird nahezu eingehalten. Nur im südwestlichen 
Randbereich wird der Wert überschritten (15%). 

• Der Immissionswert von 15 % für gewerbliche Nutzungen mit Wohnnutzung wird im 
Großteil der geplanten Flächen überschritten.  

• Der maximal zulässige Immissionswert von bis zu 25 % für gewerbliche Nutzungen 
ohne Wohnnutzung wird im Großteil der geplanten Flächen eingehalten, nur im süd-
westlichen Randbereich überschritten. 

 
Abbildung 8: Anlage 3 des geruchstechnischen Berichtes: Gesamtbelastung an Geruchsimmissionen 
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Im Rahmen einer weiteren Berechnung wurde in Ansatz gebracht, dass der Tierbestand der 
beiden westlich gelegenen Ställe (LW 1) auf in der Summe 39.999 Legehennen reduziert wird. 
Unter dieser Prämisse sind die Gutachter zu folgendem Ergebnis gekommen. 

• Nahezu im gesamten Bereich der geplanten Wohnbauflächen (außerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 9) wird der Immissionswert von 10 % eingehalten. Im südlichen Rand-
bereich der Wohngebietsflächen wird der Immissionswert von 10 % überschritten. Der 
Zwischenwert für einen Übergangsbereich zwischen Wohngebiet und Außenbereich 
von bis zu 14 % der Jahresstunden wird überall eingehalten.  

• Der Immissionswert von 15 % für gewerbliche Nutzungen mit Wohnnutzung wird im 
Großteil der geplanten Flächen überschritten.  

• Der maximal zulässige Immissionswert von bis zu 25 % für gewerbliche Nutzungen 
ohne Wohnnutzung wird im Großteil der geplanten Flächen eingehalten, nur im süd-
westlichen Randbereich überschritten. 

Mögliche Erweiterungsabsichten der landwirtschaftlichen Betriebe wurden nicht berücksich-
tigt. Im südlichen Bereich werden die Immissionswerte im Bereich der vorhandenen Wohnhäu-
ser bereits überschritten. Somit kann davon ausgegangen werden, dass durch die Entwicklung 
der geplanten Nutzungen die landwirtschaftlichen Betriebe nicht weiter eingeschränkt werden. 

Abwägung der gutachterlichen Ergebnisse durch die Gemeinde Winsen (Aller) 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hält die gutachterlichen Ergebnisse für plausibel. Auf Ebene des 
parallel aufgestellten Bebauungsplanes können auf den Flächen mit als 25 % relative flächen-
bezogene Häufigkeit an Geruchsstunden – bezogen auf den genehmigten Tierbestand - dau-
erhafte Außenarbeitsplätze und dauerhafte Arbeitsplätze in Gebäuden ausgeschlossen wer-
den. Hier dürfen diese Nutzungen erst aufgenommen werden, wenn ein Immissionswert von 
25 % gemäß TA Luft auf dem jeweiligen Baugrundstück dauerhaft eingehalten bzw. unter-
schritten wird. Damit wird eine Möglichkeit aufgezeigt, den immissionsschutzrechtlichen Kon-
flikt auf nachgelagerter Planungsebene zu lösen. 

Am südwestlichen Randbereich der Wohnbauflächen wird der Immissionswert von 10 % über-
schritten. Nach dem Kommentar zum Anhang 7 der TA Luft ist für begründete Einzelfälle ein 
Zwischenwert für einen Übergangbereich zwischen Wohnbaufläche und Außenbereich mög-
lich, in dem Geruchsstundenhäufigkeiten von bis zu 14 % zulässig sind. Der Übergangsbereich 
sollte aber eindeutig abgegrenzt werden.  

Auch liegt eine Rechtsprechung eines OVG NRW zu dieser Thematik vor (Urteil vom 
26.04.2007 - 7 D 4/07.NE). Darin wird folgendes ausgeführt: Es gibt keine gesetzliche Grund-
lage, die eine zwingende Aussage dazu trifft, welche Geruchsimmissionsbelastung einem in 
diesem Zusammenhang einmal angenommenen reinen oder allgemeinen Wohngebiet zumut-
bar ist. Als Orientierungshilfe wird in der Rechtsprechung die GIRL zu Grunde gelegt….. Am 
Rande zum bauplanungsrechtlichen Außenbereich ist grundsätzlich eine stärkere Geruchsbe-
lastung hinzunehmen, als sie für ein allgemeines Wohngebiet gilt, das nicht am Rande zum 
Außenbereich liegt. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hält in Anbetracht Ausführungen in der TA Luft, der Rechtspre-
chung und der Lage des Plangebietes in der dörflich geprägten Ortslage die Definition eines 
Übergangsbereichs für sachgerecht, der Örtlichkeit angemessen und von Seiten der zukünfti-
gen Bewohner für tolerierbar. Südlich der geplanten Wohnbaufläche und des Überschreitungs-
bereiches von 10 % Geruchsstundenhäufigkeit grenzt direkt freien Landschaft bzw. der Au-
ßenbereich an. Auch sind in der Umgebung der landwirtschaftlichen Betriebe – insbesondere 
an der Ostenholzer Straße - bereits Wohnnutzungen vorhanden, auf die der landwirtschaftliche 
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Betrieb Rücksicht zu nehmen hat. Zukünftige Bewohner ziehen bewusst das Leben in ländli-
cher Lage einem Leben in der Großstadt vor. In ländlichen Gebieten ist auch mit landwirt-
schaftlichen Emissionen zu rechnen. Soweit sich diese im Rahmen des gesetzlich Zulässigen 
bewegen, sind diese von den Bewohnern zu tolerieren.  

Der südwestliche Bereich der geplanten Wohnbauflächen mit Werten mit mehr als 10 % Ge-
ruchsstundenhäufigkeiten und mit bis zu 14 % Geruchsstundenhäufigkeit wird im Planteil ab-
gegrenzt und als Übergangsbereich gekennzeichnet. Auf die für diesen Bereich ermittelten 
Geruchsimmissionen wird in den Hinweisen auf dem Planteil hingewiesen. Der Bereich mit 
mehr als 15 % wird als Grünfläche dargestellt. 

4.5 Wohnbedürfnisse, Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstruk-
turen, Eigentumsbildung, Bevölkerungsentwicklung 

Mit der Darstellung von Wohnbauflächen werden neue Wohngebäude mit unterschiedlich gro-
ßen Wohneinheiten ermöglicht. Damit kann auf die Wohnbedürfnisse verschiedener Nachfra-
gegruppen reagiert werden. Die Planung trägt zu einer stabilen Bevölkerungsentwicklung bei.  

4.6 Belange sozialer und kultureller Bedürfnisse, Belange des Bildungswesens 
und von Sport, Freizeit und Erholung 

Der Geltungsbereich befindet sich im ländlich geprägten Raum, sodass grundsätzlich weniger 
Angebote vorhanden sind, als in urbanen Räumen. Erholungswege sind jedoch zahlreich vor-
handen und die vorhandenen Gartenanlagen lassen Raum für das Kinderspiel. Im Ortskern von 
Meißendorf sind ein Dorfgemeinschaftsplatz und ein Kinderspielplatz vorhanden. Am südwest-
lichen Rand von Meißendorf liegen der Hüttensee, ein Campingplatz sowie der Campingpark 
Hüttensee mit rund 100 Dauerstellplätzen und ein Mobilheimplatz. Die nächstgelegenen Kin-
dertagesstätten befinden sich an der Schulstraße in Meißendorf und an der Straße Am Sport-
heim in Walle. Eine Grundschule und eine weiterführende Schule sind in Winsen (Aller) vor-
handen. Weitere familien- und seniorenbezogene Einrichtungen sind in den umliegenden Orts-
teilen erreichbar. 

4.7 Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentra-
ler Versorgungsbereiche 

Die Planung sieht die Weiterentwicklung eines bestehendes Siedlungsansatzes vor und trägt 
damit zu einer stabilen Siedlungsentwicklung und zur Aktivierung von Flächenpotenzialen bei. 

Im westlichen Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Nah-
versorgungszentrum“ dargestellt. Im parallel aufgestellten Bebauungsplan soll die zulässige 
Verkaufsfläche deutlich unterhalb der Grenze zur Großflächigkeit begrenzt werden. Die Be-
lange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung und Anpassung vorhandener Ortsteile kön-
nen damit berücksichtigt werden. 

4.8 Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes 

Im Änderungsbereich und angrenzend sind keine Baudenkmäler vorhanden.  

Im Änderungsbereich sind derzeit keine archäologischen Fundstellen bekannt. Das Nieder-
sächsische Landesamt für Denkmalpflege hat mit Schreiben vom 27.07.2021 an die Gemeinde 
ausgeführt, dass in den ALS-Laserscandaten sich eine dammartige Erhöhung befinde, die viel-
leicht von einem alten Wegesystem stammen könnten. Aus einigen Großprojekten der letzten 
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Jahre sei bekannt, dass nur ein Bruchteil der archäologischen Fundstellen bekannt sei. Dies 
betreffe insbesondere einen Landkreis wie Celle. Aus diesem Grund empfiehlt das Niedersäch-
sische Landesamt für Denkmalpflege bei einem Vorhaben dieser Größenordnung vorab eine 
Prospektion mittels Suchschnitten. Diese genaue Lokalisierung der Prospektionsschnitte seien 
mit der zuständigen Denkmalschutzbehörde abzustimmen. 

Unabhängig davon gilt die Anzeigepflicht bei Bodenfunden gemäß § 14 Abs. 1 und 2 des Nie-
ders. Denkmalschutzgesetzes. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder früh-
geschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlun-
gen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe 
Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese meldepflichtig und müssen der zuständi-
gen unteren Denkmalschutzbehörde gemäß § 10 NDSchG in Verbindung mit § 13 NDSchG 
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Celle unverzüglich gemeldet wer-
den. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 

4.9 Belange des Orts- und Landschaftsbildes 

Das Landschaftsbild des Änderungsbereiches ist überwiegend durch die ackerbauliche Nut-
zung geprägt und besitzt daher keine landschaftsbildrelevanten Strukturen. Im Süden besteht 
eine Vorbelastung des Landschaftsbildes durch bestehende Gewerbenutzungen. Eine beson-
dere landschaftsbezogene Erholungsnutzung besteht weder innerhalb des Plangebietes noch 
in der näheren Umgebung.  

Ein bestehender gewerblicher Ansatz soll mit der Planung weiterentwickelt und dafür auch 
landwirtschaftliche Fläche in Anspruch genommen werden. Außerdem sollen Wohnbauflächen 
und Freiflächenphotovoltaikanlagen neu entwickelt und planungsrechtlich vorbereitet werden. 
Das Landschaftsbild verändert sich somit, jedoch kann eine Beeinträchtigung auf Ebene der 
Bebauungspläne und/ oder im Zuge der Objektplanung durch neu anzupflanzende Gehölze 
minimiert werden. Belange des Orts- und Landschaftsbildes stehen der Planung nicht entge-
gen.  

4.10 Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung  

Die Belange von Natur und Landschaft sind, wie auch die übrigen Belange des Umweltschut-
zes, detailliert im Umweltbericht (Teil II dieser Begründung) dargelegt. Die wesentlichen As-
pekte werden nachfolgend kurz zusammengefasst. 

Aktueller Zustand von Natur und Landschaft 

Der Änderungsbereich ist hauptsächlich durch Ackerfläche geprägt. Daneben kommen 
Strauch- und Strauch-Baumhecken sowie ein Gewerbebetrieb und eine Baustelle vor. Westlich 
grenzt der Geltungsbereich an die „Ostenholzer Straße“, nach Norden und Osten ist er von 
Ackerfläche umgeben. Südlich grenzt eine Reitsportanlage an.  

Auswirkung der Planung, Eingriffsregelung 

Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplanes werden Entwicklungsmöglichkeiten für ei-
nen ortsansässigen Gewerbebetrieb, Schaffung neuen Wohnraumes und Anlagen zur Strom-
versorgung aus Solarenergie in Meißendorf vorbereitet. Durch die damit verbundenen Neu-
versiegelungen und Flächeninanspruchnahmen kommt es zum Verlust von Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen, zur Versiegelung Boden und damit zum Verlust der Bodenfunktionen sowie 
zur Veränderung des Landschaftsbildes in einem Bereich mit hoher Bedeutung für das Land-
schaftserleben. 
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Somit bereitet die Planung einen Eingriff in Bezug auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt, Fläche und Boden sowie Landschaftsbild vor. Gemäß der Eingriffsbilanzie-
rung der parallel aufgestellten Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 beläuft sich das Kom-
pensationsdefizit auf 53.866 Werteinheiten. Diese Summe beinhaltet eine Mehrfachkompen-
sation der öffentlichen Verkehrsflächen der einzelnen Bebauungspläne, die sich überschnei-
den.  

Sollte der Bebauungsplan Nr. 11 vor den Bebauungsplänen Nr. 09 und Nr. 12 wirksam werden, 
werden die erheblichen Beeinträchtigungen aus dem Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche 
dort bereits ausgeglichen und wären von dem ermittelten Kompensationsbedarf der Bebau-
ungspläne Nr. 09 und Nr. 12 abzuziehen. Sollte dies nicht der Fall sein, sind die Defizite in den 
entsprechenden Verfahren auszugleichen und eventuell bereits ausgeglichene Bereiche ab-
zuziehen. 

Die erforderlichen plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen sollen durch die Aufwertung 
von zwei Ackerflächen erfolgen. Bei den Flächen handelt es sich zum einen um eine 21.800 
m2 große Ackerfläche in der Gemarkung Thören (Flur 2, Flurstück 35). Diese liegt ca. 6,6 km 
vom Geltungsbereich entfernt. Die zweite Ausgleichsfläche befindet sich in der Gemarkung 
Bannetze (Flur 5, Flurstück 103) und liegt ca. 6,8 km vom Geltungsbereich entfernt. Die Fläche 
„Bannetze“ weist eine Größe von 13.824 m2 auf, von denen 11.208 m2 als Acker und 2.616 m2 
als Intensivgrünland genutzt werden. Damit stehen mit beiden Flächen insgesamt 35.624 m2 
Fläche zur Verfügung. 

Diese Ausgleichsflächen sollen überwiegend mit entsprechender extensiver Bewirtschaftung 
von derzeit Wertstufe 1 (Ausgangsbiotop: Sandacker) bzw. Wertstufe 2 (Ausgangsbiotop: In-
tensivgrünland) auf Wertstufe 3 (Zielbiotop: Sonstiges feuchtes Extensivgrünland) aufgewertet 
werden. Dabei soll der Offenlandcharakter erhalten werden, um einen multidimensionalen Aus-
gleich auch in Bezug auf die Habitatfunktionen für die Feldlerche zu erzielen. Somit werden 
hier die erheblichen Beeinträchtigungen der Feldlerche ausgeglichen. Am nördlichen und öst-
lichen Rand der Ausgleichsfläche „Thören“ wird ein 15 m breiter Sukzessionsstreifen zur Ent-
wicklung von Gehölzen aus der Bewirtschaftung genommen. Durch die Aufwertung der beiden 
Flächen werden insgesamt 68.632 Werteinheiten generiert, wodurch das Kompensationsdefi-
zit der Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 von insgesamt 53.866 Werteinheiten voll-
ständig ausgeglichen wird.  

Artenschutz-Verträglichkeit 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben 
des § 44 BNatSchG die Umsetzung der Planung absehbar und dauerhaft hindern. Hierbei sind 
die Europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richt-
linie in den Blick zu nehmen. Da sich die artenschutzrechtlichen Regelungen auf konkrete 
Handlungen und Individuen beziehen, ist der Artenschutz abschließend auf der Umsetzungs-
ebene zu klären.  

Das potenzielle Artenspektrum artenschutzrechtlich relevanter Arten wird anhand der vorhan-
denen Biotoptypen und Habitatstrukturen abgeleitet. Zudem wurde ein Fauna-Gutachten er-
stellt.4 

 
4  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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Im Geltungsbereich sind dabei geeignete Habitatqualitäten für Brutvögel des Offenlandes wie 
Feldlerche und Kiebitz nicht auszuschließen. Der artenschutzrechtliche Beitrag hat die Gel-
tungsbereiche der Bebauungspläne Nr. 09, 11 und 12 zusammengefasst untersucht. Hierbei 
wurden folgende Arten festgestellt:  

• Im Vorhabengebiet: Feldlerche (2 Reviere) und Wiesenschafstelze (3 Reviere) 

• Außerhalb des Vorhabengebiet: Amsel, Buchfink, Bachstelze, Blaumeise, Dorngrasmü-
cke, Elster, Feldsperling, Goldammer, Gartenbaumläufer, Grünfink, Gartengrasmücke, 
Haussperling, Bluthänfling, Heckenbraunelle, Hausrotschwanz, Kohlmeise, Klapper-
grasmücke, Kleiber, Kuckuck, Mehlschwalbe, Mönchsgrasmücke, Neuntöter, Rotkehl-
chen, Rabenkrähe, Rauchschwalbe, Ringeltaube, Star, Stieglitz, Sumpfmeise, Schwarz-
kehlchen, Turmfalke, Zaunkönig und Zilpzalp 

Von diesen Arten liegen die zwei Nachweise der Feldlerche sowie ein Nachweis der Wiesen-
schafstelze im Geltungsbereich der vorliegenden Planung. 

Die Gehölze im Süden des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für Gehölz- und 
höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für gehölzgebundene Fleder-
mausarten.  

Ein kleiner Bereich im Südosten des Geltungsbereiches überschneidet sich mit einem als 
Großvogellebensraum für den Schwarzstorch von landesweiter Bedeutung ausgewiesenen 
Gebietes. Dieser Bereich ist Teil eines größeren Vorkommengebietes entlang der Meiße, der 
sich in Richtung Nordosten erstreckt. Die ausgewiesenen Bereiche nahe des Planungsgebie-
tes weisen dabei keine Eignung als Bruthabitat für den Schwarzstorch, sondern sind durch die 
Nähe von Niederungsbereichen mit Gehölzen und Grünland als Nahrungshabitat bedeutend.  

Damit stellt sich die Artenschutz-Verträglichkeit im vorliegenden Planfall wie folgt dar: 

Grundsätzlich kann es im Zuge der Baufeldfreimachung zur Tötung von Vögeln und Fleder-
mäusen bzw. zur Zerstörung von Gelegen kommen. Dies kann vermieden werden, indem die 
Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeiten im Winterhalbjahr (ab 1.10. bis Ende Feb-
ruar) erfolgt. Auch die Betroffenheit von aktuell genutzten Lebensstätten von Brutvögeln und 
Fledermausarten kann durch bauzeitliche Anpassungen hinreichend sicher vermieden werden 
(s.o.). Zudem ist davon auszugehen, dass die ökologische Funktion von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten für freibrütende, gehölzgebundene Vogelarten im räumlichen Zusammenhang 
weiter erfüllt werden kann.  

Weiterhin sollte als Vermeidungsmaßnahme unabhängig von der jahreszeitlichen Terminie-
rung vor der Baufeldfreimachung sowie der eventuellen Entfernung von Gehölzen und der 
Fällung von Altbäumen durch eine fachkundige Person geprüft werden, ob eine Nutzung durch 
Vögel oder Fledermäuse gegeben ist. Sollte dies der Fall sein, sind die Arbeiten zu verschie-
ben, bis die Brut- und Aufzucht abgeschlossen ist. 

Durch den Baubetrieb sind Störungen zu erwarten, die jedoch zeitlich auf die Bauphase be-
schränkt sind. Ein dann temporäres Ausweichverhalten der potenziell vorkommenden Tierar-
ten in die unmittelbare Umgebung ist möglich, da ähnliche Habitatstrukturen in Form von wei-
teren Gehölzen und Ackerflächen bestehen.  
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Bei der Feldlerche kommt es durch das Vorhaben zu einer erheblichen Störung. Diese wird 
jedoch durch die für den Lebensstättenverlust vorgesehene vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahme (CEF) ausgeglichen, da diese gleichzeitig eine Maßnahme zur Vermeidung erheblicher 
Störungen darstellt.5  

Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahmen ist keine Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population der Feldlerche zu prognostizieren. 

Die Betroffenheit von aktuell genutzten Lebensstätten kann durch bauzeitliche Anpassungen 
hinreichend sicher vermieden werden (s.o.). Durch die großflächige und dauerhafte Überpla-
nung werden jedoch Fortpflanzungs- und Ruhestätten innerhalb eines von Feldlerchen genutz-
ten Brutgebietes zerstört. Von der Planung der Bebauungspläne Nr. 9, 11 und 12 als räumlich 
unmittelbar aneinandergrenzende Bebauungspläne sind in den Geltungsbereichen sowie de-
ren unmittelbarer Umgebung zwei Feldlerchen- und zwei Wiesenschafstelzenreviere betroffen. 
Es ist laut des Fauna-Gutachtens nicht davon auszugehen, dass die ökologische Funktion von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Feldlerche im räumlichen Zusammenhang weiter er-
füllt werden kann. Daher sind für diese Art vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) nötig.  

Weiterhin sollte als Vermeidungsmaßnahme unabhängig von der jahreszeitlichen Terminie-
rung vor der Baufeldfreimachung sowie der Entfernung von Gehölzen und der Fällung von 
Altbäumen durch eine fachkundige Person geprüft werden, ob wiederkehrend genutzte Nist-
stätten oder Fledermausquartiere vorhanden sind. Diese sind auf dem Acker aufgrund der re-
gelmäßigen Bodenbearbeitung nicht zu erwarten. Sind Baumfällungen mit entsprechendem 
Potential vorhanden, sind diese auf dauerhaften Besatz zu prüfen und bei Verlusten sind ggf. 
Nisthilfen etc. im Umfeld anzubringen, um die Funktion im räumlichen Umfeld aufrecht zu er-
halten.  

Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen stehen die Flurstücke 30/12, 31, 32 und 33, 
Flur 2 in der Gemarkung Bannetze zur Verfügung. Bei diesen Flächen handelt es sich um 
Ackerflächen, bereits zum Teil nach den Empfehlungen des NLWKN (2011) zu Habitaten für 
die Feldlerche entwickelt wurden.  

Unter Beachtung der Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen werden die 
Verbotstatbestände des speziellen Artenschutzes nicht erfüllt. Die Vermeidungsmaßnahmen 
sind auf der Umsetzungsebene einzuhalten. Damit ist hier auf der Ebene des Bebauungsplanes 
absehbar, dass die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Planung nicht dauerhaft 
entgegenstehen. 

Natura 2000-Verträglichkeit 

Im Geltungsbereich und unmittelbar angrenzend befinden sich keine Natura 2000-Gebiete. Die 
nächstgelegenen Schutzgebiete sind das Gebiet „Meißendorfer Teiche; Ostenholzer Moor“ 
(EU-Kennzahl 3224-331), welches sich rund 1 km südwestlich befindet, und das Gebiet „Moor- 
und Heidegebiet im Truppenübungsplatz Bergen-Hohne“ (EU-Kennzahl 3124-301), welches 
sich ca. 2,6 km nordöstlich befindet.  

Aufgrund der Entfernung, zusätzlichen Strukturen zwischen dem Änderungsbereich und dem 
FFH-Gebiet und der fehlenden Fernwirkung der Planung, wird eine Verträglichkeit der Planung 
mit den Zielen des FFH-Gebiets als gegeben angesehen. 
  

 
5  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Innerhalb des Änderungsbereiches sowie in direkter Umgebung befinden sich keine 
Schutzgebiete oder geschützte Objekte. Das nächstgelegene Schutzgebiet ist das 
Naturschutzgebiet „Meißendorfer Teiche“ (NSG LÜ 00098). Dieses befindet sich in einer 
Entfernung von rd. 900 m in westlicher Richtung zum Geltungsbereich.6 Aufgrund der Lage 
des Geltungsbereiches zum Schutzgebiet sowie fehlender Fernwirkungen der Planung werden 
keine Schutzgebiete oder geschützte Objekte beeinträchtigt. 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet Thörener Bruch (LSG HK 00046) liegt rund 7 
km südwestlich des Geltungsbereiches. Aufgrund der großen Distanz und fehlender Fernwir-
kungen sind negative Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet nicht ersichtlich. 

Darstellung von Landschaftsplänen 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Celle (1991) weist für das Plangebiet keinen 
wichtigen Bereich für Arten und Lebensgemeinschaften aus. In der Fortschreibung des Land-
schaftsrahmenplanes des Landkreises Celle (Entwurf 2023) wird der Geltungsbereich als Be-
reich mit hoher Bedeutung für das Landschaftserleben dargestellt. Die sich hieraus ergeben-
den erheblichen Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung müssen entsprechend 
kompensiert werden. 

Ein Landschaftsplan liegt für die Gemeinde Winsen (Aller) nicht vor. 

4.11 Belange der Wirtschaft 

Die Planung bzw. die Darstellung der gewerblichen Bauflächen stärkt die Belange der Wirt-
schaft. Sie ermöglicht es, den ansässigen Betrieben vor Ort zu bleiben und bietet Erweite-
rungsmöglichkeiten und Potenziale für Neuansiedlungen. Damit werden auch kleinere Betriebe 
gestärkt, die eine wichtige Rolle für die Arbeitsplatzverfügbarkeit spielen. 

4.12 Belange der Landwirtschaft 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hat bei der Abwägung der Belange „landwirtschaftliche Flächen-
nutzung“ versus „Schaffung von Entwicklungsmöglichkeiten für ansässige Gewerbebetriebe“ 
und versus Entwicklung der Wohngebiete und der Flächen für Freiflächenphotovoltaik der Ent-
wicklung der Baugebiete/ der Freiflächenphotovoltaikanlagen das höhere Gewicht beigemes-
sen. Dabei stellt die Gemeinde in die Abwägung ein, dass keine gleichwertigen Alternativflä-
chen auf landwirtschaftlich ungenutzten Grundstücken in der Gemeinde zur Verfügung stehen 
und dass die Hergabe der landwirtschaftlichen Flächen auf Freiwilligkeit basiert. Zudem ist 
bereits ein gewerblicher Ansatz vorhanden und mit der Planung kann eine Lücke im städte-
baulichen Kontext entlang der Ostenholzer Straße geschlossen werden. Die Gemeinde hat das 
Erfordernis zur Überplanung der Flächen erkannt.  

4.13 Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Laut NIBIS Kartenserver (Stand 10/2023) unterliegt der Änderungsbereich dem Bergbau Ost. 
Es ist nicht mit Auswirkungen auf das Bergrecht durch die Planung zu rechnen. 
  

 
6  Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz: Niedersächsische Umweltkarten 

– Natur (Zugriff: April 2020) 
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4.14 Technische Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

Eine Erweiterung der technischen Infrastruktur ist möglich. Die Ver- und Entsorgung wird durch 
öffentliche und private Leistungsträger übernommen.  

Der Änderungsbereich wird an das zentrale Abwasserentsorgungsnetz angeschlossen. Für 
den Anschluss an die öffentliche zentrale Abwasserentsorgung ist ein Abwasserpumpwerk mit 
Abwasserdruckrohrleitung vorzusehen. 

Niederschlagswasser und oberflächlich abfließendes Wasser sowie Grundwasser (aus Kellern 
bzw. Kellerdrainagen) darf zu keinem Zeitpunkt - auch nicht bei Starkregen - weder direkt noch 
diffus in die Schmutzwasserkanalisation geleitet werden. 

4.15 Oberflächenentwässerung 

Es liegt eine Baugrunduntersuchung vor.7 Zur Erkundung der Bodenverhältnisse wurden in der 
47. KW (20. bis 24.11.23) insgesamt 16 Rammkernsondierungen (B 1 bis B 16) zur Bestim-
mung der Bodenschichtung und Grundwasserstände und zwei Rammsondierungen mit der 
leichten Rammsonde DPL (RS 4 und RS 13) zur Ableitung von Lagerungsdichte bzw. Konsis-
tenz jeweils bis in eine Tiefe von 3,00 m unter der Geländeoberkante (GOK) niedergebracht. 
Aus den Rammkernsondierungen wurden Bodenproben entnommen und hinsichtlich der 
Kornverteilung und Wasserdurchlässigkeit untersucht. 

Die durchgeführten Rammsondierungen zeigen unterhalb der Mutterbodenschicht zunächst 
eine lockere Lagerungsdichte bis in Tiefen zwischen ca. 0,60 m und ca. 1,50 m unter GOK an. 
Darunter durchgängig eine mindestens mitteldichte Lagerung der vorgefundenen Sandschich-
ten bis zur Erkundungstiefe. 

Bei den Sondierarbeiten wurde Grundwasser in einer Tiefe von ca. 2,10 m unterhalb der Ge-
ländeoberfläche angetroffen. Es ist ein ausreichender Grundwasserflurabstand für Versicke-
rungsanlagen im gesamten Untersuchungsgebiet gegeben. 

Das ATV Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung 
von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“ regelt die Ausführungs- und Bau-
möglichkeiten von Versickerungsanlagen. Danach ist die Versickerung in Lockergesteinen mit 
einer Durchlässigkeit zwischen 1 10-3 und 1 10-6 m/s möglich. Diese Voraussetzung wird im 
geplanten Untersuchungsgebiet erfüllt. 

Anhand der durchgeführten Nasssiebungen der erkundeten Sande und der daraus erhalten-
den Kornverteilungen wurden Durchlässigkeitsbeiwerte von 2 10-4 m/s für den erkundeten Mit-
telsand und 5 10-5 m/s für den erkundeten Feinsand ermittelt. Der Untergrund ist als gut durch-
lässig (Mittelsand) bis durchlässig (Feinsand) zu bezeichnen. 

Für Berechnungen / Dimensionierung von Versickerungsanlagen gemäß DWA-A 138 sind die 
durch die Kornverteilungen ermittelten Werte jedoch noch um den Faktor 5 zu verringern. So-
mit kann mit Durchlässigkeitsbeiwerten von ca. 1 10-5 für den Feinsand und ca. 4 10-5 m/s für 
den Mittelsand im Untergrund gerechnet werden. 

Eine weitere Voraussetzung für die Versickerung von Niederschlagswasser ist ein ausreichen-
der Abstand der Sohle von Versickerungsanlagen zur Grundwasseroberfläche (ausreichender 
Sickerraum). Damit wird eine ausreichend lange Aufenthaltszeit des Niederschlagswassers im 

 
7  Büro für Baugrund und Gründung: Bautechnisches Bodengutachten für das Baugebiet „Ostenholzer 

Straße“ in Meißendorf, Winsen/ Aller Obernholz 15.12.2023 
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Boden gewährleistet (Filterwirkung). Im Allgemeinen ist ein Mindestabstand von ca. 1,0 m bzw. 
1,5 m erforderlich. 

Je nach Lage können mittlere höchste Grundwasserstände auf den einzelnen Bauplätzen von 
ca. 1,00 m bis 1,50 m unter der Geländeoberfläche angenommen werden. Damit ist ein aus-
reichender Grundwasserflurabstand für Versickerungsanlagen im gesamten Untersuchungs-
gebiet gegeben. 

Es liegt zudem ein Oberflächenentwässerungskonzept für die Straßenentwässerung vor.8 
Demnach erfolgt die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Straßenparzellen durch de-
zentrale Versickerung in Versickerungsmulden. Die Gutachter empfehlen, die Grundstückszu-
fahrten auf eine Breite von 4,50 m zu begrenzen, um eine möglichst große Sickerfläche zu 
erhalten.  

4.16 Belange des Verkehrs  

Die Erschließung des Änderungsbereiches wird über die angrenzende K 63 „Ostenholzer 
Straße“ sichergestellt. Diese ist bereits befestigt und eignet sich für die direkte Erschließung 
des Änderungsbereiches. Für den parallel zum Änderungsbereich verlaufenden Abschnitt der 
K 63 ist eine Ortsdurchfahrt festgesetzt: 

 
Abbildung 9: https://nwsib-niedersachsen.de/application.jsp 

Eine weitere Abstimmung mit dem Landkreis Celle, Abteilung Kreisstraßen, ist zwischenzeitlich 
erfolgt. Demnach erfolgt die Abstimmung über den Einmündungsbereich auf der Basis aussa-
gekräftiger Planunterlagen (Ausbauplanung) im weiteren Verfahren. Die Vereinbarung kann zu 
einem späteren Zeitpunkt abgeschlossen werden.  

An der Ostenholzer Straße liegen die Bushaltestellen „Winsen-Meißendorf Ortsmitte“ und 
„Winsen-Meißendorf Brückenstraße“, die durch die Buslinie 960 bedient werden und die ver-
schiedenen Ortsteile an das zentrale Siedlungsgebiet der Gemeinde Winsen (Aller) anbinden. 
  

 
8  Planungsbüro Nieschulz GmbH: Erläuterungsbericht Oberflächenentwässerungskonzept Baugebiet 

„Ostenholzer Straße“ in der Gemeinde Winsen (aller) OT Meißendorf, Bebauungsplan Nr. 11 „Am 
Steinwehr“, 23.09.2024 
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4.17 Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge 

Im Zuge der Planung wurde überprüft, ob der Geltungsbereich des Bauleitplans in einem Über-
schwemmungsgebiet, einem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet oder in einem 
Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegt. Bei Risikogebieten außerhalb 
von Überschwemmungsgebieten handelt es sich um Flächen, bei denen nach § 78b WHG ein 
signifikantes Hochwasserrisiko ermittelt wurde und die bei einem Hochwasser mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit (HQextrem) über das festgesetzte bzw. vorläufig gesicherte Überschwem-
mungsgebiet hinaus überschwemmt werden können. 

Die Überprüfung des Hochwasserrisikos unter Zuhilfenahme der Niedersächsischen Umwelt-
karten ergab, dass das Plangebiet in keinem der aufgeführten Fälle betroffen ist. Im Ergebnis 
ergibt sich für das Plangebiet aus den Gefahrenkarten sowie aus den Risikokarten in keinem 
der drei Hochwasserszenarien eine Betroffenheit.  

Aufgrund der vermehrt auftretenden Starkregen- und Hochwasserereignisse der letzten Jahre 
wurde bereits 2018 auf Bundesebene die Aufstellung eines länderübergreifenden Raumord-
nungsplans für den Hochwasserschutz beschlossen. Mit der Verordnung über die Raumord-
nung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV), die am 1. Septem-
ber 2021 in Kraft getreten ist, wurde nun auf der Grundlage von § 17 Raumordnungsgesetz 
(ROG) ein „Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz“ (Anlage zur 
Verordnung) aufgestellt.  

Die Planungsebenen in Deutschland sind nun angehalten, bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen auf Grundlage der im BRPHV formulierten Ziele und Grundsätze zum Hoch-
wasserrisikomanagement sowie zu Klimawandel und -anpassung, eine verbindliche und län-
derübergreifende Berücksichtigung der Hochwasserrisiken sowie die Auswirkungen des Kli-
mawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse vorzunehmen. 

Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 6 ROG „Pla-
nungen einschließlich der Raumordnungspläne, Vorhaben und sonstige Maßnahmen, durch 
die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebie-
tes beeinflusst wird, einschließlich des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanz-
mittel“. 

Bei der Planung handelt es sich um eine raumbedeutsame Planung oder Maßnahme. Entspre-
chend sind die Ziele und Grundsätze in der Planung zu beachten bzw. zu berücksichtigen. Dies 
erfolgt über das Prüfschema des Bundesraumordnungsplans, welches in der nachfolgenden 
Tabelle aufgeführt ist. 

 

Ziele und Grundsätze des Länderübergreifenden Raumordnungsplans für den Hoch-
wasserschutz und deren Beachtung bzw. Berücksichtigung in der Planung 

I. Allgemeines 

Ziel I.1.1: Prüfung der Risiken von Hochwassern bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen einschließlich Siedlungsentwicklung  

Hochwasserhäufigkeit Nächstgelegene Messstelle Marklendorf (ca. 10 km ent-
fernt) 

Maximale Änderung nahe Zukunft (2021 bis 2050): 211 % 

Maximale Änderung ferne Zukunft (2071 bis 2100): 455 % 
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Starkregentage (Nieder-
schlagsmengen über 20 Millili-
ter pro Tag) 

Nahe Zukunft (2021 bis 2050): 2 bis 2,5 zusätzliche Stark-
regentage 

Ferne Zukunft (2071 bis 2100): 1 bis 1,5 zusätzliche Stark-
regentage 

Potenzielle Wassertiefen  
(Binnenland) 

Für den Geltungsbereich liegt die potenzielle Wassertiefe 
bei 0. 

Fließgeschwindigkeit Daten liegen für das Land Niedersachsen nicht vor 

Schutzwürdigkeit der Nutzung hoch 

Ziel I.2.1: Prüfung der Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasser-
ereignisse durch oberirdische Gewässer, Starkregen oder in Küstengebiete eindrin-
gendes Meerwasser bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich 
der Siedlungsentwicklung  

Die Erwärmung steigt in Niedersachsen deutlich stärker an als im globalen Mittel. Hier ist ein 
Trend (1881-2021) von +1,2 °C zu verzeichnen, während der Trend für Niedersachsen eine 
Zunahme von +1,7 °C aufzeigt. Die Zunahme der Jahresmitteltemperatur von 1961-1990 zu 
1991-2020 ist in allen Regionen Niedersachsens festzustellen und liegt bei etwa ein Grad 
Celsius. So nehmen auch die Hochwasserhäufigkeit, die Zahl der Starkregentage und Dür-
rephasen zu. Daten zu Klimawandelfaktoren und -zuschläge in Bezug auf Hochwasserereig-
nisse liegen für das Land Niedersachsen derzeit nicht vor. 

II. Schutz vor Hochwasser ausgenommen Meeresüberflutungen 

Grundsatz II.1.1: Berücksichtigung von hochwasserminimierenden Aspekten bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugsgebieten, Hinwirkung auf 
Verringerung der Schadenspotenziale (auch wenn technische Hochwasserschutzan-
lagen vorhanden sind) 

Im Plangebiet stehen unter einer etwa 30 bis 50 cm starken Mutterbodenschicht überwie-
gend feinsandige Mittelsande an. Das auf den privaten Grundstücken von Dachflächen und 
befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den privaten Baugrundstücken 
zu versickern. Die Versickerung muss flächenhaft und über den belebten Oberboden erfol-
gen. Damit bleibt das anfallende Niederschlagswasser vor Ort und wird nicht abgeleitet. 

Ziel II.1.3: Erhaltung des natürlichen Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltever-
mögens des Bodens bei raumbedeutsamer Planung und Maßnahmen in Einzugsgebie-
ten 

Im Plangebiet stehen unter einer etwa 30 bis 50 cm starken Mutterbodenschicht überwie-
gend feinsandige Mittelsande an. Das auf den privaten Grundstücken von Dachflächen und 
befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den privaten Baugrundstücken 
zu versickern. Die Versickerung muss flächenhaft und über den belebten Oberboden erfol-
gen. Damit bleibt das anfallende Niederschlagswasser vor Ort und wird nicht abgeleitet. 

Die Planung steht im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen des Länderübergreifenden 
Raumordnungsplans für den Hochwasserschutz und berücksichtigt die Belange von Hochwas-
serschutz und Hochwasservorsorge. 
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4.18 Belange der Bundeswehr 

Der Änderungsbereich liegt südlich des NATO Truppenübungsplatzes Bergen Hohne mit sei-
nen Außenfeuerstellungen. Bei diesem Platz handelt es sich um eine seit Jahrzehnten beste-
hende Anlage der Landesverteidigung. Von dem dortigen Übungsbetrieb gehen tag und 
nachts Emissionen aus. Es ist mit Lärm- und Abgasemissionen durch den militärischen Betrieb 
zu rechnen.  

Es handelt sich um eine bestandsgebundene Situation mit ortsüblicher Vorbelastung. Es wird 
darauf hingewiesen, dass für die in Kenntnis dieses Sachverhaltes errichteten baulichen Anla-
gen gegen die Bundeswehr keinerlei Abwehr- und Entschädigungsansprüche geltend ge-
macht werden können.  

Auch in der Umgebung des Plangebietes sind bereits Wohnnutzungen vorhanden. Mit dem 
Änderungsbereich wird nicht näher an den Truppenübungsplatz herangerückt, als der Bestand 
an Wohnhäusern heute bereits liegt. Es gibt jedoch keine Gewähr dafür, dass es nicht zu Über-
schreitungen der Richtwerte nach TA Lärm im Bereich der Außenfeuerstellungen kommt. 

4.19 Kampfmittel 

Die derzeit vorliegenden Luftbilder der Alliierten in Hinblick auf Abwurfkampfmittel wurden voll-
ständig ausgewertet. Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelas-
tung vermutet. Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. Es ergibt sich kein Handlungs-
bedarf. 
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Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist 
umgehend die zuständige Polizeidienststelle, Ordnungsamt oder das Kampfmittelbeseiti-
gungsdezernat direkt zu benachrichtigen. 

5 Darlegung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Gemeinde Winsen (Aller) führt im Zuge der Änderung des Flächennutzungsplanes Beteili-
gungsverfahren gemäß §§ 3 und 4 BauGB durch, mit denen den Bürgern, Behörden und sons-
tigen Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit gegeben wird, Anregungen und Hinweise 
zu den Planinhalten vorzutragen. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB werden diese öffentlichen und pri-
vaten Belange in die Abwägung eingestellt sowie gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen.  

5.1 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
BauGB 

• Bürger haben die Einstufung der im Plangebiet gelegenen Flächen als „Gunstflächen mit 
guter Eignung“ für Freiflächen-Photovoltaikanlagen“ kritisiert. Dies treffe bereits nach 
der „Ergebniskarte zu Flächenpotenzialanalyse der Gemeinde“ nicht zu, die Gunstfläche 
würde das nördliche Plangebiet nicht umfassen. Da es sich eine landwirtschaftlich ge-
nutzte, nicht versiegelte Fläche handele, komme eine Einordnung der Flächen im südli-
chen Bereich als Gunstfläche nur in Betracht, wenn es sich um eine Fläche handele, die 
sich aufgrund der vorhandenen Netzanbindung besonders für die Einspeisung eigne 
oder um einen äußerst ertragsschwachen Ackerstandort handele. 

Das Ergebnis der angesprochenen Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen Photovoltaikanlage 
kann als Abwägungsgrundlage herangezogen werden. Sie ist jedoch nicht verbindlich und im 
Detail nicht Gegenstand dieser Abwägung. Die Flächenpotenzialanalyse diente u.a. dem Nach-
weis, dass die angedachte Zielvorgabe von 310 ha für Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Ge-
biet der Gemeinde Winsen möglich ist. 

Die im Plangebiet gelegenen Flächen wurden in der Flächenpotenzialanalyse für Freiflächen 
Photovoltaikanlagen in der Gemeinde Winsen (Aller) zum überwiegenden Teil als gut geeignet 
für die Nutzung mit Freiflächen Photovoltaikanlagen eingestuft. In dem Konzept wurde der 100 
m Abstand zu den Wohngrundstücken, nicht aber zu einzelnen Wohngebäuden bemessen.  

Der Abstand der 43. Flächennutzungsplanänderung zu den Wohngebäuden an der Hartmanns-
häuser Straße beträgt ca. 100 m, zu den Wohngrundstücken ca. 80 m. Seinerzeit wurde im 
Rahmen der Konzepterstellung pauschal ein Abstand von 100 m aus Vorsorgegründen zu 
Wohnsiedlungen gewählt. Dieser Abstand ist aber nicht verbindlich. Im Zuge der konkreten 
Planung zum Bebauungsplan Nr. 12 hat sich gezeigt, dass ein 100 m Abstand zu den Wohn-
grundstücken nicht erforderlich ist. In Anbetracht des Abstandes von 100 m zu den Wohnge-
bäuden und von 80 m zu den Wohngrundstücken sind von den Modulen keine unzulässigen 
Beeinträchtigungen der Wohnnachbarschaft und keine unzulässigen Emissionen zu erwarten. 
Dies ist auf Ebene der Vorhabenplanung entsprechend sicherzustellen. 

Maßgebliche Grundlage für die Erarbeitung der Flächenpotenzialanalyse war der kommunale 
Kriterienkatalog der Gemeinde Winsen (Aller) mit Stand vom 27.1.2023. Es erfolgte die Aus-
wertung vorliegender Daten und naturkundlicher Informationen einschließlich der vom Land-
kreis Celle für die Bearbeitung bereitgestellten Biotoptypenkartierungsdaten. 

Der überwiegende Teil der Fläche wurde bereits in der Flächenpotenzialanalyse als Gunstflä-
che mit guter Eignung eingeordnet. In der Flächenpotenzialanalyse wurde ausgeführt, dass die 
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Gemeinde Winsen (Aller) die Antragsteller auffordert, die Netzanbindung mit der Celle-Uelzen 
Netz GmbH abzustimmen. Diese Abfrage erfolgte jedoch nicht auf Ebene der Flächenpotenzi-
alanalyse. Es wurde vielmehr erläutert, dass die Netzeinspeisung im Rahmen der Potenzialflä-
chenanalyse nicht berücksichtigt wurde, sondern Aufgabe nachgelagerter Vorgänge sei. Die 
Nähe zu den geplanten Baugebieten bietet deutliche Standortvorteile für die Photovoltaikanla-
gen, da der Strom direkt vor Ort genutzt werden kann. 

• Bürger haben ausgeführt, dass nach dem Kriterienkatalog in der Arbeitshilfe zur Planung 
von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Niedersachsen des Niedersächsischen Land-
kreistages und des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes vom 18.10.2022 
als Gunstflächen für Solaranlagen nur versiegelte, baulich vorgeprägte/kontaminierte 
Fläche und Flächen mit vorbelastetem, technisch überprägten Landschaftsbild, wie Flä-
chen im Umfeld von Schienenwegen, Straßen und Hochspannungsleitungen oder vor-
belastete/technische überprägte Teilräume im Außenbereich im Umfeld von Infrastruk-
tur- Standorten, wie z.B. bei Umspannwerken, Kraftwerken etc. seien.  

Die Arbeitshilfe kann Hinweise und Hilfestellungnahme bei der Erstellung eines Konzeptes lie-
fern, sie ist aber nicht verbindlich. Die Gemeinde Winsen (Aller) hat eine eigene Flächenpoten-
zialanalyse erstellt. Diese ist aber nicht Gegenstand dieser Abwägung. Eine Gemeinde kann 
auch ohne eine Flächenpotenzialanalyse Flächen für Freiflächenphotovoltaik über die Bauleit-
planung ausweisen, wenn sie eine Eignung der Flächen erkennt. 

• Bürger haben ausgeführt, dass der geringe Abstand zu der nördlich angrenzenden 
Wohnbebauung in der Hartmannshäuser Straße eine wertmindernde Wohnwertbeein-
trächtigung für die dortigen Grundstücke darstelle. 

Die Aussage ist spekulativer Natur und wird von der Gemeinde Winsen (Aller) nicht geteilt. Auf 
Ebene der Objektplanung ist im Genehmigungsverfahren dazulegen, dass von den geplanten 
Anlagen keine unzulässigen Emissionen ausgehen. Bei Einhaltung der Werte ist nicht von wert-
mindernden Beeinträchtigungen auszugehen. 

• Bürger kritisierten die Größe von 1,94 ha. Nach dem Kriterienkatalog der Gemeinde wird 
die Mindestgröße für Solarfelder auf 5 ha festgesetzt. 

Die Planung der Freiflächenphotovoltaikanlagen ist in direktem funktionellen und räumlichen 
Zusammenhang mit den Planungen der Bebauungspläne Nr. 9 und 11 zu sehen. Die direkte 
Stromabnahme vor Ort durch die in den angrenzenden Bebauungsplänen beabsichtigten Nut-
zungen stellt einen deutlichen energetischen und ökonomischen Vorteil gegenüber einer los-
gelösten reinen Freiflächen Photovoltaikanlage dar. Daher wird eine von 5 ha deutlich nach 
unten abweichende Größenordnung als nicht problematisch erachtet.  

• Bürger wiesen darauf hin, dass im RROP das Plangebiet als Vorranggebiet „ruhige Er-
holung in Natur und Landschaft“ dargestellt sei. 

Im RROP 2005 liegt das Plangebiet im Vorranggebiet „ruhige Erholung in Natur und Land-
schaft“. Im RROP des Regionalen Raumordnungsprogrammes 2016 (Entwurf 22.02.2017) hin-
gegen werden für das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. Die Gemeinde Winsen (Aller) 
teilt die mit der Rücknahme des Vorranggebietes für Erholung zum Entwurf 2016 zum Aus-
druck gebrachte Einschätzung, dass das Plangebiet keine herausragende Bedeutung für die 
Erholung im Bestand und in der Perspektive aufweist. Die für die Erholungsnutzung bedeuten-
den Bereiche in Meißendorf liegen südwestlich der Ortslage. Im Bestand ist der Änderungs-
bereich landwirtschaftlich genutzt. 

• Bürger befürchteten Blendwirkungen für die Wohnnutzungen im angrenzenden Bebau-
ungsplan Nr. 11 und des Verkehrs auf der angrenzenden Straßenfläche. 
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Auf Ebene der Objektplanung ist im Genehmigungsverfahren nachzuweisen, dass von den 
Photovoltaikanlagen keine unzulässigen Emissionen ausgehen. Dabei sind auch die in angren-
zenden Bebauungsplänen ermöglichten Nutzungen zu berücksichtigen. 

Der Bundesgesetzgeber hat eine rechtliche Erleichterung für den Ausbau von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen vorgenommen. Mit der Teilprivilegierung von Freiflächenphotovoltaikanla-
gen im Korridor von 200 m zu Autobahnen und bestimmten Haupteisenbahnstrecken wurde 
die Eignung von Freiflächen Photovoltaikanlagen gerade entlang von Verkehrssträngen ver-
deutlicht. Das Plangebiet liegt jedoch außerhalb dieser Korridore. 

• Bürger befürchteten, dass die Grünflächen unter den Solaranlagen mangels Sonnenein-
strahlung in ihrer ökologischen Funktion erheblich beeinträchtigt werden. Zudem er-
scheine es fehlerhaft, den Eingriff in Natur und Landschaft anhand einer Nachnutzung 
der Fläche als Grünland zu bilanzieren. Insoweit sei zu berücksichtigen, dass mit einer 
Grundflächenzahl von 0,8 hier ein sehr hohes Maß an baulicher Nutzung zugelassen 
werde. 

Die Stellungnahme bezieht sich auf den parallel aufgestellten Bebauungsplan Nr. 12 und wurde 
im Zuge des Bebauungsplanverfahrens abgewogen. 

• Bürger weisen auf das Gebot zum sparsamen Umgang mit Boden hin und führten aus, 
dass sich aus dem BauGB ein Vorrang der landwirtschaftlichen Nutzung gegenüber an-
deren baulichen Nutzungen ergebe. Nach dem BauGB muss jedoch der Nutzen, der sich 
konkret aus der Planung ergibt (hier: für den Klimaschutz) mit den Nachteilen der Pla-
nung abgewogen werden. 

Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplanes soll die Errichtung von Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen planungsrechtlich vorbereitet werden. Die Planfläche stellt sich als geeignet dar. 
Mit der Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen gehen nur punktuelle Versiegelungen 
einher, die im Verhältnis zur gesamten Anlagengröße nur einen geringen Flächenanteil aus-
machen. Erforderliche Versiegelungen beschränken sich im Wesentlichen auf die Nebenanla-
gen und die Fundamente der Solar-Paneele. Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter 
Wasser, Klima, Luft werden nicht vorbereitet. Insofern geht die Gemeinde Winsen davon aus, 
dass die Planung dem Gebot zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden entspricht. Land-
wirtschaftliche Flächen werden nur im notwendigen und geringen Umfang in Anspruch ge-
nommen. 

Die landwirtschaftliche Nutzung ist nicht gegenüber anderen baulichen Nutzungen ohne wei-
tere Abwägung prioritär zu behandeln. Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutz-
klausel und die Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berück-
sichtigen. Damit handelt es sich bei beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern 
um abwägungsrelevante Regeln. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes 
kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber in der Abwägung zu be-
rücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1 a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB genannten 
Belange einer besonderen Rechtfertigung bedarf. Dem Abwägungserfordernis ist die Ge-
meinde nachgekommen. Den Belangen von Klimaschutz und Klimaanpassung wird durch die 
Festsetzung von Anlagen, die der Stromerzeugung aus Solarenergie dienen, Rechnung getra-
gen. Die Erzeugung erneuerbarer Energien stellt einen Beitrag zur Verlangsamung des Klima-
wandels dar und trägt zur Erreichung der Klimaziele des Landes Niedersachsens bei. Die ener-
getischen Belange werden höher gewichtet als die Fortsetzung der bisherigen landwirtschaft-
lichen Flächennutzung. 
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5.2 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  

• Der Landkreis Celle hat Bedenken aus immissionsschutzrechtlicher Sicht vorgebracht. 
Der Planentwurf zur 43. Flächennutzungsplanänderung berge hinsichtlich des Immissi-
onsschutzes großes Konfliktpotenzial. Durch den südwestlich des Plangebiets gelegenen 
Legehennenbetrieb sei im südwestlichen Gewerbe-Plangebiet mit starken Ge-
ruchsimmissionen und deutlichen Richtwertüberschreitungen gemäß TA-Luft zu rech-
nen. Gewerbliche Nutzungen sind in großen Bereichen des Plangebiets demnach immis-
sionsschutzrechtlich nicht oder nur eingeschränkt (ohne Wohnnutzung) zulässig. Auch 
im Randbereich des südwestlichen Wohn-Plangebiets ist mit Geruchsimmissionen und 
Richtwertüberschreitungen gemäß TA-Luft zu rechnen. Durch Lärmimmissionen ent-
stünden Konflikte zwischen Gewerbebetrieben und bestehender Wohnbebauung, ge-
planten Einrichtungen im Sondergebiet und dem zusätzlich geplanten Wohngebiet. 

Mit den vorliegenden Gutachten zur Schall- und Geruchssituation konnte gutachterlich nach-
gewiesen werden, dass die Planung grundsätzlich umsetzbar ist. Weder die 43. Flächennut-
zungsplanänderung noch die parallel aufgestellten Bebauungspläne setzen jedoch das kon-
krete Bauvorhaben um, sondern bilden nur die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Entwicklung von Gewerbegebieten, Sonstigen Sondergebieten mit den entsprechenden 
Zweckbestimmungen und Wohngebieten. 

Die Eingangsparameter des Geruchsgutachtens waren nach Rücksprache und Abstimmung 
mit dem Landkreis Celle anzupassen. Das Geruchsgutachten wurde daher zur Entwurfsfas-
sung aktualisiert. Es verbleiben jedoch Einschränkungen in der gewerblichen Ausnutzung der 
Flächen mit Überschreitungen des Grenzwertes von 25 %. Betriebsbezogene Wohnnutzungen 
sind in den geplanten Gewerbegebieten nicht zulässig. In den Bereichen des Gewerbegebietes 
mit mehr als 25 % Geruchsstundenhäufigkeiten sind keine dauerhaften Außenarbeitsplätze 
und keine dauerhaften Arbeitsplätze in Gebäuden zulässig. Diese dürfen erst aufgenommen 
werden, wenn ein Immissionswert von 25 % gemäß TA Luft auf dem jeweiligen Baugrundstück 
dauerhaft eingehalten bzw. unterschritten wird. Dies wird auf Ebene des Bebauungsplanes 
durch eine entsprechende Festsetzung abgesichert. 

Im südlichen Randbereich der geplanten Wohnbauflächen wird der Immissionswert von 10 % 
überschritten. Der Zwischenwert für einen Übergangsbereich zwischen Wohngebiet und Au-
ßenbereich von bis zu 14 % der Jahresstunden wird nahezu eingehalten. Nur im südwestlichen 
Randbereich der hier dargestellten Wohnbauflächen wird der Wert überschritten (15%). Die 
Gemeinde Winsen (Aller) teilt setzt die im Gutachten aufgezeigte Möglichkeit, der Definition 
eines Übergangsbereiches zum Außenbereich um. Nach dem Kommentar zum Anhang 7 der 
TA Luft ist für begründete Einzelfälle ein Zwischenwert für einen Übergangbereich zwischen 
Wohngebiet und Außenbereich möglich, in dem Geruchsstundenhäufigkeiten von bis zu 14 % 
zulässig sind. Der Übergangsbereich sollte aber eindeutig abgegrenzt werden.  

Auch liegt eine Rechtsprechung eines OVG NRW zu dieser Thematik vor (Urteil vom 
26.04.2007 - 7 D 4/07.NE). Darin wird folgendes ausgeführt: Es gibt keine gesetzliche Grund-
lage, die eine zwingende Aussage dazu trifft, welche Geruchsimmissionsbelastung einem in 
diesem Zusammenhang einmal angenommenen reinen oder allgemeinen Wohngebiet zumut-
bar ist. Als Orientierungshilfe wird in der Rechtsprechung die GIRL zu Grunde gelegt….. Am 
Rande zum bauplanungsrechtlichen Außenbereich ist grundsätzlich eine stärkere Geruchsbe-
lastung hinzunehmen, als sie für ein allgemeines Wohngebiet gilt, das nicht am Rande zum 
Außenbereich liegt. 
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Die Gemeinde Winsen (Aller) hält in Anbetracht Ausführungen in der TA Luft, der Rechtspre-
chung und der Lage des Plangebietes in der dörflich geprägten Ortslage die Definition eines 
Übergangsbereich für sachgerecht, der Örtlichkeit angemessen und von Seiten der zukünfti-
gen Bewohner für tolerierbar. Südlich der geplanten Wohnbauflächen und des Überschrei-
tungsbereiches von 10 % Geruchsstundenhäufigkeit grenzt direkt freien Landschaft bzw. der 
Außenbereich an. Auch sind in der Umgebung der landwirtschaftlichen Betriebe – insbeson-
dere an der Ostenholzer Straße - bereits Wohnnutzungen vorhanden, auf die der landwirt-
schaftliche Betrieb Rücksicht zu nehmen hat. 

Die Gutachter haben die zulässige Zusatzbelastung so ausgelegt, dass durch die Gesamtbe-
lastung eine Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 gewährleistet wird. Die Gut-
achter haben Emissionskontingente für Teilflächen ermittelt. Die Gutachter haben festgestellt, 
dass die östliche, geplante Wohngebietsfläche den wesentlichen limitierenden Einfluss auf die 
Kontingentierung bewirkt. Die Immissionsorte 1 bis 3 haben dabei noch Potentiale, die auch 
im Hinblick auf die geplante Nutzung im SO-Gebiet benötigt werden. Die Festsetzung von Zu-
satzkontingenten für die genannten Immissionsorte ist daher geboten. Entsprechend DIN 
45691 wurde für einzelne Richtungssektoren eine Erhöhung der Emissionskontingente festge-
legt. Durch eine geeignete Planung der geräuschintensiven Quellen auf dem Betriebsgelände, 
bzw. durch die Nutzung der abschirmenden Wirkung von Gebäuden/Schallschutzelementen 
kann erreicht werden, dass in Richtung der maßgeblichen Immissionsorte weniger Schall wirk-
sam wird als in Richtung weniger empfindlicher Nutzungen 

Mit der Festlegung der Emissionskontingente kann die Immissionssituation planungsrechtlich 
gesichert werden. Die Festsetzung von Emissionskontingenten ist gängige und bewährte Pla-
nungspraxis. Der konkrete immissionsschutzrechtliche Nachweis ist im Genehmigungsverfah-
ren zu erbringen. 

Die Immissionsproblematik war auch Gegenstand der Abstimmung am 17.04.2024 mit Vertre-
tern der Gemeinde Winsen (Aller), dem Bürgermeister der Gemeinde, Vertretern des Land-
kreises, dem 1. Kreisrat und dem Planungsbüro. Der Landkreis hat dabei den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes zum Gewerbelärm grundsätzlich zugestimmt. 

Es wurde gutachterlich der Nachweis erbracht, dass die geplanten Nutzungen grundsätzlich 
auch im räumlichen Zusammenhang nebeneinander realisierbar sind. Dieser Nachweis ist für 
die Ebene des Flächennutzugsplanes und für Angebotsbebauungspläne ausreichend. 

• Der Landkreis Celle hat angemerkt, dass keine ausreichende Auseinandersetzung mit 
den Erfordernissen der Raumordnung erfolgt sei. Sowohl das RROP 2005 des Landkrei-
ses Celle, als auch das LROP würden für das Plangebiet verbindliche Festlegungen tref-
fen. Meißendorf ist ein Ortsteil ohne zentralörtliche Infrastruktur. Daher ist die Auswei-
sung von Bauland nach dem regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkrei-
ses Celle auf die Eigenentwicklung beschränkt. 

Der Gemeinde Winsen ist bewusst, dass Meißendorf kein zentraler Ort ist und Meißendorf 
entsprechend nur eine bauliche Entwicklung im Rahmen der Eigenentwicklung zugestanden 
wird. Entsprechende Aussagen sind in der Begründung enthalten.  

Im Bebauungsplan Nr. 11 wird die Gemeinde die Festsetzungen an dieser Prämisse orientieren 
und die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten auf 40 begrenzen.  

Im Bebauungsplan Nr. 9 erfolgt ebenfalls entsprechende Berücksichtigung. Die Dimensionie-
rung des geplanten Gewerbegebietes orientiert sich an den Bedürfnissen des bereits ansässi-
gen Gewerbebetriebes. 
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Zur Entwurfsfassung wird ein „Flächenbelegungsplan“ erstellt und in die Begründung aufge-
nommen. Aus diesem geht hervor, dass die im Plangebiet gelegenen Flächen ausschließlich 
für Erweiterungen des ansässigen Gewerbebetriebes erforderlich sind. Mit der Erweiterung 
können vorhandene Satellitenstandorte zum Kernstandort zurückgeholt werden. Es ist kein 
Flächenverkauf an Dritte geplant. Die Gemeinde Winsen (Aller) geht in Anbetracht der Größe 
der gewerblichen Baufläche von ca. 2,2 ha und des o.g. Flächenbelegungsplanes davon aus, 
dass die geplante Ausweisung des Gewerbegebietes in der Ortslage Meißendorf angemessen 
ist. Am 17.04.2024 hat ein Abstimmungsgespräch mit Vertretern der Gemeinde Winsen (Aller), 
dem Bürgermeister der Gemeinde, Vertretern des Landkreises, dem 1. Kreisrat und dem Pla-
nungsbüro stattgefunden. Der Landkreis hat dabei dem Bedarfsnachweis über einen Flächen-
belegungsplan grundsätzlich zugestimmt. 

Die im geplanten Hotel zulässige Bettenkapazität wird insbesondere bei Schulungen/ Tagun-
gen des im angrenzenden Gewerbegebiet vorhandenen Gewerbebetriebes benötigt. Das Hotel 
soll dementsprechend auch mit Tagungsräumen ausgestattet werden. Das Hotel ist auch für 
Messebesucher in Hannover günstig gelegen. Es ist über die Bundesautobahn A 7 gut zu er-
reichen. Der Verkehr zur Messe würde die Ortslage Winsen nicht belasten. Das Hotel soll auf 
Fahrradtouristen und Naturliebhaber ausgerichtet werden. Ein Schwerpunkt des Tourismus in 
Meißendorf ist auf die Seen fokussiert. Der Standort in Meißendorf eignet sich für Fahrradtou-
risten besser als Winsen, da Meißendorf an den wichtigen Fahrradrouten liegt. 

Die meisten Radtouren verlaufen rund um das Naturschutzgebiet Meißendorfer Teiche/ Ban-
netzer Moor, einbezogen in viele Touren ist dabei auch die westlich des Plangebietes befindli-
che Ostenholzer Straße. Das in Meißendorf in der Vergangenheit betriebene Hotel Gut Sun-
dern wurde zwischenzeitlich geschlossen, so dass in Meißendorf kein Hotelangebot mehr vor-
handen ist. Im parallel aufgestellten Bebauungsplan wird zur Entwurfsfassung die zulässige 
Bettenzahl als relative Zahl in Bezug zum Baugrundstück festgesetzt. Diese Verhältniszahl ent-
spricht 40 Zimmern mit 80 Betten. Diese Größenordnung wird als für den Ort Meißendorf an-
gemessen und verträglich erachtet. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung werden damit 
beachtet. 

Serviced Apartments beschreiben eine spezielle Beherbergungsart, welche i.d.R. auch für län-
gere Aufenthalte ausgelegt ist. Sie unterscheiden sich dadurch von Ferienwohnungen, die für 
einen kürzeren Aufenthalt vorgesehen sind. Serviced Apartments zeichnen sich durch eine 
serviceunterstützte Haushaltsführung aus (Reinigungsdienst, hotelmäßiger Zimmerservice, 
Restaurationsangebot). Dies ist bei Ferienwohnungen i.d.R. nicht der Fall und grenzt die Ser-
viced Apartments auch von der Dauerwohnung ab. Diese spezielle Art der Beherbergungsnut-
zung unterscheidet sich damit sowohl von dem Dauerwohnen und auch von dem Ferienwoh-
nen deutlich. Die Serviced apartments sollen Hotelmitarbeitern und Handwerkern/ Monteuren 
dienen. Die Serviced apartments werden auf Ebene des parallel aufgestellten Bebauungspla-
nes Nr. 9 auf 40 begrenzt und als Verhältniszahl festgesetzt. Die Begrenzung der zeitlichen 
Nutzungsdauer wird vertraglich geregelt. Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung werden 
beachtet. 

• Der Landkreis Celle hat angemerkt, dass der vorhandene Biotopbestand als Ausgangs-
lage in die Bestandsbewertung einbezogen werden müsse. Zudem weise nach dem 
Entwurf der Fortschreibung des LRP des LK Celle dieser Naturraum als ackergeprägten 
Niederung eine hohe Bedeutung für das Landschaftsbild auf. Die Beeinträchtigung ist 
verbal-argumentativ zu erläutern und in der Eingriffsbilanzierung der einzelnen B-Pläne 
zu berücksichtigen. 
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Dem Hinweis wurde gefolgt und der Ausgangszustand in die Bestandsbewertung in die Bilan-
zierung des Bebauungsplanes Nr. 09 aufgenommen. Es wurde eine Karte mit den für die Bi-
lanzierung angenommenen Biotoptypen hinzugefügt. Zur Abgrenzung der Biotoptypen in der 
Ausgangslage wurden historische Luftbilder herangezogen. Der erforderliche Ausgleich soll in 
den Gemarkungen „Thören“ und „Bannetze“ durchgeführt werden. 

• Der Landkreis hat hinsichtlich des Artenschutzes angeregt, eine worst case Betrach-
tung durchzuführen, da kein Artenschutzgutachten durchgeführt wurde. 

Es wurde ein faunistisches Gutachten erstellt und in die Planunterlagen eingearbeitet. 

• Der Landkreis Celle hat angemerkt, dass das Gebiet hat eine Bedeutung für die Kalt-
luftbildung habe, die mit der Bebauung verloren gehe. Die damit einhergehende Erwär-
mung ist kleinräumig als erhebliche Beeinträchtigung zu werten und sollte durch eine 
möglichst großflächige Eingrünung verringert werden. 

Der Forderung wird nicht entsprochen. Eine kleinräumige Veränderung des Lokalklimas ist 
nicht als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung zu werten. 

• Der Landkreis Celle hat angeregt, in der Begründung nicht nur auf die Potentialflä-
chenanalyse Freiflächen-Photovoltaik, sondern auch auf den Kriterienkatalog als 
Grundlage der Analyse hinzuweisen. Eingang in die Begründung sollte zudem das Er-
gebnis des Gutachtens, das durch die landwirtschaftliche Betroffenheit zu erstellen ist, 
finden. 

Die Kriterien werden – soweit hier erforderlich – genannt, das gilt insbesondere für die Abstand 
zu Wohngebäuden: Der Abstand zu den Wohngebäuden an der Hartmannshäuser Straße be-
trägt in der 43. Flächennutzungsplanänderung ca. 100 m, zu den Wohngrundstücken ca. 80 
m. Seinerzeit wurde im Rahmen der Konzepterstellung pauschal ein Abstand von 100 m aus 
Vorsorgegründen zu Wohnsiedlungen gewählt. Dieser Abstand ist aber nicht verbindlich. Im 
Zuge der konkreten Planung zum Bebauungsplan Nr. 12 hat sich gezeigt, dass ein 100 m Ab-
stand zu den Wohngrundstücken nicht erforderlich ist. In Anbetracht des Abstandes von 100 
m zu den Wohngebäuden und von 80 m zu den Wohngrundstücken sind von den Modulen 
keine unzulässigen Beeinträchtigungen der Wohnnachbarschaft und keine unzulässigen Emis-
sionen zu erwarten. Dies ist auf Ebene der Vorhabenplanung entsprechend sicherzustellen. 
Zudem wird zur optischen Trennung zwischen Plangebiet und der Wohnbebauung auf Ebene 
des parallel aufgestellten Bebauungsplanes eine Randeingrünung vorgesehen. 

Für die Erstellung eines Gutachtens zur landwirtschaftlichen Betroffenheit wird kein Erfordernis 
erkannt. Der Bebauungsplan Nr. 12 weist lediglich eine Größe von 1,7 ha auf. Zudem befinden 
sich die Flächen bereits im Eigentum des Vorhabenträgers. 

• Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen hat auf eine erhebliche landwirtschaftliche 
Betroffenheit hingewiesen. Aus agrarstruktureller Sicht sei die Planung negativ.  

Die Gemeinde Winsen (Aller) hat die Entwicklung der Baugebiete höher gewichtet als die Fort-
setzung der landwirtschaftlichen Flächennutzung. Die Flächen bieten sich für die Entwicklung 
der Bauflächen und die Errichtung von Freiflächenphotovoltaik an, da nördlich und südlich be-
reits Wohnnutzungen und gewerbliche Nutzungen vorhanden sind und die Siedlungslage da-
mit arrondiert werden kann. Auswirkungen von agrarstruktureller Dimension bestehen nach 
Einschätzung der Gemeinde Winsen (Aller) nicht. Die Flächen im Änderungsbereich befinden 
sich bereits im Eigentum des Vorhabenträgers. 
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• Das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen darauf hin-
gewiesen, dass eine Auswertung der alliierten Luftbilder in Hinblick auf Abwurfkampfmit-
tel stattgefunden hat.  

Die Begründung wurde entsprechend ergänzt. 

• Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat Hinweise zum Baugrund vorge-
bracht. 

Die Baugrundverhältnisse sind im Zuge der Objektplanung im Detail zu analysieren. 

• Das Staatliche Baumanagement Lüneburger Heide hat auf Lärmemissionen durch den 
NATO Truppenübungsplatz Bergen Hohne hingewiesen. Es gebe keine Gewähr dafür, 
dass es nicht zu Überschreitungen der Richtwerte nach TA Lärm im Bereich der Außen-
feuerstellungen komme. 

Die Begründung wird um die folgenden Aussagen ergänzt: Es handelt sich um eine bestands-
gebundene Situation mit ortsüblicher Vorbelastung. Es wird darauf hingewiesen, dass für die 
in Kenntnis dieses Sachverhaltes errichteten baulichen Anlagen gegen die Bundeswehr kei-
nerlei Abwehr- und Entschädigungsansprüche geltend gemacht werden können. Auch in der 
Umgebung des Plangebietes sind bereits Wohnnutzungen vorhanden. Mit dem Plangebiet wird 
nicht näher an den Truppenübungsplatz herangerückt, als der Bestand an Wohnhäusern heute 
bereits liegt. Es gibt jedoch keine Gewähr dafür, dass es nicht zu Überschreitungen der Richt-
werte nach TA Lärm im Bereich der Außenfeuerstellungen kommt. 

5.3 Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Im Rahmen der Beteiligung sind keine Stellungnahmen eingegangen.  

5.4 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

• Der Landkreis Celle, Abteilung Natur- und Landschaftsschutz, hat auf einen erheblichen 
Flächenverbrauch hingewiesen. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) ist sich der Flächeninanspruchnahme bewusst, sieht unter der 
Maßgabe des Nachfragedrucks nach Gewerbeflächen im Ortsteil Meißendorf, insbesondere 
zur Erweiterung des im Änderungsbereich ansässigen Gewerbebetriebes, derzeit aber keine 
kurzfristig realisierbaren Alternativstandorte. Im Ortsteil Meißendorf stehen keine zusammen-
hängenden Flächen in dieser Größenordnung - auch nicht für die Entwicklung eines Wohnge-
bietes - sondern nur einzelne Grundstücke zur Verfügung, wobei die Gemeinde Winsen (Aller) 
auf die Verfügbarkeit dieser Grundstücke keinen direkten Einfluss hat. Das gilt auch für die 
Wiedernutzung und Modernisierung vorhandener Bausubstanz. Die verschiedenen Nutzungen 
(Gewerbe, Wohnen, Versorgung, Solarpark) haben ihren Ursprung im bestehenden Gewerbe-
betrieb, sie stehen in einem funktionalen Zusammenhang zueinander.  

Zudem steht die hier vorliegende Bauleitplanung in engem Zusammenhang mit der Aufhe-
bungssatzung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Langer Kamp Südost“, in dem die bislang unbe-
bauten Flächen wieder dem Außenbereich gemäß § 35 zugeführt werden können. Insofern ist 
es aus Sicht der Gemeinde Winsen (Aller) gerechtfertigt, den Belang der Schaffung von Bau-
grundstücken höher zu gewichten als den Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, 
der im Ergebnis einen Verzicht auf eine weitere bauliche Entwicklung in Meißendorf bedeuten 
würde. 
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Durch die Planungen kommt es zwar zum Verlust von Lebensraum für Tiere und Pflanzen und 
zur Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, diese Beeinträchtigungen sind jedoch bei Umset-
zung der Planung unvermeidlich und werden entsprechend der Eingriffsregelung bilanziert 
und ausgeglichen. 

• Der Landkreis Celle hat mit Bezug auf den Kriterienkatalog der Gemeinde Winsen und 
die Arbeitshilfe des NLT einen Abstand zwischen Wohnbebauung und Solarpark von 
mindestens 50 m empfohlen. 

Die Entwicklung des Solarparks steht in unmittelbaren funktionalen Zusammenhang mit der 
Planung des Wohngebietes und der Erweiterung des Gewerbebetriebes. Der erzeugte Strom 
soll in erster Linie von den westlich und südlich an den Solarpark angrenzenden geplanten 
Nutzung zur Verfügung stehen. Die direkte Stromabnahme vor Ort durch die in den angren-
zenden Bebauungsplänen beabsichtigten Nutzungen stellt einen deutlichen energetischen und 
ökonomischen Vorteil dar. Für einen Abstand von 50 m wird daher keine Notwendigkeit gese-
hen. Es werden von den Modulen keine unzulässigen Beeinträchtigungen der Wohnnachbar-
schaft und keine unzulässigen Emissionen erwartet. Dies ist auf Genehmigungsebene entspre-
chend sicherzustellen. 

• Der Landkreis Celle hat den ermittelten Ausgleichsbedarf sowie die externe Kompensa-
tion bemängelt.  

Bezüglich der Kompensation wird den Anregungen des Landkreises gefolgt und vom Waldum-
bau als Kompensationsmaßnahme abgesehen. Der Ausgleich findet stattdessen wie oben be-
schrieben durch die Entwicklung von Extensivgrünland statt. 

• Der Landkreis Celle hat ausgeführt, dass die Größe der artenschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen in Bannetze bezüglich des dort schon stattgefundenen Feldlerchen-
ausgleichs zu erläutern sei. Es sei anzugeben, für wie viele Reviere die Gesamtfläche 
gedacht ist, da nicht unbegrenzt viele Reviere auf einer Fläche ausgeglichen werden 
können. Die Gesamtfläche von ca. 10 ha eigne sich für maximal 3-4 Feldlerchenreviere. 

Die Gemeinde weist darauf hin, dass die angegebene Fläche in Bannetze insgesamt eine 
Größe von 54.912 m2 aufweist (nicht 10 ha).   

Bei den bisher durchgeführten Maßnahmen handelt es sich nicht um einen Ausgleich konkre-
ter Feldlerchen-Vorkommen, sondern um vorsorgliche Maßnahmen im Rahmen des Bebau-
ungsplans Südwinsen Nr. 10 „An der Trift“ mit einem Umfang von 16.135 m2. Die Ausgleichs-
maßnahme zu dieser Planung wurde so gestaltet, dass sie neben der Biotoptypen-bezogenen 
Kompensation vorsorglich auch den Habitatansprüchen potenziell betroffener Feldlerchen ent-
spricht. Da diese Fläche bereits dem Bebauungsplan NR. 10 zugeordnet ist, wird sie nicht zum 
Ausgleich im Rahmen der vorliegenden Planung herangezogen. Somit stehen noch 32.386 m2 

der Flurstücke zur Verfügung. 

Es liegen in der Literatur unterschiedliche Werte zur Reviergröße der Feldlerche vor (vgl. An-
gaben in der Begründung). Insofern ist nicht eindeutig prognostizierbar, wie viele Feldlerchen-
Brutpaare sich maximal auf der Fläche in Bannetze ansiedeln könnten. Die Angabe des Land-
kreises, dass auf 10 ha nur 3-4 Feldlerchenreviere angesiedelt werden könnten, wird von der 
Gemeinde nicht geteilt. Die Revierdichte schwankt u.a. in Abhängigkeit von den lokalen Gege-
benheiten und der intraspezifischen Konkurrenz. Für die Ausgleichsmaßnahmen aus der vor-
liegenden Planung sind nach dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Arbeitsgruppe Land & 
Wasser 2024) 0,6 ha Ausgleichsfläche nötig, welche auf den 3,2 ha verfügbarer Ausgleichsflä-
che der Flurstücke 30/12, 31, 32 und 33, Flur 2 in der Gemarkung Bannetze umsetzbar sind. 
Die angesetzte Reviergröße wird im Artenschutzgutachten wie folgt begründet: „Die Ermittlung 
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der Kompensationsflächengröße folgt dem Bilanzierungsansatz des NLWKN (2023). Ein Brut-
revier der Feldlerche hat eine Größe von bis zu 1 ha (vergleiche unter anderem LANUV 2019 
sowie BFN 2022, nach BAUER et al. 2005 für Deutschland 0,5 bis 0,79 ha). 

Nach NLWKN (2023) ist bei einer sehr gut geeigneten Maßnahme ein Flächenfaktor von 0,3 
anzusetzen, so dass sich eine Gesamtfläche von 2 x 0,3 ha = 0,6 ha für die Kompensationsflä-
che ergibt.“ Dieser Wert ist aus der Fachliteratur abgeleitet und wird von der Gemeinde als 
ausreichend angesehen. Somit würden nach Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen aus der 
vorliegenden Planung noch 26.386 m2 verbleiben. Sollte die Maßnahme jedoch nicht als „sehr 
gut geeignet“ eingestuft werden und sich der Ausgleichsbedarf somit erhöhen, könnten dem-
nach zusätzliche Teilflächen herangezogen werden. 

Zusätzlich sind für die Eingriffskompensation Maßnahmen auf Flurstück 103 (Flur 5, ebenfalls 
Gemarkung Bannetze) vorgesehen. Hier wird Acker zu Extensivgrünland aufgewertet. Die 
Maßnahme wurde so gestaltet, dass sie den Habitatansprüchen der Feldlerche entspricht und 
als Ausgleichsfläche für die Feldlerche herangezogen werden kann. Der Teil dieser Fläche, der 
derzeit als Acker genutzt wird und einen ausreichenden Abstand zur Straße bietet, umfasst 
insgesamt 11.208 m2 Fläche.  

Somit stehen aus den Flurstücken 30/12, 31, 32 und 33, Flur 2 in der Gemarkung Bannetze 
und der Ausgleichsfläche „Bannetze“ (Flur 5, Flurstück 103) insgesamt 43.594 m2 für den Aus-
gleich der zwei Feldlerchenreviere zur Verfügung. Dies wird seitens der Gemeinde als durch-
aus ausreichend eingestuft. Die genaue Zuordnung findet auf Bebauungsplanebene statt. 

• Der Landkreis Celle sieht die Anwendung eines Zwischenwerts für einen Übergangbe-
reich zwischen Wohngebiet und Außenbereich mit Geruchsstundenhäufigkeiten von bis 
zu 14 % kritisch. Der Kommentar zum Anhang 7 der TA-Luft der dies ermögliche, beziehe 
sich auf den begründeten Einzelfall. 

Ein besonderes Merkmal der Planung ist der unmittelbare räumliche Zusammenhang zwischen 
Wohnen, Versorgung, Arbeiten und Solarpark mit der besonderen Möglichkeit für Arbeitneh-
mer des geplanten Gewerbegebietes (planungsrechtlich gesichert durch den Bebauungsplan 
Nr. 9), in attraktiver Lage ein Eigenheim zu beziehen. Durch die räumliche Konzentration wer-
den die Wege im Sinne einer „Stadt der kurzen Wege“ minimiert und Verkehr vermieden. Die 
geplante Wohnbaufläche kann nur östlich der gewerblichen Baufläche geschaffen werden. 
Diese Flächen liegen bereits deutlich weiter entfernt zu den Legehennenställen als die geplan-
ten Gewerbeflächen. Die Flächen südlich des Gewerbegebietes sind bereits durch den beste-
henden Gewerbebetrieb selber belegt. Die Flächen nördlich des geplanten Gewerbegebietes 
sind ebenfalls mit einem Immissionswert von mehr 10 % belastet und stellen insofern keine 
Alternative für die Verortung der Wohnbauflächen dar. Die Begründung wird um diese Aussa-
gen ergänzt. Die Gemeinde hält ihre bisherige Argumentation aufrecht. 

Zukünftige Bewohner ziehen bewusst das Leben in ländlicher Lage einem Leben in der Groß-
stadt vor. In ländlichen Gebieten ist auch mit landwirtschaftlichen Emissionen zu rechnen. So-
weit sich diese im Rahmen des gesetzlich Zulässigen bewegen, sind diese von den Bewohnern 
zu tolerieren. 

• Der Landkreis Celle hat ausgeführt, dass das Plangebiet komplett an die Schmutzwas-
serkanalisation anzuschließen sei.  

Der Änderungsbereich wird an das zentrale Abwasserentsorgungsnetz angeschlossen. Für 
den Anschluss an die öffentliche zentrale Abwasserentsorgung ist ein Abwasserpumpwerk mit 
Abwasserdruckrohrleitung vorzusehen. 
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• Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen hat auf den nicht unerheblichen Verlust von 
landwirtschaftlicher Fläche hingewiesen. Die Einigung mit den betroffenen Bewirtschaf-
tern würde vorausgesetzt, ebenso eine entsprechende Berücksichtigung der im Nahbe-
reich liegenden Hofstellen mit ihren Emissionen. Bzgl. der Lärchenfenster ist der be-
troffene Bewirtschafter mit einzubinden. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) hat die Entwicklung der Bauflächen höher gewichtet als die Fort-
setzung der landwirtschaftlichen Flächennutzung. Die Flächen bieten sich für eine bauliche 
Entwicklung an, da nördlich und südlich bereits Wohnnutzungen und gewerbliche Nutzungen 
vorhanden sind und die Siedlungslage damit arrondiert werden kann. Auswirkungen von ag-
rarstruktureller Dimension bestehen nach Einschätzung der Gemeinde Winsen (Aller) nicht. 
Die Fläche befindet sich bereits im Eigentum des Vorhabenträgers. 

Es wurde ein geruchstechnischer Bericht erstellt. Die in der Umgebung befindlichen, relevan-
ten Hofstellen und Stallanlagen wurden darin berücksichtigt. Insgesamt wurde der gutachter-
liche Nachweis erbracht, dass die Planung aus geruchstechnischer Sicht grundsätzlich um-
setzbar ist. 

Bezüglich der Kompensation wird den Anregungen des Landkreises gefolgt und vom Waldum-
bau als Kompensationsmaßnahme abgesehen.  

• Das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen hat ange-
merkt, dass eine Auswertung der alliierten Luftbilder in Hinblick auf Abwurfkampfmittel 
beantragt werden könne.  

Der Anregung wurde bereits entsprochen. Eine Auswertung der alliierten Luftbilder in Hinblick 
auf Abwurfkampfmittel hat stattgefunden. In der Begründung ist folgende Aussagen enthalten: 
Die derzeit vorliegenden Luftbilder der Alliierten in Hinblick auf Abwurfkampfmittel wurden voll-
ständig ausgewertet. Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelas-
tung vermutet. Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. 

• Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat Hinweise zum Baugrund vorge-
bracht. 

Die Baugrundverhältnisse wurden bereits durch ein entsprechendes Gutachten analysiert. Die 
Baugrundverhältnisse sind im Detail im Zuge der Objektplanung zu betrachten. 

• Das Staatliche Baumanagement Lüneburger Heide und die Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr haben auf ihre Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung hin-
gewiesen (s.o.). 

• Die Nds. Landesforsten hat auf die externe Waldfläche Bezug genommen. Das genaue 
Vorgehen, mit dem der Waldumbau erreicht werden solle, sei in technischer, räumlicher 
und zeitlicher Hinsicht konkret zu beschreiben. Um die Eignung der vorgesehenen 
Baumarten für diese Fläche zu belegen, sei eine forstliche Standortkartierung nötig. 

Vom Waldumbau als Kompensationsmaßnahme wird abgesehen. Der erforderliche Ausgleich 
soll in den Gemarkungen „Thören“ und „Bannetze“ durchgeführt werden. Als Zielbiotoptyp der 
Aufwertung wird überwiegend Sonstiges feuchtes Extensivgrünland angestrebt. 

• Die Bundeswehr hat auf die Nähe des Plangebietes zum Truppenübungsplatz Bergen 
samt seinen Außenfeuerstellungen hingewiesen. Es sei mit Lärm- und Abgasemissionen 
durch den militärischen Übungsbetrieb zu rechnen und sicherzustellen, dass der umlie-
gende militärische Übungsbetrieb nicht beeinträchtigt werde. 
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Hinweise auf mögliche Immissionen durch die Nähe zum Truppenübungsplatz sind in der Be-
gründung enthalten. Es handelt sich um eine bestandsgebundene Situation mit ortsüblicher 
Vorbelastung. Auch in der Umgebung des Plangebietes sind bereits Wohnnutzungen vorhan-
den. Mit dem Plangebiet wird nicht näher an den Truppenübungsplatz herangerückt, als der 
Bestand an Wohnhäusern heute bereits liegt. 

• Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Celle hat immissionsschutzrechtlicher Sicht Beden-
ken, da Gewerbenutzungen direkt an Wohnnutzungen angrenzen. Es wird daher drin-
gend angeraten, i.S. des 50 BImSchG die für Wohnnutzung und gewerbliche Nutzung 
vorgesehenen Flächen durch ausreichende Abstände und angemessene Gebietsabstu-
fungen so anzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärmimmissionen 
auf dem Wohnen dienende Gebiete bestmöglich vermieden werden. Nach Maßgabe der 
TA-Lärm sei außerdem durch einen anerkannten Gutachter nachzuweisen, dass die ge-
planten und die bereits vorhandenen Wohnnutzungen ausreichend vor Lärmimmissionen 
durch die benachbarten gewerblichen Nutzungen geschützt sind. Ggf. seien vom Gut-
achter geeignete Schallschutzmaßnahmen, wie z.B. Schutzwall oder Schutzwand zu er-
arbeiten. 

Ein besonderes Merkmal der Planung ist der unmittelbare räumliche Zusammenhang zwischen 
Wohnen, Versorgung, Arbeiten und Solarpark mit der besonderen Möglichkeit für Arbeitneh-
mer des geplanten Gewerbegebietes (planungsrechtlich gesichert durch den Bebauungsplan 
Nr. 9), in attraktiver Lage ein Eigenheim zu beziehen. Durch die räumliche Konzentration wer-
den die Wege im Sinne einer „Stadt der kurzen Wege“ minimiert und Verkehr vermieden.  

Richtig ist die Feststellung, dass der Trennungsgrundsatz nach § 50 BImSchG nicht eingehal-
ten wird. Die Nichteinhaltung des Trennungsgrundsatzes ist nach Auffassung der Gemeinde 
Winsen (Aller) nicht problematisch. Es wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt. Die 
Gutachter haben eine Emissionskontingentierung zur Begrenzung der zulässigen Geräusche-
missionen im Plangebiet mit dem Ziel ausgearbeitet, an den maßgebenden schutzbedürftigen 
Nutzungen in der Nachbarschaft ein aus schalltechnischer Sicht verträgliches Miteinander zu 
ermöglichen. Die durchgeführten Berechnungen haben ergeben, dass gegen die Ausweisung 
der Sonder-/Gewerbegebietsflächen keine schalltechnischen Bedenken bestehen, sofern für 
die Teilflächen die Emissionskontingente LEK gemäß DIN 45691 festgesetzt werden. Diese 
Festsetzung kann auf nachgelagerter Bebauungsplanebene getroffen werden 

Die Schallgutachter haben nachgewiesen, dass durch geeignete Schallschutzmaßnahmen, 
wie z.B. Schutzwall oder Schutzwand der Immissionsschutz ausreichend berücksichtigt wer-
den kann.  

Auf Genehmigungsebene ist – in Kenntnis der konkreten Vorhabenplanung – der Nachweis zu 
erbringen, dass die Planung immissionsschutzrechtlich verträglich ist. Für das geplante Ge-
werbegebiet liegt bereits ein Flächenbelegungsplan vor. Demnach sind innerhalb des Gewer-
begebietes im Wesentlichen nur wenig emitierende Nutzungen wie z.B. ein Rechenzentrum, 
Biotechnik und Verwaltung sowie Lagerflächen beabsichtigt. 

• Der BUND hat auf die umfangreichen Flächenversiegelungen hingewiesen. Dies beein-
trächtige den Wasserhaushalt und verwandele das Gebiet in eine Wärmeinsel, was den 
Klimaschutzvorgaben widerspreche. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) ist sich der Flächeninanspruchnahme bewusst, sieht unter der 
Maßgabe des Nachfragedrucks nach Gewerbeflächen im Ortsteil Meißendorf, insbesondere 
zur Erweiterung des im Änderungsbereich ansässigen Gewerbebetriebes, derzeit aber keine 
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kurzfristig realisierbaren Alternativstandorte. Im Ortsteil Meißendorf stehen keine zusammen-
hängenden Flächen in dieser Größenordnung - auch nicht für die Entwicklung eines Wohnge-
bietes - sondern nur einzelne Grundstücke zur Verfügung, wobei die Gemeinde Winsen (Aller) 
auf die Verfügbarkeit dieser Grundstücke keinen direkten Einfluss hat. Das gilt auch für die 
Wiedernutzung und Modernisierung vorhandener Bausubstanz. Die verschiedenen Nutzungen 
(Gewerbe, Wohnen, Versorgung, Solarpark) haben ihren Ursprung im bestehenden Gewerbe-
betrieb, sie stehen in einem funktionalen Zusammenhang zueinander.  

Zudem steht die hier vorliegende Bauleitplanung in engem Zusammenhang mit der Aufhe-
bungssatzung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Langer Kamp Südost“, in dem die bislang unbe-
bauten Flächen wieder dem Außenbereich gemäß § 35 zugeführt werden können. Insofern ist 
es aus Sicht der Gemeinde Winsen (Aller) gerechtfertigt, den Belang der Schaffung von Bau-
grundstücken höher zu gewichten als den Belang zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs, 
der im Ergebnis einen Verzicht auf eine weitere bauliche Entwicklung in Meißendorf bedeuten 
würde. 

Auf Ebene der nachfolgenden Bebauungspläne können nach Ansicht der Gemeinde ausrei-
chend unversiegelte Bereiche geschaffen werden, die weiterhin die Luft abkühlen und eine 
starke Hitzeentwicklung verhindern. So wirken Gärten und Grünflächen ebenfalls als Kaltluf-
tentstehungsgebiete, womit diese Funktionen an diesen Stellen erhalten bleibt und das Flä-
chenklima abgekühlt wird. 

• Der BUND hat angemerkt, dass der artenschutzrechtliche Beitrag unzureichend sei. 
Wichtige Lebensräume für geschützte Tierarten wie Fischotter, Biber und Schwarzstorch 
würden beeinträchtigt. Es fehlten umfassende Gutachten und geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen. 

Eine Ackerfläche bildet keinen Lebensraum für Biber oder Fischotter. Diese können an der 
Meiße vorkommen, welche von der vorliegenden Planung weder beeinträchtigt, noch in An-
spruch genommen wird. Zudem wurden während der faunistischen Untersuchung keine Spu-
ren dieser Arten festgestellt. Auch der Lebensraum des Schwarzstorches wird weder beein-
trächtigt, noch direkt in Anspruch genommen. In dem durchgeführten faunistischen Gutachten 
wurden zudem keine Nachweise des Schwarzstorches festgestellt. Es besteht randlich der 
Meißeniederung bereits eine optische Abschirmung durch Gehölzbestände. 

• Der BUND hat angemerkt, dass die Planung den Zielen des Landschaftsschutzes wider-
spreche und zu einer Zersiedlung der Landschaft führe. Es würden Nachweise für den 
tatsächlichen Bedarf an neuen Wohn- und Gewerbeflächen fehlten, und es gebe bereits 
Leerstände, die genutzt werden könnten. 

Der Einwand kann nicht nachvollzogen werden. Eine Zersiedlung der Landschaft ist nicht fest-
zustellen. Nördlich und südlich sind bereits Wohnnutzungen und gewerbliche Nutzungen vor-
handen sind und die Siedlungslage damit arrondiert werden kann. 

Die Darstellung der gewerblichen Bauflächen dient der Erweiterung eines ortsansässigen Ge-
werbebetriebs. Die Betriebserweiterung ist zur Erhaltung der Marktposition und zur Abwick-
lung der bestehenden und stetig steigenden Auftragslage des Betriebes erforderlich. In der 
Begründung ist der Bedarf für die gewerbliche Baufläche in Form eines Flächenbelegungspla-
nes wiedergegeben.  

Die Gemeinde verzeichnet seit Jahren eine konstant hohe Nachfrage nach Wohneigentum. 
Diese Nachfrage deckt sich im Wesentlichen mit einer kontinuierlichen Zunahme der Bevölke-
rung. So hat die Gemeinde Winsen (Aller) seit 2016 kontinuierlich an Einwohnern gewonnen. 
Die Bevölkerung hat von 2016 (Stand 31.12) von 13.047 auf 13.405 im Jahr 2022 (Stand 31.12) 
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zugenommen. Das entspricht einer Zunahme um 2,7 % in 6 Jahren. Für die Zukunft bzw. die 
nächsten Jahre erwartet die Gemeinde eine konstant anhaltende Nachfrage nach Grundstü-
cken für den Einfamilienhausbau. Die Bauplätze innerhalb der neu dargestellten Wohnbauflä-
chen sollen in erster Linie den Arbeitnehmern im geplanten Gewerbegebiet zugutekommen. 

Das Nahversorgungszentrum soll an der Ostenholzer Straße verortet werden. Im Nahversor-
gungszentrum sind eine Tankstelle und ein kleiner Einzelhandelsmarkt mit Café und Backshop 
geplant. Diese Nutzungen sollen in erster Linie den im Änderungsbereich selber und nachge-
ordnet den in der Ortslage Meißendorf vorhandenen Bedarf decken. In der Ortslage Meißen-
dorf befindet sich kein Lebensmitteleinzelhandel. Die Ortslage von Winsen (Aller) mit Discoun-
tern und Vollsortimenter liegt in einer Entfernung von ca. 6 Kilometern. Die zulässigen Ver-
kaufsflächen sollen auf Ebene des parallel aufgestellten Bebauungsplanes deutlich unterhalb 
der Schwelle zur Großflächigkeit begrenzt werden. 

Mit dem Sonstigen Sondergebiet „Hotel“ soll die bestehende hohe Nachfrage nach Übernach-
tungsmöglichkeiten gedeckt werden. Die bestehenden Übernachtungskapazitäten in der Ge-
meinde sind derzeit beinahe ganzjährig ausgeschöpft. Die zusätzliche Bettenkapazität wird ins-
besondere bei Schulungen/ Tagungen des im angrenzenden Gewerbegebiet vorhandenen Ge-
werbebetriebes benötigt. Das Hotel soll dementsprechend auch mit Tagungsräumen ausge-
stattet werden. Das Hotel ist auch für Messebesucher in Hannover günstig gelegen. Die Anzahl 
der zulässigen Betten wird auf Ebene des parallel aufgestellten Bebauungsplanes auf 80 (bei 
40 Zimmern) begrenzt. 

Mit dem Sonstigen Sondergebiet „Tages- und Verhinderungspflege und serviced apartments“ 
soll die vorhandene Nachfrage nach Betreuungsplätzen und vorübergehenden Übernach-
tungsmöglichkeiten in der Gemeinde gedeckt werden. Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen 
ist auf den demografischen Wandel bzw. die zunehmend älter werdende Bevölkerung zurück-
zuführen. Mit der Tages- und Verhinderungspflege wird den Bewohnern der Ortslage und der 
Gemeinde die Möglichkeit gegeben, vor Ort betreut zu werden. Derzeit ist in der Gemeinde 
entsprechende Einrichtungen nur im Hauptort, nicht aber in Meißendorf vorhanden. 

• Der BUND kritisiert den artenschutzrechtlichen Beitrag als unzureichend. Das bewertete 
Areal sei zu klein. Die Meiße und ihre Ufer würden einen linienhaften Biotopverbund bil-
den. Dieser Bereich sei wichtig für geschützte und störanfällige Tierarten wie z.B. Fisch-
otter und Biber und dürfe nicht beeinträchtigt werden. Gefordert wird die Erfassung der 
im Gebiet auftretenden Säugetiere, so auch der Fledermausarten und die Bewertung 
ihrer Habitatnutzung. Ein kleiner Bereich im Südosten des Planungsgebietes über-
schneide sich mit einem als Großvogellebensraum für den Schwarzstorch von landes-
weiter Bedeutung. Dieser Bereich sei Teil eines größeren Vorkommens entlang der 
Meiße, der sich in Richtung Nordosten erstrecke. 

Die Einschätzung wird nicht geteilt. Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde nach den 
üblichen Methodenstandards zur Revierkartierung von SÜDBECK et al. (2005) erstellt. Es 
wurde der gesamte Geltungsbereich sowie die umliegenden Flächen in einem Abstand von 
mindestens 100 m untersucht. Die Meiße und ihre Ufer werden von der vorliegenden Planung 
weder beeinträchtigt noch zerstört. 

• Der BUND verweist darauf, dass durch die Bebauung zwei Brutreviere der Feldlerche 
und drei der Wiesenschafstelze zerstört würden. Für die Feldlerche seien vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen notwendig, die im vorliegenden Artenschutzgutachten fehlerhaft 
beschrieben würden. 
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Bei den bisher durchgeführten Maßnahmen handelt es sich nicht um einen Ausgleich konkre-
ter Feldlerchen-Vorkommen, sondern um vorsorgliche Maßnahmen im Rahmen des Bebau-
ungsplans Südwinsen Nr. 10 „An der Trift“ mit einem Umfang von 16.135 m2. Die Ausgleichs-
maßnahme zu dieser Planung wurde so gestaltet, dass sie neben der Biotoptypen-bezogenen 
Kompensation vorsorglich auch den Habitatansprüchen potenziell betroffener Feldlerchen ent-
spricht. Da diese Fläche bereits dem Bebauungsplan NR. 10 zugeordnet ist, wird sie nicht zum 
Ausgleich im Rahmen der vorliegenden Planung herangezogen. Somit stehen noch 32.386 m2 

der Flurstücke zur Verfügung. 

Siehe zum Feldlerchenausgleich vorstehend die Stellungnahme des Landkreises. 

• Der BUND merkt an, dass das LROP vorgeben, dass einer Zersiedlung der Landschaft 
entgegenzuwirken sei. Freiraum sei im Rahmen der Siedlungsentwicklung deshalb 
grundsätzlich zu erhalten, in seiner ökologischen und sozialen Bedeutung zu sichern und 
zu entwickeln. Siedlungsnaher Freiraum dürfe für andere Funktionen prinzipiell nur in 
Anspruch genommen werden, wenn unabweisbarer Nutzungsbedarf nicht innerhalb der 
Siedlungsbereiche oder durch Ausbau vorhandener Infrastruktur befriedigt werden 
könne. Im Sinne einer klimafreundlichen Bauwirtschaft berge die Sanierung vorhandener 
Bausubstanz birgt erhebliche Einsparpotenziale für die Bereiche Energie und Rohstoff-
gewinnung sowie Herstellung und Transport von Baumaterialien. 

Eine Zersiedlung der Landschaft ist nicht festzustellen. Nördlich und südlich sind bereits Wohn-
nutzungen und gewerbliche Nutzungen vorhanden sind und die Siedlungslage damit arrondiert 
werden kann.  

Die Inanspruchnahme von Grund und Boden ist in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei 
ein Zurückstellen der in § 1 a Abs. 2 S. 1, 2 BauGB genannten Belange einer besonderen 
Rechtfertigung bedarf. Faktisch ist der Belang der Reduzierung des Freiflächenverbrauchs da-
mit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben worden. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB enthält 
kein Verbot der Bauleitplanung auf Freiflächen. § 1 a Abs. 2 S. 1,2 BauGB verpflichtet die 
Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen zu begründen. 
Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden. Diesen Anforde-
rungen ist die Gemeinde nachgekommen. Die Gemeinde Winsen (Aller) sieht unter der Maß-
gabe des Nachfragedrucks nach Gewerbeflächen im Ortsteil Meißendorf, insbesondere zur 
Erweiterung des im Änderungsbereich ansässigen Gewerbebetriebes derzeit keine kurzfristig 
realisierbaren Alternativstandorte. Im Ortsteil stehen keine zusammenhängenden Flächen in 
der Größenordnung auch nicht für die Entwicklung eines Wohngebietes, sondern nur einzelne 
Grundstücke zur Verfügung, wobei die Gemeinde Winsen (Aller) auf die Verfügbarkeit dieser 
Grundstücke keinen direkten Einfluss hat. Das gilt auch für die Wiedernutzung und Moderni-
sierung vorhandener Bausubstanz sowie An- und Erweiterungsbauten. 

• Der BUND merkt an, dass das Plangebiet im RROP im Vorranggebiet für ruhige Erholung 
in Natur und Landschaft liege. Als Lebensraum für die heimische Pflanzen- und Tierwelt, 
für das Landschafts- und Ortsbild sowie für die naturbezogene Erholung bedürfe dieses 
eines besonderen Schutzes. Die vorliegende Planung verstoße gegen diese Zielsetzung. 

Im RROP 2005 liegt das Plangebiet im Vorranggebiet „ruhige Erholung in Natur und Land-
schaft“. Im RROP des Regionalen Raumordnungsprogrammes 2016 (Entwurf 22.02.2017) hin-
gegen werden für das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. Die Gemeinde Winsen (Aller) 
teilt die mit der Rücknahme des Vorranggebietes für Erholung zum Entwurf 2016 zum Aus-
druck gebrachte Einschätzung, dass das Plangebiet keine herausragende Bedeutung für die 
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Erholung im Bestand und in der Perspektive aufweist. Die für die Erholungsnutzung bedeuten-
den Bereiche in Meißendorf liegen südwestlich der Ortslage. Im Bestand ist der Änderungs-
bereich landwirtschaftlich genutzt. 

• Der BUND erachtet eine Ausrichtung auf das Grundzentrum Winsen als notwendig. Hier 
führt wachsender Leerstand bereits heute dazu, dass verbleibende Angebote an Attrak-
tivität verlieren. 

Der Gewerbebetrieb ist im Bestand angrenzend an den Änderungsbereich vorhanden und be-
absichtigt seine Erweiterung auf den geplanten gewerblichen Bauflächen. Die geplanten 
Wohnbauflächen und die Sondergebiete stehen in funktionalen Zusammenhang zu den ge-
werblichen Bauflächen. Aussagen zum Bedarf sind in der Begründung enthalten. Zur Verhin-
derung von unerwünschten Auswirkungen auf das Grundzentrum wird die Größenordnung des 
Hotels, der Wohneinheiten und der Einzelhandelseinrichtung auf Ebene der parallel aufgestell-
ten Bebauungspläne gedeckelt. 

• Der BUND befürchtet starke Geruchsimmissionen im Plangebiet und eine Beeinträchti-
gung der Lebensqualität. 

Es wurde ein geruchstechnischer Bericht erstellt. In der Begründung werden Möglichkeiten 
aufgezeigt, den immissionsschutzrechtlichen Konflikt auf nachgelagerter Planungsebene zu lö-
sen. Zukünftige Bewohner ziehen bewusst das Leben in ländlicher Lage einem Leben in der 
Großstadt vor. In ländlichen Gebieten ist auch mit landwirtschaftlichen Emissionen zu rechnen. 
Soweit sich diese im Rahmen des gesetzlich Zulässigen bewegen, sind diese von den Bewoh-
nern zu tolerieren.  

• Der BUND kritisiert die Erschließung mit öffentlichem Personennahverkehr als unzu-
reichend. 

An der Ostenholzer Straße liegen die Bushaltestellen „Winsen-Meißendorf Ortsmitte“ und 
„Winsen-Meißendorf Brückenstraße“, die durch die Buslinie 960 bedient werden und die ver-
schiedenen Ortsteile an das zentrale Siedlungsgebiet der Gemeinde Winsen (Aller) anbinden. 
Sollte sich zukünftig ein Bedarf für eine Verbesserung des ÖPNV Angebotes zeigen, wird die 
Gemeinde in Absprache mit den Nahverkehrsunternehmen eine Verbesserung des Angebotes 
prüfen. 

• Der BUND hat angemerkt, dass in Hinblick auf die Naturverträglichkeit des PV-Ausbaus 
naturschutzfachliche Mindestkriterien eingeführt wurden. Diese bundesweiten Kriterien 
würden zukünftig für alle geförderten PV-Freiflächenanlagen gelten. Bundesweit werde 
die Flächeninanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen angemessen be-
schränkt. Es würde im EEG klargestellt, dass mindestens 50 % der PV auf, an oder in 
Gebäuden oder Lärmschutzwänden errichtet werden sollen. 

Mit dem Solarpaket I wurden im EEG 2023 naturschutzfachliche Mindestkriterien für Photovol-
taik-Freiflächenanlagen neu eingeführt. Diese Kriterien sollen die Biodiversität auf den Flächen 
erhöhen und die Akzeptanz von Photovoltaik-Freiflächenanlagen fördern. Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen, die im Rahmen einer Ausschreibung eine Förderung erwerben oder deren För-
derberechtigung gesetzlich festgelegt ist, müssen mindestens drei von fünf naturschutzfachli-
chen Mindestkriterien erfüllen, um eine Förderung zu erhalten (§§ 37 Absatz 1a, 48 Absatz 6 
EEG 2023). Die Auswahl der Kriterien obliegt dem Betreiber. 

Ob baurechtlich auf den genannten Flächen eine Freiflächen-PV Anlage errichtet werden kann, 
hat mit den EEG-Förderkulissen nichts zu tun. Eine Freiflächenanlage kann auch ohne EEG-
Förderung betrieben werden. Insofern ist die Gemeinde Winsen an die naturschutzfachlichen 
Mindestkriterien nicht gebunden. Der erzeugte Strom soll im vorliegenden Planfall in erster 
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Linie den angrenzenden Wohn- und Gewerbegebieten und Sondergebieten zur Verfügung ste-
hen. Nur darüber hinausgehende Strommengen sollen eingespeist werden. Die Ausführungen 
zu den bundesweiten Beschränkungen und Regelungen haben keine unmittelbaren Auswir-
kungen auf die Planung in der Gemeinde Winsen (Aller). 

• Der BUND hat ausgeführt, dass nach § 9 Abs.2, Ziffer 1 BauGB die genehmigte Zeit für 
eine PV-Anlage 30 Jahre betrage, danach sei die Fläche vollständig zurückzubauen und 
wieder der ursprünglichen landwirtschaftlichen Nutzung zuzuführen. Außerdem werden 
Hinweise zu konkreten Festsetzungen vorgebracht.  

Der § 9 Abs.2, Ziffer 1 BauGB enthält keine Zeiträume, für die Laufzeit von Photovoltaikanlagen. 
Nach § 9 Abs. 2 Ziffer 1 BauGB hat eine Gemeinde die Möglichkeit, über eine bedingte Fest-
setzung festzulegen, dass Nutzungen oder Anlagen nur für einen bestimmten Zeitraum zuläs-
sig sind, oder nur bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die 
Gemeinde Winsen beabsichtigt nicht, eine solche Festsetzung im parallel aufgestellten Bebau-
ungsplan zu treffen. Auflagen zum Rückbau können im Genehmigungsverfahren bemacht wer-
den. Über konkrete Abstände wird im Zuge des parallel aufgestellten Bebauungsplanes ent-
schieden. 

6 Inhalte der Planung 

Der Änderungsbereich wird entsprechend der grundsätzlichen städtebaulichen Zielsetzung 
gemäß § 5 (2) Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 (1) BauNVO als Wohnbaufläche, als gewerbliche Bauflä-
che sowie als Sonstige Sondergebiete mit den Zweckstimmungen „Hotel“, „Nahversorgungs-
zentrum“, „Tages- und Verhinderungspflege, serviced apartments“ und „Freiflächen-Photovol-
taik“ dargestellt.  

7 Ergänzende Angaben 

7.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Der Geltungsbereich weist insgesamt eine Größe von 9,2 ha auf. 

Wohnbaufläche 3,2 ha 

Gewerbliche Baufläche 2,7 ha 

Sonstiges Sondergebiet „Hotel“ 0,6 ha 

Sonstiges Sondergebiet „Nahversorgungszentrum“ 0,5 ha 

Sonstiges Sondergebiet „Tages- und Verhinderungspflege, serviced 
apartments“ 

0,4 ha 

Sonstiges Sondergebiet „Freiflächen-Photovoltaik“ 1,7 ha 

Grünfläche 0,1 ha 

7.2 Daten zum Verfahrensablauf 

Beschluss über den Entwurf und die Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB der Planung: 

21.11.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung über die Beteiligung der Öffentlichkeit 28.11.2024 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  29.11.2024 – 
03.01.2025 
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Feststellungsbeschluss durch den Rat  13.02.2025 

 

Winsen (Aller), den 03.03.2025   
 
gez. Dirk Oelmann  L.S. 
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Teil II: Umweltbericht 

1 Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umwelt-
schutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen 
einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewer-
ten. Hierbei sind vor allem die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berücksich-
tigen und die in § 1a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Ergebnisse der Umwelt-
prüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplanes in die Abwägung einzustellen. 

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die 
nachfolgende Gliederung des Umweltberichtes orientiert sich an der Anlage 1 des BauGB.  

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben sind den folgenden Kapiteln 
zu entnehmen. 

1.1 Inhalte und Ziele des Bauleitplanes 

Die Gemeinde Winsen (Aller) beabsichtigt im Ortsteil Meißendorf östlich der Ostenholzer 
Straße auf einem ca. 92.236 m2 großen Gebiet zum einen gewerbliche Bauflächen darzustel-
len, um einem ortsansässigen Gewerbebetrieb die Erweiterung seines Betriebes planungs-
rechtlich vorzubereiten, und zum anderen Wohnbauflächen darzustellen, um der mit der Er-
weiterung des Gewerbebetriebes und der Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen einher-
gehenden zusätzlichen Nachfrage nach Wohnraum nachzukommen.  
Neben der Weiterentwicklung des gewerblichen Ansatzes und der Entwicklung der Wohnbau-
flächen im nordwestlichen Änderungsbereich sind weitere Nutzungen geplant, die als Sonstige 
Sondergebiete mit den Zweckbestimmungen „Nahversorgungszentrum“, „Hotel “ und „Tages- 

und Verhinderungspflege, Serviced apartments“ planungsrechtlich vorbereitet werden.  

Zudem wird ein Sondergebiet für Freiflächen-Photovoltaikanlagen im nordöstlichen Ände-
rungsbereich dargestellt. Die geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen die geplanten 
Baugebiete mit Strom versorgen. Darüber hinaus produzierter Strom soll in das öffentliche 
Netz eingespeist werden. 

Die durch die Änderung des Flächennutzungsplanes entstehenden Wohnbauflächen, werden 
auch durch die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 7 in Winsen (Aller) am südlichen Sied-
lungsrand von Meißendorf begründet. 

Zu diesem Zweck werden in dem Gebiet folgende Darstellungen getroffen: 

 Wohnbaufläche: 3,2 ha 

 Gewerbliche Baufläche: 2,7 ha 

 Sondergebiet „Hotel“: 0,6 ha 

 Sondergebiet „Nahversorgungszentrum“: 0,5 ha 

 Sondergebiet „Tages- und Verhinderungspflege, Serviced apartments“: 0,4 ha 

 Sondergebiet „Freiflächen-Photovoltaik“: 1,7 ha 

 Grünflächen: 0,1 ha 
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Abbildung 10: Luftbild Änderungsbereich 

1.2 Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Planung 

Nachfolgend werden gemäß Anlage 1 des BauGB die in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgesetzten Ziele des Umweltschutzes, soweit sie für den vorliegenden Bauleit-
plan von Bedeutung sind, dargestellt.  

Weiterhin wird aufgeführt, inwieweit diese Ziele im Rahmen der vorliegenden Planung berück-
sichtigt werden. 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Die Bauleitpläne ... sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, ins-

besondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 

Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung 

vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. [§ 1 Abs. 5 BauGB] 

Mit der Planung wird dem Bedarf eines ortsansässigen Gewerbebetriebes nach Entwicklungs-
möglichkeiten, der Nachfrage nach Wohnbauflächen und dem Bedarf an Stromversorgung aus 
Solarenergie in Meißendorf nachgegangen. Hierfür werden Flächen im Außenbereich bean-
sprucht. Die Gemeinde Winsen (Aller) sieht derzeit keine kurzfristig realisierbaren Alternativ-
standorte im Innenbereich, da nicht genügend zusammenhängende Bauflächen zur Verfügung 
stehen.  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die allgemeinen Anforde-

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölke-

rung ... [§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB] 



 Gemeinde Winsen (Aller): 43. FNP-Änderung 59 
 

Die vorliegende Planung soll die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
erfüllen. Es wird eine Gewerbefläche, eine Wohnfläche und vier Sondergebiete mit den Zweck-
bestimmungen „Hotel“, „Nahversorgungszentrum“, „Tages- und Verhinderungspflege, Ser-

viced apartments“ und „Freiflächen-Photovoltaik“ dargestellt. Durch die intensive landwirt-
schaftliche Nutzung und den Gewerbebetrieb ist das Gebiet als bereits vorbelastet einzustufen.  

Maßgebliche Geräuschquelle beim Verkehr ist die Ostenholzer Straße. Die Gutachter sind zu 
dem Ergebnis gekommen, dass für die geplanten Nutzungen ein ausreichender Schallschutz 
im Plangebiet vorhanden ist.  

Da im Änderungsbereich Gewerbenutzungen direkt an Wohnnutzungen angrenzen, wurde die 
Situation schalltechnisch untersucht. Die Gutachter haben für das Plangebiet eine Emissions-
kontingentierung zur Begrenzung der zulässigen Geräuschemissionen im Plangebiet mit dem 
Ziel ausgearbeitet, an den maßgebenden schutzbedürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft 
ein aus schalltechnischer Sicht verträgliches Miteinander zu ermöglichen. Insgesamt wurde 
der schalltechnische Nachweis erbracht, dass die Planung grundsätzlich umsetzbar ist.  

Südwestlich des Änderungsbereiches, westlich der Ostenholzer Straße befindet sich ein land-
wirtschaftlicher Betrieb auf dem Legehennen gehalten werden. Südlich werden auf einer land-
wirtschaftlichen Hofstelle Pferde gehalten. Durch die Tierhaltung in den Stallgebäuden sind 
Emissionen vorhanden. Es wurde daher ein geruchstechnischer Bericht erstellt.9 Die Gutachter 
sind zu folgenden Ergebnissen gekommen: 

Im Bereich der geplanten Wohnbauflächen wird der Immissionswert von 10 % eingehalten. Im 
südlichen Randbereich der Wohngebietsflächen wird der Immissionswert von 10 % überschrit-
ten. Die Gutachter sind unter Berücksichtigung des genehmigten Tierbestandes in der Ge-
samtbelastung zu folgenden Ergebnissen gekommen: 

• Nahezu im gesamten Bereich der geplanten Wohnbauflächen (außerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 9) wird der Immissionswert von 10 % eingehalten. Im südlichen Rand-
bereich der Wohngebietsflächen wird der Immissionswert von 10 % überschritten. Der 
Zwischenwert für einen Übergangsbereich zwischen Wohngebiet und Außenbereich 
von bis zu 14 % der Jahresstunden wird nahezu eingehalten. Nur im südwestlichen 
Randbereich wird der Wert überschritten (15%). 

• Der Immissionswert von 15 % für gewerbliche Nutzungen mit Wohnnutzung wird im 
Großteil der geplanten Flächen überschritten.  

• Der maximal zulässige Immissionswert von bis zu 25 % für gewerbliche Nutzungen 
ohne Wohnnutzung wird im Großteil der geplanten Flächen eingehalten, nur im süd-
westlichen Randbereich überschritten. 

Mögliche Erweiterungsabsichten der landwirtschaftlichen Betriebe wurden nicht berücksich-
tigt. Im südlichen Bereich werden die Immissionswerte im Bereich der vorhandenen Wohnhäu-
ser bereits überschritten. Somit kann davon ausgegangen werden, dass durch die Entwicklung 
der geplanten Nutzungen die landwirtschaftlichen Betriebe nicht weiter eingeschränkt werden. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die Belange der Baukultur, 

des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von 

geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Land-

schaftsbildes ... [§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB] 

 
9  FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter: Geruchstechnischer Bericht Nr. G 22227.1/02 über die Durch-

führung einer geruchstechnischen Untersuchung für die geplante Aufstellung eines Bebauungsplanes nördlich 
der Ostenholzer Straße in 29308 Winsen (Aller), Lingen, 26.06.2024 
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Im Änderungsbereich und angrenzend sind keine Baudenkmäler vorhanden. Im Änderungs-
bereich sind derzeit keine archäologischen Fundstellen bekannt. Die Planung entspricht diesen 
Zielen. Aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung des Gebietes werden durch die Planung 
keine der genannten Belange beeinträchtigt. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die Erhaltungsziele und 

der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes … [§ 1 Abs. 6 Nr. 

7. b) und § 1a Abs. 4 BauGB] 

Im Geltungsbereich und unmittelbar angrenzend befinden sich keine Natura 2000-Gebiete. Die 
nächstgelegenen Schutzgebiete sind das Gebiet „Meißendorfer Teiche; Ostenholzer Moor“ 
(EU-Kennzahl 3224-331), welches sich rund 1 km südwestlich befindet, und das Gebiet „Moor- 
und Heidegebiet im Truppenübungsplatz Bergen-Hohne“ (EU-Kennzahl 3124-301), welches 
sich ca. 2,6 km nordöstlich befindet.  

Aufgrund der Entfernung, zusätzlichen Strukturen zwischen dem Geltungsbereich und den 
FFH-Gebieten und der fehlenden Fernwirkung der Planung, wird eine Verträglichkeit der 
Planung mit den Zielen des FFH-Gebiets als gegeben angesehen. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung 

der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwick-

lung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 

andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige 

Maß zu begrenzen. [§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB] (Bodenschutzklausel) 

Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplans wird dem Bedarf eines ortsansässigen Ge-
werbebetriebes nach Entwicklungsmöglichkeiten, der Nachfrage nach Wohnbauflächen und 
dem Bedarf an Stromversorgung aus Solarenergie in Meißendorf nachgegangen. Hierfür wer-
den landwirtschaftliche Nutzflächen beansprucht.  

Dies ist für die Verwirklichung der Ziele der Planung unvermeidbar und wird höher gewichtet 
als die landwirtschaftliche Nutzung und der Belang zur Reduzierung des Freiflächenver-
brauchs. 

Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang 

umgenutzt werden. [§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB] (Umwidmungssperrklausel) 

Für die vorliegende Planung werden Flächeninanspruchnahmen und Neuversiegelungen auf 
einer bisher überwiegend landwirtschaftlich genutzten Fläche vorbereitet, die ausgeglichen 
werden müssen. In den umliegenden Bereichen sind genügend weitere landwirtschaftliche 
Nutzflächen vorhanden. 

Es sind keine Wälder und Wohngebäude von der Planung betroffen. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung 

getragen werden. [§ 1a Abs. 5 BauGB] 

Um die Belange des Klimaschutzes zu berücksichtigen, sollen im Geltungsbereich möglichst 
kompakte Baukörper errichtet werden. Ziel ist die Minimierung des Wärmebedarfes und damit 
die Einsparung von Treibhausgasen. Weitere Maßnahmen sind im Flächennutzungsplan nicht 
geplant, die dem Klimawandel entgegenwirken. Indirekt wirkt jedoch die vorgesehene Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage dem Klimawandel entgegen. 
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Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit 

des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten 

Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass  

1. die biologische Vielfalt, 

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfä-

higkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind. [§ 1 Abs. 1 BNatSchG] 

Die Planung bereitet die Inanspruchnahme und Versiegelung von überwiegend Ackerfläche 
vor. Dadurch entstehen erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes. Nach Maßgaben 
der Eingriffsregelung müssen die Beeinträchtigungen kompensiert werden. 

Schutzgebiete und geschützte Objekte nach Naturschutzrecht 

Innerhalb des Änderungsbereiches sowie in direkter Umgebung befinden sich keine 
Schutzgebiete oder geschützte Objekte. Das nächstgelegene Schutzgebiet ist das 
Naturschutzgebiet „Meißendorfer Teiche“ (NSG LÜ 00098). Dieses befindet sich in einer 
Entfernung von rd. 900 m in westlicher Richtung zum Geltungsbereich.10 Aufgrund der Lage 
des Geltungsbereiches zum Schutzgebiet sowie fehlender Fernwirkungen der Planung werden 
keine Schutzgebiete oder geschützte Objekte beeinträchtigt. 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet Thörener Bruch (LSG HK 00046) liegt rund 7 
km südwestlich des Geltungsbereiches. Aufgrund der großen Distanz und fehlender Fernwir-
kungen sind negative Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet nicht ersichtlich. 

Ziele des speziellen Artenschutzes 

Aufgrund der Komplexität der artenschutzrechtlichen Vorgaben wird die Vereinbarkeit der Pla-
nung mit den Zielen des speziellen Artenschutzes in einem gesonderten Kapitel (s. Kap. 1.3 
des Umweltberichtes) dargestellt. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter sol-

len vor schädlichen Umwelteinwirkungen geschützt werden. [vgl. § 1 Abs. 1 BImSchG] 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine erheblichen Auswirkungen 
aufgrund schädlicher Umwelteinwirkungen erwartet. Die Planung beeinträchtigt dieses Ziel 
nicht. 

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen (Lebens-

grundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen; Bestandteil des Na-

turhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, Abbau-, Ausgleichs- und Auf-

 
10  Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz: Niedersächsische Umweltkarten 

– Natur (Zugriff: April 2020) 
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baumedium für stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaf-

ten, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers) sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und 

Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. [vgl. § 1 und § 2 Abs. 2 BBodSchG] 

Mit der Planung werden Inanspruchnahme und Versiegelung einer Ackerfläche vorbereitet. 
Der Boden wird in seinen natürlichen Funktionen erheblich beeinträchtigt. Die Beeinträchti-
gungen müssen auf nachgeordneter Ebene mit den parallel aufgestellten Bebauungsplänen 
Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 kompensiert werden. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Küstengewässer und Grundwasser) sollen durch eine nachhal-

tige Gewässerbewirtschaftung als Bestandteile des Naturhaushalts, als Lebens-grundlage des Men-

schen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut geschützt werden. [vgl. § 1 WHG] 

Oberflächengewässer sind nicht vorhanden. 

Für die geplanten Gewerbe- und Sondergebiete ist auf Genehmigungsebene ein Nachweis 

der schadlosen Oberflächenentwässerung beizubringen. Es liegt eine Baugrunduntersuchung 
vor.11 Laut dieser ist ein ausreichender Grundwasserflurabstand für Versickerungsanlagen im 
gesamten Untersuchungsgebiet gegeben. 

Landschaftsplanung 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Celle (1991) weist für den Geltungsbereich kei-
nen wichtigen Bereich für Arten und Lebensgemeinschaften aus. Die Planung steht den Zie-
len des Landschaftsrahmenplanes nicht entgegen.  

Ein Landschaftsplan liegt für die Gemeinde Winsen (Aller) nicht vor. 

Umweltbezogene Ziele und Grundsätze der Raumordnung  

Im Landesraumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen (Änderung der Verordnung über 
das Landes-Raumordnungsprogramm (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 07. September 2022) 
werden keine plangebietsbezogenen Aussagen getroffen.  

Im RROP des Regionalen Raumordnungsprogrammes 2016 (Entwurf 22.02.2017) werden für 
das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. Die westlich des Geltungsbereiches verlaufende 
Kreisstraße K 63 ist als Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung dargestellt. Entlang 
der östlich verlaufenden Meiße ist ein Vorbehaltsgebiet linienhaft für Natur und Landschaft 
dargestellt.  

1.3 Ziele des speziellen Artenschutzes – Artenschutzprüfung (ASP) 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten.  

Diese Verbote richten sich zwar nicht an die Ebene der Bauleitplanung, sondern untersagen 
konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist allerdings zu prüfen, ob die 
artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern oder ob die 
Verträglichkeit durch Vermeidungsmaßnahmen oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen 
hergestellt werden kann. 

 
11  Büro für Baugrund und Gründung: Bautechnisches Bodengutachten für das Baugebiet „Ostenholzer Straße“ 

in Meißendorf, Winsen/ Aller Obernholz 15.12.2023 
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Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des im Rahmen der Bauleitplanung nur anzu-
wenden, sofern und soweit Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogel-
arten betroffen sind. Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese 
Artenvorkommen. 

Gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-
heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Er-
haltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zu-
griffsverbote). 

Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um die Umsetzung eines nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässigen Vorhabens im Sinne von § 18 Abs.2 Satz 1 BNatSchG handelt, 
gilt gemäß § 44 Abs.5 Satz 2 BNatSchG: Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 
92/43EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten und solche Arten betroffen, die in 
einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind12, liegt ein Verstoß ge-
gen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Be-
einträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko 
für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung 
bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden 
werden kann,  

2. das Verbot des Nachstellens und Fanges wild lebender Tiere und der Entnahme, Beschä-
digung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn die 
Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf 
den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Ent-
nahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträch-
tigt werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind 

3. das Verbot nach Abs. 1 Nr. 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff 
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. Für 
Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte 

 
12  Eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, in der ebenfalls berücksichtigungspflichtige „natio-

nale Verantwortungsarten“ definiert wären, liegt bisher nicht vor. 
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Arten gelten diese Maßgaben entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betrof-
fen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen 
die Zugriffs-, Besitz- oder Vermarktungsverbote nicht vor.  

1.3.1 Relevante Arten, Situation im Plangebiet 

Das potenzielle Artenspektrum artenschutzrechtlich relevanter Arten wird anhand der vorhan-
denen Biotoptypen und Habitatstrukturen abgeleitet. Zudem wurde ein Fauna-Gutachten er-
stellt.13 

Trotz der intensiven Nutzung als Acker können Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter 
Arten nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Durch die Größe der Fläche 
und die Abstände zu Strukturen ist das Vorkommen von bodenbrütenden Vögeln der Agrar-
landschaften wie Kiebitz oder Feldlerche nicht auszuschließen. Ebenfalls nicht ausgeschlossen 
werden können Potenziale als Jagdhabitat für Fledermäuse.  

Der artenschutzrechtliche Beitrag hat die Geltungsbereiche der Bebauungspläne Nr. 09, 11 
und 12 zusammengefasst untersucht. Hierbei wurden folgende Arten festgestellt:  

• Im Vorhabengebiet: Feldlerche (2 Reviere) und Wiesenschafstelze (3 Reviere) 

• Außerhalb des Vorhabengebiet: Amsel, Buchfink, Bachstelze, Blaumeise, Dorngrasmü-
cke, Elster, Feldsperling, Goldammer, Gartenbaumläufer, Grünfink, Gartengrasmücke, 
Haussperling, Bluthänfling, Heckenbraunelle, Hausrotschwanz, Kohlmeise, Klapper-
grasmücke, Kleiber, Kuckuck, Mehlschwalbe, Mönchsgrasmücke, Neuntöter, Rotkehl-
chen, Rabenkrähe, Rauchschwalbe, Ringeltaube, Star, Stieglitz, Sumpfmeise, Schwarz-
kehlchen, Turmfalke, Zaunkönig und Zilpzalp 

Der Änderungsbereich weicht im Süden von dem im Gutachten angenommenen Vorhabenge-
biet ab. Somit liegen 4 Reviere der Mehlschwalbe und je ein Revier der Mönchsgrasmücke, 
der Dorngrasmücke, der Heckenbraunelle und des Haussperlings im Änderungsbereich.  

Die Gehölze im Süden des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für Gehölz- und 
höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für gehölzgebundene Fleder-
mausarten.  

Ein kleiner Bereich im Südosten des Planungsgebietes überschneidet sich mit einem als Groß-
vogellebensraum für den Schwarzstorch von landesweiter Bedeutung ausgewiesenen Gebie-
tes. Dieser Bereich ist Teil eines größeren Vorkommengebietes entlang der Meiße, der sich in 
Richtung Nordosten erstreckt. Die ausgewiesenen Bereiche nahe des Planungsgebietes wei-
sen dabei keine Eignung als Bruthabitat für den Schwarzstorch, sondern sind durch die Nähe 
von Niederungsbereichen mit Gehölzen und Grünland als Nahrungshabitat bedeutend.  

Die angrenzenden Gehölze südlich des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für 
Gehölz- und höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für Fledermaus-
arten.  

Vorkommen von streng geschützten Arten z.B. der Säugetiere (ausgenommen Fledermäuse), 
Farn- und Blütenpflanzen, Amphibien, Libellen oder Heuschrecken wurden nicht nachgewie-
sen und sind, aufgrund der Ausstattung des Habitats einerseits und der Lebensraumansprüche 
der streng geschützten Arten andererseits, nicht zu erwarten. 
  

 
13  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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1.3.2 Prüfung der Verbotstatbestände 

Tötungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG): 

Grundsätzlich kann es im Zuge der Baufeldfreimachung zur Tötung von Vögeln bzw. zur Zer-
störung von Gelegen kommen. Dies kann vermieden werden, indem die Baufeldfreimachung 
außerhalb der Vogelbrutzeiten im Winterhalbjahr (ab 1.10. bis Ende Februar) erfolgt.  

Im Hinblick auf möglicherweise in den Gehölzen vorkommende Brutvögel und Fledermausar-
ten sollten unvermeidbare Gehölzbeseitigungen ebenfalls außerhalb der Brutzeit im Winter-
halbjahr vorgenommen werden. 

Da die Gebäude des Gewerbebetriebes nur planungsrechtlich gesichert werden, ist hier kein 
Gebäudeabriss vorgesehen und nicht mit dem Eintreten des Tötungstatbestandes bezüglich 
der dort festgestellten Arten zu rechnen. 

Unabhängig von der jahreszeitlichen Terminierung ist unmittelbar vor der Baufeldfreimachung 
und der Beseitigung von Gehölzen und Bäumen mit Potenzial für Fledermausquartiere und 
Niststandorte höhlenbrütender Vogelarten durch eine fachkundige Person zu prüfen, ob eine 
Nutzung durch Vögel oder Fledermäuse gegeben ist. Sollte dies der Fall sein, sind die Arbeiten 
zu verschieben, bis die Quartiersnutzung beendet, bzw. die Brut- und Aufzucht abgeschlossen 
ist. 

Störungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2) BNatSchG): 

Im artenschutzrechtlichen Sinne liegt eine erhebliche Störung vor, wenn sich durch sie der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 

Durch den Baubetrieb sind Störungen zu erwarten, die jedoch zeitlich auf die Bauphase be-
schränkt sind. Ein dann temporäres Ausweichverhalten der potenziell vorkommenden Tierar-
ten in die unmittelbare Umgebung ist möglich, da ähnliche Habitatstrukturen in Form von wei-
teren Gehölzen und Ackerflächen bestehen.  

Bei der Feldlerche kommt es durch das Vorhaben zu einer erheblichen Störung. Diese wird 
jedoch durch die für den Lebensstättenverlust vorgesehene vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahme (CEF) ausgeglichen, da diese gleichzeitig eine Maßnahme zur Vermeidung erheblicher 
Störungen darstellt.14  

Nach der Fertigstellung des Vorhabens ist durch die Nutzungen als Hotel, Nahversorgungs-
zentrum, Wohnanlage, Wohn- und Gewerbegebiet von keinem signifikant erhöhtem Störpoten-
zial für die potenziell vorkommenden artenschutzrechtlich relevanten Arten auszugehen. Po-
tenziell vorkommende artenschutzrechtlich relevante Tierarten sind aufgrund der bestehenden 
Nutzung im Geltungsbereich und dessen unmittelbarer Umgebung bereits an einen gewissen 
Störungsgrad durch die landwirtschaftliche Bewirtschaftung gewöhnt. Eine Verschlechterung 
der lokalen Population einer Art ist daher unwahrscheinlich. 

Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahmen ist keine Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population der Feldlerche zu prognostizieren. 
  

 
14  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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Verlust der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG): 

Das Verbot bezieht sich auf konkret abgrenzbare Lebensstätten (z.B. Vogelnester, Fleder-
mausquartiere) und schützt diese im Zeitraum der aktuellen Nutzung. Darüber hinaus sind wie-
derkehrend genutzte Lebensstätten auch außerhalb der Phase aktueller Nutzung geschützt 
(z.B. Storchen-Horste, Fledermaus-Winterquartiere). Der Verlust von Fortpflanzungs- oder Ru-
hestätten stellt keinen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand (gemäß § 44 Abs. 5 
BNatSchG) dar, wenn die ökologische Funktion für betroffene Tierarten im räumlichen Zusam-
menhang weiter gewährleistet werden kann. 

Die Betroffenheit von aktuell genutzten Lebensstätten kann durch bauzeitliche Anpassungen 
hinreichend sicher vermieden werden (s.o.). Durch die großflächige und dauerhafte Überpla-
nung werden jedoch Fortpflanzungs- und Ruhestätten innerhalb eines von Feldlerchen genutz-
ten Brutgebietes zerstört. Von der Planung der Bebauungspläne Nr. 9, 11 und 12 als räumlich 
unmittelbar aneinandergrenzende Bebauungspläne sind in den Geltungsbereichen sowie de-
ren unmittelbarer Umgebung zwei Feldlerchen- und zwei Wiesenschafstelzenreviere betroffen. 
Es ist laut des Fauna-Gutachtens nicht davon auszugehen, dass die ökologische Funktion von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Feldlerche im räumlichen Zusammenhang weiter er-
füllt werden kann. Daher sind für diese Art vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) nötig.  

Für die Wiesenschafstelze wird angenommen, dass die Tiere ausweichen können und die Le-
bensstätten im räumlichen Zusammenhang erhalten bleiben. 

Da die Gebäude des Gewerbebetriebes nur planungsrechtlich gesichert werden, ist hier kein 
Gebäudeabriss vorgesehen und nicht mit dem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
bezüglich der dort festgestellten Arten zu rechnen. Sollten die Fortpflanzungsstätten der Mehl-
schwalbe zerstört werden, sind Nisthilfen im unmittelbaren räumlichen Umfeld zu schaffen. 

Weiterhin sollte als Vermeidungsmaßnahme unabhängig von der jahreszeitlichen Terminie-
rung vor der Baufeldfreimachung sowie der Entfernung von Gehölzen und der Fällung von 
Altbäumen durch eine fachkundige Person geprüft werden, ob eine Nutzung durch Vögel oder 
Fledermäuse gegeben ist. Sollte dies der Fall sein, sind die Arbeiten zu verschieben, bis die 
Brut- und Aufzucht abgeschlossen ist. 

CEF-Maßnahmen 

Geeignete Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) werden im vorliegenden Fauna-Gut-
achten dargestellt: Die Größe der Kompensationsfläche sollte demnach für die zwei Feldler-
chenreviere 0,6 ha umfassen. Hier sind mindestens 15 m breite Brachestreifen innerhalb von 
Ackerland ohne hoch aufragende Strukturen, Straßen oder Windräder im Umfeld von 100 m 
zu entwickeln. Die Nutzung sollen aus der ackerbaulichen Nutzung genommen und ohne Ein-
satz von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln der Selbstbegrünung überlassen werden. Die Flä-
che soll einmal jährlich im Herbst gemäht oder gegrubbert und anschließend wieder der 
Selbstbegrünung überlassen werden.  

Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen stehe die Flurstücke 30/12, 31, 32 und 33, 
Flur 2 in der Gemarkung Bannetze zur Verfügung. Bei diesen Flächen handelt es sich um 
Ackerflächenmit einer Gesamtgröße von 54.912 m2, von denen 16.135 m2 bereits im Zuge des 
Bebauungsplanes Südwinsen Nr. 10 „An der Trift“ nach den Empfehlungen des NLWKN (2011) 
zu Habitaten für die Feldlerche entwickelt wurden. Hierbei wurden keine konkreten Feldler-
chenvorkommen ausgeglichen, sondern es handelte sich um eine Vorsorgemaßnahme. Die 
übrige Fläche 32.386 m2 wird derzeit noch intensiv bewirtschaftet und steht als Ausgleichsflä-
che für die vorliegende Planung zur Verfügung. Das Entwicklungsziel ist eine Eigenentwicklung 
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zu bracheartiger Gras- und Krautflur mit einmaliger Mahd zum 01.08. Das Schnittgut wird ab-
gefahren. Der Einsatz von Dünge- oder Pflanzenschutzmittel sowie Beregnung werden ausge-
schlossen. 

 

 
Abbildung 11: Lage der Flächen für die Durchführung der CEF-Maßnahmen. Die blau umrandete Fläche steht zur 
Verfügung.Im Norden der Fläche wird ein Waldabstand von 100 m eingehalten. 

Da die Ausgleichsfläche „Bannetze“ aus der Eingriffsregelung ebenfalls an die Habitatansprü-
che der Feldlerche angepasst wird, ist hier ebenfalls ein Ausgleich für die Feldlerche mög-
lich.  

Fazit 

Unter Beachtung der Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen werden die 
Verbotstatbestände des speziellen Artenschutzes nicht erfüllt. Die Vermeidungsmaßnahmen 
sind auf der Umsetzungsebene einzuhalten. Damit ist hier auf der Ebene des Bebauungsplanes 
absehbar, dass die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Planung nicht dauerhaft 
entgegenstehen. 
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2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Planung prognostiziert, wobei der Fokus insbesondere auf solche Auswirkungen ge-
richtet wird, die ein erhebliches (positives oder negatives) Ausmaß erreichen oder erhebliche 
Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung darstellen. 

Die Prognose der Auswirkungen setzt dabei zunächst eine Beschreibung und Bewertung des 
derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) voraus. Weiterhin ist die voraussichtliche Ent-
wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung in der Übersicht aufzuzei-
gen, soweit diese zumutbar abgeschätzt werden kann. Auch bei der Darstellung des Basissze-
narios und der voraussichtlichen Entwicklung ohne Planung wird bereits auf die voraussichtlich 
erheblich beeinflussten Umweltmerkmale fokussiert. 

2.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustands und der voraussichtlichen 
Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung (Basisszenario) 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Stellvertretend für die vorkommenden Tiere, Pflanzen und für die biologische Vielfalt wurde 
ein Fauna-Gutachten15 erstellt, in dem zudem die Biotoptypen nach Drachenfels16 erfasst wur-
den. 

Derzeitiger Zustand 

Pflanzen 

Das Plangebiet ist beinahe vollständig von Sandacker (AS) geprägt. Am südlichen Rand des 
Ackers befindet sich eine halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM). Da-
ran grenzt eine Strauchhecke (HFS) am Rande eines Gewerbegebietes (OGG) an. Westlich 
davon sind eine Sonstiges Anbaufläche von Gehölzen (EBS) und eine Mischfläche aus Land-
wirtschaftlicher Lagerfläche (EL), Trittrasen (GRT) und Ruderalflur frischer bis feuchter Stand-
orte (URF) vorhanden.  

Westlich des Änderungsbereiches an der „Ostenholzer Straße“ stehen südlich einzelne Hän-
gebirken und Stiel-Eichen (HBE), weiter nördlich stehen diese dichter zusammen, sodass hier 
eine Baumreihe/Allee (HBA) erfasst wurde. Der Fahrradweg wird mit einem schmalen Streifen 
halbruderaler Gras- und Staudenflur (UH) vom Geltungsbereich abgegrenzt. Nördlich und öst-
lich erstreckt sich die übrige Ackerfläche. Im Nordosten befindet sich zudem eine Grünlandflä-
che (G). 

Östlich des Änderungsbereiches verläuft die Meiße, die nach Wasserrahmenrichtlinie als Mä-
ßig ausgebauter Tieflandfluss mit Sandsubstrat (FVS) erfasst wurde. Sie ist umgeben von na-
turnahen Feldgehölzen (HN).  

Tiere 

Trotz der intensiven Nutzung als Acker können Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter 
Arten nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Durch die Größe der Fläche 

 
15  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
16  Drachenfels, O. v. (2021): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter besonderer Berücksichti-

gung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen von Anhang I der FFH-Richtlinie, Stand 
März 2021. 
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und den Abständen zu Strukturen ist das Vorkommen von bodenbrütenden Vögeln der Agrar-
landschaften wie Kiebitz oder Feldlerche nicht auszuschließen. Ebenfalls nicht ausgeschlossen 
werden können Potenziale als Jagdhabitat für Fledermäuse.  

Der artenschutzrechtliche Beitrag hat die Geltungsbereiche der Bebauungspläne Nr. 09, 11 
und 12 zusammengefasst untersucht. Hierbei wurden folgende Arten festgestellt:  

• Im Vorhabengebiet: Feldlerche (2 Reviere) und Wiesenschafstelze (3 Reviere) 

• Außerhalb des Vorhabengebiet: Amsel, Buchfink, Bachstelze, Blaumeise, Dorngrasmü-
cke, Elster, Feldsperling, Goldammer, Gartenbaumläufer, Grünfink, Gartengrasmücke, 
Haussperling, Bluthänfling, Heckenbraunelle, Hausrotschwanz, Kohlmeise, Klapper-
grasmücke, Kleiber, Kuckuck, Mehlschwalbe, Mönchsgrasmücke, Neuntöter, Rotkehl-
chen, Rabenkrähe, Rauchschwalbe, Ringeltaube, Star, Stieglitz, Sumpfmeise, Schwarz-
kehlchen, Turmfalke, Zaunkönig und Zilpzalp 

Der Änderungsbereich weicht im Süden von dem im Gutachten angenommenen Vorhabenge-
biet ab. Somit liegen 4 Reviere der Mehlschwalbe und je ein Revier der Mönchsgrasmücke, 
der Dorngrasmücke, der Heckenbraunelle und des Haussperlings im Änderungsbereich.  

Die Gehölze im Süden des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für Gehölz- und 
höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für gehölzgebundene Fleder-
mausarten.  

In der Ein kleiner Bereich im Südosten des Planungsgebietes überschneidet sich mit einem als 
Großvogellebensraum für den Schwarzstorch von landesweiter Bedeutung ausgewiesenen 
Gebietes. Dieser Bereich ist Teil eines größeren Vorkommengebietes entlang der Meiße, der 
sich in Richtung Nordosten erstreckt. Die ausgewiesenen Bereiche nahe des Planungsgebie-
tes weisen dabei keine Eignung als Bruthabitat für den Schwarzstorch, sondern sind durch die 
Nähe von Niederungsbereichen mit Gehölzen und Grünland als Nahrungshabitat bedeutend.  

Die angrenzenden Gehölze südlich des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für 
Gehölz- und höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für Fledermaus-
arten.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung wird die landwirtschaftliche Nutzung voraussichtlich 
fortbestehen. Änderungen für Tiere und Pflanzen wären nicht ersichtlich. 

2.1.2 Fläche und Boden 

Derzeitiger Zustand 

Der Änderungsbereich wird derzeit überwiegend landwirtschaftlich als Acker genutzt. Es ge-
hört als Bodenlandschaft der Talsandniederungen zur Geest und weist als Bodentyp einen 
mittleren Gley-Podsol auf. Hierbei handelt es sich um einen Boden mit allgemeiner Funktions-
erfüllung und einer geringen Bodenfruchtbarkeit. Dies begründet keine besondere Bedeutung 
des Geltungsbereiches im Hinblick auf die Nutzungsfunktion. Die Gefährdung der Bodenfunk-
tionen durch Verdichtung wird als gering angegeben. 

Es liegen keine Hinweise auf Altlasten vor. Im Süden besteht eine Vorbelastung durch beste-
hende Versiegelungen im Bereich des Gewerbe- und Industriekomplexes. 
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Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt der Boden und seine Funktionen im Naturhaushalt 
erhalten. 

2.1.3 Wasser 

Derzeitiger Zustand 

Im Änderungsbereich selbst sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Im Südosten verläuft 
die „Meiße“.  

Die Oberfläche des Grundwasserkörpers liegt zwischen 37,5 und 40 m NHN. Da die Gelände-
höhe ca. 40 m NHN beträgt steht das Grundwasser bis kurz unter Flur an. Die Grundwasser-
neubildung ist mit >50-100 mm/a sehr gering. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberde-
ckung wird als gering angegeben (NIBIS 2023). 

Der chemische Zustand des Grundwassers wird insgesamt als schlecht angegeben. Hierbei ist 
Nitrat der entscheidende, als schlecht bewertete Parameter. Der mengenmäßige Zustand wird 
als gut angegeben (Niedersächsische Umweltkarten 2023). 

Der Geltungsbereich befindet sich außerhalb von Hochwasserrisiko- und Überschwemmungs-
gebieten.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung wird der derzeitige Zustand des Schutzgutes Wasser 
voraussichtlich erhalten.  

2.1.4 Klima und Luft 

Derzeitiger Zustand 

Durch die ackerbauliche Nutzung bildet das Planungsgebiet derzeitig ein 
Kaltluftentstehungsklimatop mit einer jährlichen Durchschnittstemperatur von 9,8°C (1991-
2020; NIBIS 2023). Aktuell gehen von der Fläche keine übermäßigen Emissionen aus, die über 
das übliche Maß landwirtschaftlicher Nutzflächen hinausgehen. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Im Rahmen des Klimawandels werden u.a. eine Erhöhung der Durchschnittstemperaturen und 
eine Zunahme von klimatischen Extremereignissen (z.B. Starkregen, Starkwinde) prognosti-
ziert. Wie sich die Bedingungen im Geltungsbereich selbst verändern werden, ist nicht zumut-
bar bzw. belastbar zu prognostizieren. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass hier vielfältige 
Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern bestehen, so dass sich die klimatischen Än-
derungen auch auf z.B. Wasserhaushalt, Luftqualität und biologische Vielfalt auswirken kön-
nen. 

2.1.5 Landschaft 

Derzeitiger Zustand 

Das Landschaftsbild des Änderungsbereiches ist überwiegend durch die ackerbauliche Nut-
zung geprägt und besitzt daher keine landschaftsbildrelevanten Strukturen. Im Süden besteht 
eine Vorbelastung des Landschaftsbildes durch bestehende Gewerbenutzungen. 
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In der Umgebung prägt zum einen die angrenzende „Ostenholzer Straße“ mit den begleiten-
den Einzelbäumen und zum anderen die Gehölze naher der „Meiße“ das Landschaftsbild. Der 
nördliche sowie der östliche Bereich werden durch die Ackernutzung geprägt. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist nicht von einer Änderung des aktuellen Landschaftsbil-
des auszugehen. 

2.1.6 Mensch 

Derzeitiger Zustand 

Der Änderungsbereich umfasst eine landwirtschaftliche Nutzfläche und Gewerbeflächen und 
unterliegt somit keiner Erholungs- oder Freizeitnutzung. Die bestehende gewerbliche Nutzung 
bietet Arbeitsplätze für die Einwohner der Gemeinde Winsen. 

Im Geltungsbereich sind Vorbelastungen in Form von Geruchs- und Lärmimmissionen und 
Emissionen durch die landwirtschaftliche Bewirtschaftung des Geltungsbereiches und der un-
mittelbaren Der Änderungsbereich befindet sich unmittelbar an der Kreisstraße K 63, die eine 
Verbindung zum überörtlichen Verkehrsnetz darstellt, sodass ein erhöhter Durchgangsverkehr 
besteht. Die Gewerbeflächen innerhalb des Änderungsbereiches grenzen unmittelbar an 
Wohnbauflächen an. Ebenso befindet sich ein Wohngebiet im Norden, das im Rahmen des 
Bebauungsplanes Nr. 8 „Hartmannshäuser Straße“ realisiert wurde. Weitere Wohnnutzung 
liegt auf Grundstück westlich entlang der Kreisstraße K 63 vor. Im Änderungsbereich werden 
sich künftig Betriebe ansiedeln, die als potenzielle Lärmemittenten einzustufen sind. Zudem 
befindet sich südöstlich des Geltungsbereiches ein weiterer Gewerbebetrieb. Es wurde daher 
eine schalltechnische Untersuchung erstellt, die sich sowohl mit den Verkehrslärmimmissionen 
als auch mit dem Gewerbelärm beschäftigt.17  

Maßgebliche Geräuschquelle beim Verkehr ist die Ostenholzer Straße. Die Gutachter sind zu 
dem Ergebnis gekommen, dass für die geplanten Nutzungen ein ausreichender Schallschutz 
im Plangebiet vorhanden ist. Da im Änderungsbereich Gewerbenutzungen direkt an Wohnnut-
zungen angrenzen, ist ein zukünftiger Immissionskonflikt nicht auszuschließen. Die Gutachter 
haben für das Plangebiet eine Emissionskontingentierung zur Begrenzung der zulässigen Ge-
räuschemissionen im Plangebiet mit dem Ziel ausgearbeitet, an den maßgebenden schutzbe-
dürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft ein aus schalltechnischer Sicht verträgliches Mitei-
nander zu ermöglichen. Insgesamt wurde der schalltechnische Nachweis erbracht, dass die 
Planung grundsätzlich umsetzbar ist.  

Südwestlich des Änderungsbereiches, westlich der Ostenholzer Straße befindet sich ein land-
wirtschaftlicher Betrieb auf dem Legehennen gehalten werden. Südlich werden auf einer land-
wirtschaftlichen Hofstelle Pferde gehalten. Durch die Tierhaltung in den Stallgebäuden sind 
Emissionen vorhanden. Es wurde daher ein geruchstechnischer Bericht erstellt.18 Die Gutach-
ter sind unter Berücksichtigung des genehmigten Tierbestandes in der Gesamtbelastung zu 
folgenden Ergebnissen gekommen: 

 
17  TÜV Nord: Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung eines Bebauungsplanes an der Ostenholzer Straße 

in Meißendorf, Hannover 09.11.2023 
18  FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter: Geruchstechnischer Bericht Nr. G 22227.1/02 über die Durch-

führung einer geruchstechnischen Untersuchung für die geplante Aufstellung eines Bebauungsplanes nördlich 
der Ostenholzer Straße in 29308 Winsen (Aller), Lingen, 26.06.2024 
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• Nahezu im gesamten Bereich der geplanten Wohnbauflächen (außerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 9) wird der Immissionswert von 10 % eingehalten. Im südlichen Rand-
bereich der Wohngebietsflächen wird der Immissionswert von 10 % überschritten. Der 
Zwischenwert für einen Übergangsbereich zwischen Wohngebiet und Außenbereich 
von bis zu 14 % der Jahresstunden wird nahezu eingehalten. Nur im südwestlichen 
Randbereich wird der Wert überschritten (15%). 

• Der Immissionswert von 15 % für gewerbliche Nutzungen mit Wohnnutzung wird im 
Großteil der geplanten Flächen überschritten.  

• Der maximal zulässige Immissionswert von bis zu 25 % für gewerbliche Nutzungen 
ohne Wohnnutzung wird im Großteil der geplanten Flächen eingehalten, nur im süd-
westlichen Randbereich überschritten. 

Mögliche Erweiterungsabsichten der landwirtschaftlichen Betriebe wurden nicht berücksich-
tigt. Im südlichen Bereich werden die Immissionswerte im Bereich der vorhandenen Wohnhäu-
ser bereits überschritten. Somit kann davon ausgegangen werden, dass durch die Entwicklung 
der geplanten Nutzungen die landwirtschaftlichen Betriebe nicht weiter eingeschränkt werden. 

Erkennbare Risiken für schwere Unfälle oder Katastrophen sowie Störfallbetriebe sind inner-
halb des Änderungsbereiches nicht ersichtlich. 

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass keine wesentlichen Änderun-
gen eintreten. 

2.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Derzeitiger Zustand 

Kulturgüter sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Zu den Sachgütern zählt die landwirtschaft-
liche Nutzfläche.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt die landwirtschaftliche Nutzfläche als Sachgut erhal-
ten. 

2.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwir-
kungen. So bedingen z.B. die Boden- und Klimaverhältnisse sowie die menschliche Nutzung 
die Ausprägung der Vegetation, diese wiederum prägt stark die Eignung als Tier-Lebensraum 
sowie die landschaftliche Eigenart und Erholungseignung. Eine hiervon unbeeinflusste Be-
standsbeschreibung ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen 
bereits in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichtigung finden. 

Derzeitiger Zustand 

Es sind keine Wechselwirkungen der Schutzgüter über das normale Maß hinaus ersichtlich.  

Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die Wechselwirkungen unter den Schutzgütern im 
derzeitigen Maße bestehen. 



 Gemeinde Winsen (Aller): 43. FNP-Änderung 73 
 

2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen, die bei Durchführung der Planung zu erwarten sind, darge-
legt. Dabei werden die direkten und die etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenz-
überschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vorübergehen-
den sowie positiven und negativen Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase in die 
Umweltprüfung einbezogen. Allerdings wird insbesondere auf die Auswirkungen abgestellt, 
welche möglicherweise ein erhebliches Ausmaß erreichen. Die nachfolgenden Kapitel enthal-
ten vertiefende Erläuterungen zu den Aspekten, die im vorliegenden Planfall eine besondere 
Relevanz erreichen. 

Als Grundlage für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 
Planung werden zunächst Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch 
vorbereiteten baulichen und sonstigen Nutzungen zusammengestellt (vgl. auch tabellarische 
Übersicht im Anhang). Dabei ist zu berücksichtigen, dass auf Ebene der Bauleitplanung regel-
mäßig keine Kenntnisse zu Gestaltungsdetails, Realisierungszeitpunkt u. ä. der künftigen Be-
bauung feststehen. 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen werden insbesondere durch folgende Charakteris-
tika der geplanten Nutzungen bestimmt: 

• Neudarstellung von Wohnbaufläche  

• Neudarstellung von gewerblicher Baufläche  

• Neudarstellung von drei sonstigen Sondergebieten mit den Zweckbestimmungen „Ho-
tel“, „Nahversorgungszentrum“ und „Tages- und Verhinderungspflege, Serviced apart-

ments“  

• Neudarstellung von einem sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Freiflä-
chen-Photovoltaik“  

In die nachfolgenden Darstellungen zu den Auswirkungen der Planung werden Angaben zur 
Eingriffsregelung integriert, d.h. die Identifizierung erheblicher Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Bezüglich der Auswirkungen auf die Umweltschutzziele, welche auf Ebene der Europäischen 
Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegt sind, sei auf Kapitel 1.2 
des Umweltberichtes verwiesen. 

2.2.1 Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Mit der vorliegenden Planung werden Neuversiegelungen und Flächeninanspruchnahmen bis-
her ackerbaulich genutzter Flächen vorbereitet. Hierdurch kommt es zu einem Verlust von Le-
bensraum für Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. Zudem werden zwei Reviere der gefähr-
deten Art Feldlerche überplant. Dies ist als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffs-
regelung zu werten und entsprechend zu kompensieren. 

Es besteht eine Vorbelastung durch bestehende gewerbliche Nutzung im Süden des Ände-
rungsbereiches. 

2.2.2 Auswirkungen auf Fläche und Boden 

Mit der vorliegenden Planung werden Neuversiegelungen und Flächeninanspruchnahmen bis-
her unversiegelter, ackerbaulich genutzter Böden allgemeiner Funktionserfüllung vorbereitet. 
Auf versiegelten Flächen entfallen die Funktionen des Bodens im Naturhaushalt vollständig. 
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Dies ist als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung zu werten und muss 
entsprechend kompensiert werden.  

Im Süden des Änderungsbereiches besteht eine Vorbelastung durch einen bestehenden Ge-
werbebetrieb. 

2.2.3 Auswirkungen auf das Wasser 

Oberflächengewässer sind im Änderungsbereich nicht vorhanden.  

Mit der Planung werden Neuversiegelungen des Bodens vorbereitet. Hierdurch kommt es zu 
einer Verringerung der im Ausgangszustand sehr geringen Grundwasserneubildungsrate. Er-
hebliche Beeinträchtigungen des Grundwassers werden nicht vorbereitet.  

Es liegt eine Baugrunduntersuchung vor.19 Laut dieser ist ein ausreichender Grundwasserflur-
abstand für Versickerungsanlagen im gesamten Untersuchungsgebiet gegeben. 

2.2.4 Auswirkungen auf Klima und Luft 

Durch die Neudarstellungen gehen Freiflächen verloren. Mit der Versiegelung sowie der Über-
bauung der bisher unbebauten Flächen geht ein Verlust des Kaltluftklimatopes Acker und da-
mit eine stärkere Erwärmung sowie folglich eine Veränderung des Lokalklimas einher. 

Eine Änderung im Hinblick auf die Luftqualität ist durch die Neudarstellungen möglich, weil 
sich emittierende Gewerbebetriebe ansiedeln können. Es besteht eine Vorbelastung durch die 
bestehende gewerbliche Nutzung im Süden des Änderungsbereiches. 

Mit der Neudarstellung des Wohngebietes sowie der Sondergebiete mit den Zweckbestim-
mungen „Hotel“, „Nahversorgungszentrum“ und „Tages- und Verhinderungspflege, Serviced 
apartments“ ist ein höherer Schadstoffausstoß durch Anwohnerverkehr zu erwarten.  

Die Verschattung durch die Photovoltaik-Module und die Aufwärmung über den Platten kann 
zu geringfügigen Veränderungen des Kleinklimas führen. Durch die Nutzung von Solarenergie 
soll ein Beitrag zum aktiven Klimaschutz und zur umweltverträglichen Energieerzeugung und -
gewinnung geleistet werden. Lufthygienische Belastungen sind hiermit nicht verbunden. Durch 
die Neudarstellung des Sondergebiets mit Zweckbestimmung „Freiflächen-Photovoltaik“ lässt 
sich der Verbrauch fossiler Energieträger und der damit einhergehenden Emissionen reduzie-
ren. Demnach trägt die Planung zur Emissionsentlastung bei. 

Großräumige Veränderungen des Klimas sind nicht ersichtlich. Insgesamt sind die Auswirkun-
gen somit nicht als erheblich einzustufen. 

2.2.5 Auswirkungen auf die Landschaft 

Innerhalb des Plangebietes kommt es durch die baulichen Anlagen zu einer Veränderung des 
Landschaftsbildes. innerhalb eines Bereiches mit hoher Bedeutung für das Landschaftserleben 
nach dem Entwurf des Landschaftsrahmenplanes des Landkreises Celle. Hierdurch kommt es 
zu einer erheblichen Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung, die entsprechend kom-
pensiert werden muss. 

Im Süden des Plangebietes besteht eine Vorbelastung durch bestehende Bebauung, die west-
lich des Plangebietes verlaufende „Ostenholzer Straße stellt ebenfalls eine Vorbelastung des 
Landschaftsbildes dar. 

 
19  Büro für Baugrund und Gründung: Bautechnisches Bodengutachten für das Baugebiet „Ostenholzer Straße“ 

in Meißendorf, Winsen/ Aller Obernholz 15.12.2023 



 Gemeinde Winsen (Aller): 43. FNP-Änderung 75 
 

2.2.6 Auswirkungen auf den Menschen 

Mit der Durchführung der Planung werden neue Wohn- und Arbeitsplätze sowie Anlagen zur 
Versorgung mit Strom aus Solarenergie geschaffen. Durch gewerbliche Anlagen und den zu-
sätzlichen Anlieferungs- und Anliegerverkehr kann es zu einer Erhöhung der Lärm- und Schad-
stoffemissionen kommen. Aus den parallel aufgestellten Bebauungsplänen Nr. 09 und Nr. 11 
ist bekannt, dass Maßnahmen zur Minderung dieser Beeinträchtigungen festgesetzt werden.  

Während der Bauphase kann es kurzzeitig zu erhöhten Lärm-, Staub- und Schadstoffemissio-
nen kommen, die allerdings ebenfalls nicht als erheblich einzustufen sind.  

Somit sind die Auswirkungen nicht als erhebliche Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffs-
regelung einzustufen. 

2.2.7 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es sind keine Auswirkungen der Planung auf Kulturgüter ersichtlich. Aufgrund der Planung 
geht landwirtschaftliche Fläche als Sachgut verloren.  

2.2.8 Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwir-
kungen. So führen beispielsweise die Versiegelungen von Böden zugleich zu Beeinträchtigun-
gen der Grundwasserneubildung und der Eignung als Pflanzen-Standort. Eine separate Wir-
kungsprognose ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen bereits 
in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichtigung finden. 

2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Umweltwirkungen 

Die Überwachungsmaßnahmen zu den Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verringerungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen (gemäß Anlage 1 Ziffer 2 c) BauGB) sind in Kap. 3.2 näher dargelegt, 
zusammen mit den Überwachungsmaßnahmen zu den erheblichen Umweltauswirkungen (ge-
mäß Anlage 1 Ziffer 3 b) BauGB). 

2.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung nachteiliger Um-

weltwirkungen 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes werden keine Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verhinderung und Verringerung nachteiliger Umweltwirkungen getroffen. Diese können im 
Rahmen der im Parallelverfahren aufgestellten Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 
getroffen werden.  

Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung 
nachteiliger Umweltwirkungen möglich und anzustreben, die jedoch auf Ebene der 
vorliegenden Planung nicht geregelt werden. Hierzu zählen nach gegenwärtigem Stand 
insbesondere folgende Maßnahmen: 

• Soweit die Baumaßnahmen und insbesondere die Baufeldfreimachung und vergleichbare 
Eingriffe in Vegetation und Bodenoberfläche während der Vogelbrutzeit stattfinden, sollte 
zeitnah vorher durch eine fachkundige Person überprüft werden, ob aktuell genutzte 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten artenschutzrechtlich relevanter Tiere in den Baufeldern 
vorhanden sind. Sofern solche Fortpflanzungs- und Ruhestätten festgestellt werden, sollten 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen vor Aufnahme der Baumaßnahmen mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt und entsprechend der Abstimmung 
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umgesetzt werden. Analog sollte auch bei Wiederaufnahme des Baubetriebes nach 
längerer Unterbrechung vorgegangen werden. 

• Unabhängig von der jahreszeitlichen Terminierung sollte zeitnah vor Gehölzfällungen oder 
dem Abriss baulicher Anlagen durch eine fachkundige Person überprüft werden, ob 
dauerhaft genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten (z.B. Fledermaus-Quartiere, 
Greifvogelhorste, Schwalbennester, Spechthöhlen) artenschutzrechtlich relevanter Tiere 
an/ in den Gehölzen oder baulichen Anlagen vorhanden sind. Sofern solche 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten festgestellt werden, sollten die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen vor Durchführung der Gehölzfällung bzw. des Gebäudeabrisses mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt und entsprechend der Abstimmung 
umgesetzt werden. 

• Erhaltenswerte Gehölzbestände, insbesondere die Strauch- und Strauch-Baumhecken im 
Süden des Änderungsbereiches sollten während der Bauphase vor Schädigungen der 
oberirdischen Teile sowie des Wurzelraumes geschützt werden. Geeignete Maßnahmen 
können der DIN 18920 und der RAS-LP 4 entnommen werden. 

• Der bei Durchführung der Planung anfallende Mutterboden-Aushub sollte in nutzbarem 
Zustand erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung geschützt werden. 

• Die im Gebiet unversiegelt verbleibenden Grundflächen sollten während der Bauphase vor 
Bodenverdichtungen infolge von Befahren, Materialablagerung u.ä. geschützt werden. 

• Durch ordnungsgemäßen und sorgsamen Umgang mit Maschinen, Baustoffen etc. sollten 
Verunreinigungen von Boden und Wasser vermieden werden. 

• Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
auftreten, werden diese entsprechend den gesetzlichen Vorgaben unverzüglich der zu-
ständigen Behörde gemeldet. 

• Sollten sich bei den erforderlichen Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf schädliche Boden-
veränderungen oder Altlasten ergeben, wird unverzüglich die zuständige Untere Boden-
schutzbehörde benachrichtigt. 

2.3.2 Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Umweltwirkungen 

Wie in Kap. 2.2.1 – 2.2.5 ausgeführt, entstehen bei Umsetzung der Planung erhebliche Beein-
trächtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild im Sinne der Eingriffsregelung. Die un-
vermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen betreffen die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt, Fläche und Boden sowie Landschaftsbild. 

Plangebietsinterne Ausgleichsmaßnahmen 

Die 43. Änderung des Flächennutzungsplanes legt keine Ausgleichsmaßnahmen fest. 

Ermittlung des externen Ausgleichsbedarfs 

Die 43. Änderung des Flächennutzungsplanes Winsen (Aller) legt keine plangebietsexternen 
Ausgleichsmaßnahmen fest. Gemäß der Eingriffsbilanzierung aus den parallel aufgestellten 
Bebauungsplänen Nr.09, Nr. 11 und Nr. 12 besteht auf der durch diese Planung überplante 
Fläche des Änderungsbereiches ein Defizit von insgesamt 53.866 Werteinheiten. Diese 
Summe beinhaltet eine Mehrfachkompensation der öffentlichen Verkehrsflächen der einzelnen 
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Bebauungspläne, die sich überschneiden. So wird die öffentliche Verkehrsfläche des Bebau-
ungsplanes Nr. 09 von allen drei Bebauungsplänen und die drüber hinausgehende Verkehrs-
fläche aus dem Bebauungsplan Nr. 12 auch vom Bebauungsplan Nr. 11 abgedeckt.  

Sollte der Bebauungsplan Nr. 11 vor den Bebauungsplänen Nr. 09 und Nr. 12 wirksam werden, 
werden die erheblichen Beeinträchtigungen aus dem Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche 
dort bereits ausgeglichen und wären von dem ermittelten Kompensationsbedarf der Bebau-
ungspläne Nr. 09 und Nr. 12 abzuziehen. Sollte dies nicht der Fall sein, sind die Defizite in den 
entsprechenden Verfahren auszugleichen und eventuell bereits ausgeglichene Bereiche ab-
zuziehen. Die Zuordnung der jeweils dafür nötigen Flächen ist in Abbildung 12 und Abbildung 
13 dargestellt. 

Plangebietsexterne Ausgleichsmaßnahmen 

Die erforderlichen plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen sollen durch die Aufwertung 
von zwei Ackerflächen erfolgen. Bei den Flächen handelt es sich zum einen um eine 21.800 
m2 große Ackerfläche in der Gemarkung Thören (Flur 2, Flurstück 35). Diese liegt ca. 6,6 km 
vom Geltungsbereich entfernt.  

 
Abbildung 12: Luftbild der Ausgleichsfläche „Thören“ mit Zuteilung der Flächen zu den Bebauungsplänen 

Die zweite Ausgleichsfläche befindet sich in der Gemarkung Bannetze (Flur 5, Flurstück 103) 
und liegt ca. 6,8 km vom Geltungsbereich entfernt. Die Fläche weist eine Größe von 13.824 m2 
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auf, von denen 11.208 m2 als Acker und 2.616 m2 als Intensivgrünland genutzt werden. Damit 
stehen insgesamt 35.624 m2 Fläche zur Verfügung. 

 
Abbildung 13: Luftbild der Ausgleichsfläche „Bannetze“ mit Zuteilung der Flächen zu den Bebauungsplänen 

Diese Ausgleichsflächen sollen überwiegend mit entsprechender extensiver Bewirtschaftung 
von derzeit Wertstufe 1 (Ausgangsbiotop: Sandacker) bzw. Wertstufe 2 (Ausgangsbiotop: In-
tensivgrünland) auf Wertstufe 3 (Zielbiotop: Sonstiges feuchtes Extensivgrünland) aufgewertet 
werden. Dabei soll der Offenlandcharakter erhalten werden, um einen multidimensionalen Aus-
gleich auch in Bezug auf die Habitatfunktionen für die Feldlerche zu erzielen. Somit werden 
hier die erheblichen Beeinträchtigungen der Feldlerche ausgeglichen. 

Am nördlichen und östlichen Rand der Ausgleichsfläche „Thören“ wird ein 15 m breiter Suk-
zessionsstreifen zur Entwicklung von Gehölzen aus der Bewirtschaftung genommen. Dabei 
wird der Sukzessionsstreifen mit der Wertstufe 3 berechnet, da sich hier übergangsweise 
Halbruderale Gras- und Staudenfluren entwickeln werden, bis Gehölze durch die natürliche 
Sukzession aufwachsen und der Zielbiotoptyp Strauchhecke (HFS) erreicht wird. Beide Bio-
toptypen sind nach dem Modell des Niedersächsischen Städtetages mit Wertstufe 3 zu bewer-
ten. Folgende Aufwertung wird angenommen: 
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Ausgleichsfläche „Thören“:     
Biotoptyp  Fläche (m²) WF WE 

Ausgangsbiotoptyp: Sandacker (AS)  21.800 1 21.800 

Zielbiotoptyp: Sonstiges feuchtes Extensiv-

grünland (GEF)  

16.976 3 50.928 

Zielbiotoptyp: Strauchhecke (HFS)  4.824 3 14.472 

Summe Aufwertung  21.800 
 

43.600 

 

Ausgleichsfläche „Bannetze“:     
Biotoptyp  Fläche (m²) WF WE 

Ausgangsbiotoptyp: Sandacker (AS)  11.208 1 11.208 

Ausgangsbiotoptyp: Intensivgrünland (GI)  2.616 2 5.232 

Zielbiotoptyp: Sonstiges feuchtes Extensiv-

grünland (GEF)  

13.824 3 41.472 

Summe Aufwertung  13.824 
 

25.032 

Durch die Aufwertung der beiden Flächen werden insgesamt 68.632 Werteinheiten generiert, 
wodurch das Kompensationsdefizit der Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 von insge-
samt 53.866 Werteinheiten vollständig ausgeglichen wird. Der Überschuss von 14.766 Wert-
einheiten kann von der Gemeinde für die Kompensation zukünftiger Vorhaben herangezogen 
werden. 

Die Kompensationsflächen sollen durch extensive Bewirtschaftung zu extensivem Feuchtgrün-
land entwickelt werden, dass die Habitatanforderungen der Feldlerche erfüllt. Dazu werden 
folgende Maßnahmen umgesetzt: 

• Einsaat mit Regiosaatgut  

• Aushagerung der Intensivgrünlandfläche 

• Ggf. extensive Beweidung mit begrenzter Weidetierdichte (max. 2-3 Tiere/ha) 

Das Grünland ist unter folgenden Auflagen zu bewirtschaften: 

Grundsätze: 

• Das Grünland ist mit höchstens einmaliger Mahd pro Jahr zu nutzen.  

• Eine Brachlegung ist unzulässig.  

• Die Umwandlung in Intensivgrünland oder Acker sowie Einebnung/Planierung sind 
verboten. 

• Keine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln.  

• Duldung von Biotopgestaltungsmaßnahmen und weitergehenden Nutzungseinschrän-
kungen nach rechtzeitiger Absprache.  

• Die Lagerung von Winterfutter auf der Fläche ist unzulässig (Silage, Rundballen o. ä.). 

• Das Ausbringen von Dünger jeglicher Art ist unzulässig. 

Bearbeitung:  

• Keine maschinelle Bodenbearbeitung (Walzen, Schleppen)  

• Keine Veränderung des Bodenreliefs.  
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• Keine zusätzlichen Entwässerungsmaßnahmen.  

• Nachsaat nur in Absprache mit der UNB des Landkreises Celle mit abgestimmter Saat-
gutmischung.  

Schnittnutzung:  

• einmalige Mahd pro Jahr ab Mitte Juni mit Mähgut-Entfernung.  

• Mulchen ist unzulässig.  

Die Entwicklung der Flächen ist in regelmäßigen Abständen zu kontrollieren und die Maßnah-
men bei negativer Entwicklung anzupassen.  

Fazit zur Eingriffsregelung 

Wie die Gegenüberstellung zeigt, werden alle Beeinträchtigungen vollständig ausgeglichen. 

2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Die Planung soll Arbeitsplätze, Wohnraum und Versorgungsmöglichkeiten mit Strom aus So-
larenergie schaffen. Dafür werden eine gewerbliche Baufläche, eine Wohnbaufläche und vier 
Sondergebiete mit den Nutzungszwecken „Hotel“, „Nahversorgungszentrum“, „Tages- und 

Verhinderungspflege, Serviced apartments“ und „Freiflächen-Photovoltaik“ neu dargestellt.  

Andere Planmöglichkeiten mit geringeren Umweltauswirkungen sind nicht ersichtlich. 

2.5 Schwere Unfälle und Katastrophen 

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die auf Grund der Anfälligkeit der im Flächennut-
zungsplan neu dargestellten Nutzungen für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten 
sind, werden bei der Umsetzung der Planung nicht abgeleitet. 

3 Zusätzliche Angaben 

3.1 Verfahren und Schwierigkeiten 

Bei der Durchführung der Umweltprüfung kamen folgende Verfahren zur Anwendung: 

• Biotoptypenkartierung nach dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen  

• Auswertung folgender Fachgutachten: 

o Stellungnahme zum Bebauungsplan Meißendorf Nr. 09 „Ostenholzer Straße“ des 

Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege 

o TÜV Nord: Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung eines Bebauungsplanes 

an der Ostenholzer Straße in Meißendorf, Hannover 09.11.2023 

o Planungsbüro Nieschulz GmbH (2024): Oberflächenentwässerungskonzept Bauge-

biet „Ostenholzer Straße“ in der Gemeinde Winsen (Aller), OT Meißendorf, Bebau-

ungsplan Nr. 11 „Am Steinwehr“, Landkreis Celle 

o Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplan-

ten Gewerbegebiet am Nordrand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis 

Celle), August 2024 
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o FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter: Geruchstechnischer Bericht Nr. G 

22227.1/02 über die Durchführung einer geruchstechnischen Untersuchung für die 

geplante Aufstellung eines Bebauungsplanes nördlich der Ostenholzer Straße in 

29308 Winsen (Aller), Lingen, 26.06.2024 

o Büro für Baugrund und Gründung: Bautechnisches Bodengutachten für das Bau-

gebiet „Ostenholzer Straße“ in Meißendorf, Winsen/ Aller Obernholz 15.12.2023 

• Auswertung folgender allgemein verfügbarer Quellen: 

o NIBIS-Kartenserver des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

o Umweltkartenserver des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, 

Bauen und Klimaschutz 

o Landschaftsrahmenplan Landkreis Celle (1991/2020) 

o Landkreis Celle (2005): Regionales Raumordnungsprogramm 

• Eingriffsbilanzierung nach dem Modell des Niedersächsischen Städtetages 

Relevante Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben ergaben sich nicht. 20 

3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung 

Gemäß § 4c BauGB haben die Kommunen erhebliche Umweltauswirkungen, die auf Grund der 
Durchführung der Bauleitpläne eintreten können, zu überwachen (Monitoring). 

Im Folgenden sind sowohl die Überwachungsmaßnahmen zu den Vermeidungs-, 
Verhinderungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen (gemäß Anlage 1 Ziffer 2 c) 
BauGB) als auch die Überwachungsmaßnahmen zu den erheblichen Umweltauswirkungen 
(gemäß Anlage 1 Ziffer 3 b) BauGB) dargelegt. 

Zur Überwachung der Auswirkungen der vorliegenden Planung sind folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 

• Die Gemeinde Winsen (Aller) wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine 
Ortsbegehung des Geltungsbereiches durchführen oder veranlassen und dies doku-
mentieren. So können eventuelle unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen ermit-
telt und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden. 

• Die Gemeinde Winsen (Aller) wird 3 – 5 Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine 
Ortsbegehung der Ausgleichsflächen durch einen Fachgutachter veranlassen und dies 
dokumentieren. So kann überprüft werden, ob die prognostizierte Entwicklung einge-
treten ist bzw. eingesetzt hat und ob ggf. weitere Maßnahmen zum Erreichen des Ziel-
zustandes erforderlich sind. 

• Die Gemeinde Winsen (Aller) wird Hinweisen von den Fachbehörden und aus der Be-
völkerung über unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen der Planung 
nachgehen und dies dokumentieren. 

 

20 Hinweis zum Umweltschadensrecht: Auf Grundlage der aktuell vorliegenden Kenntnisse sind nicht alle zukünfti-
gen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG 
abschließend prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des 
günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im 
Einwirkungsbereich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung 
ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG 
kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet werden. 
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3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Aktueller Zustand von Natur und Landschaft 

Der Änderungsbereich ist hauptsächlich durch Ackerfläche geprägt. Daneben kommen 
Strauch- und Strauch-Baumhecken sowie ein Gewerbebetrieb und eine Baustelle vor. Westlich 
grenzt der Geltungsbereich an die „Ostenholzer Straße“, nach Norden und Osten ist er von 
Ackerfläche umgeben. Südlich grenzt eine Reitsportanlage an.  

Auswirkung der Planung, Eingriffsregelung 

Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplanes werden Entwicklungsmöglichkeiten für ei-
nen ortsansässigen Gewerbebetrieb, Schaffung neuen Wohnraumes und Anlagen zur Strom-
versorgung aus Solarenergie in Meißendorf vorbereitet. Durch die damit verbundenen Neu-
versiegelungen und Flächeninanspruchnahmen kommt es zum Verlust von Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen, zur Versiegelung Boden und damit zum Verlust der Bodenfunktionen sowie 
zur Veränderung des Landschaftsbildes in einem Bereich mit hoher Bedeutung für das Land-
schaftserleben. 

Somit bereitet die Planung einen Eingriff in Bezug auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt, Fläche und Boden sowie Landschaftsbild vor. Gemäß der Eingriffsbilanzie-
rung der parallel aufgestellten Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 beläuft sich das Kom-
pensationsdefizit auf 53.866 Werteinheiten. Diese Summe beinhaltet eine Mehrfachkompen-
sation der öffentlichen Verkehrsflächen der einzelnen Bebauungspläne, die sich überschnei-
den.  

Sollte der Bebauungsplan Nr. 11 vor den Bebauungsplänen Nr. 09 und Nr. 12 wirksam werden, 
werden die erheblichen Beeinträchtigungen aus dem Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche 
dort bereits ausgeglichen und wären von dem ermittelten Kompensationsbedarf der Bebau-
ungspläne Nr. 09 und Nr. 12 abzuziehen. Sollte dies nicht der Fall sein, sind die Defizite in den 
entsprechenden Verfahren auszugleichen und eventuell bereits ausgeglichene Bereiche ab-
zuziehen. 

Die erforderlichen plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen sollen durch die Aufwertung 
von zwei Ackerflächen erfolgen. Bei den Flächen handelt es sich zum einen um eine 21.800 
m2 große Ackerfläche in der Gemarkung Thören (Flur 2, Flurstück 35). Diese liegt ca. 6,6 km 
vom Geltungsbereich entfernt. Die zweite Ausgleichsfläche befindet sich in der Gemarkung 
Bannetze (Flur 5, Flurstück 103) und liegt ca. 6,8 km vom Geltungsbereich entfernt. Die Fläche 
„Bannetze“ weist eine Größe von 13.824 m2 auf, von denen 11.208 m2 als Acker und 2.616 m2 
als Intensivgrünland genutzt werden. Damit stehen mit beiden Flächen insgesamt 35.624 m2 
Fläche zur Verfügung. 

Diese Ausgleichsflächen sollen überwiegend mit entsprechender extensiver Bewirtschaftung 
von derzeit Wertstufe 1 (Ausgangsbiotop: Sandacker) bzw. Wertstufe 2 (Ausgangsbiotop: In-
tensivgrünland) auf Wertstufe 3 (Zielbiotop: Sonstiges feuchtes Extensivgrünland) aufgewertet 
werden. Dabei soll der Offenlandcharakter erhalten werden, um einen multidimensionalen Aus-
gleich auch in Bezug auf die Habitatfunktionen für die Feldlerche zu erzielen. Somit werden 
hier die erheblichen Beeinträchtigungen der Feldlerche ausgeglichen. Am nördlichen und öst-
lichen Rand der Ausgleichsfläche „Thören“ wird ein 15 m breiter Sukzessionsstreifen zur Ent-
wicklung von Gehölzen aus der Bewirtschaftung genommen. Durch die Aufwertung der beiden 
Flächen werden insgesamt 68.632 Werteinheiten generiert, wodurch das Kompensationsdefi-
zit der Bebauungspläne Nr. 09, Nr. 11 und Nr. 12 von insgesamt 53.866 Werteinheiten voll-
ständig ausgeglichen wird.  
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Artenschutz-Verträglichkeit 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben 
des § 44 BNatSchG die Umsetzung der Planung absehbar und dauerhaft hindern. Hierbei sind 
die Europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richt-
linie in den Blick zu nehmen. Da sich die artenschutzrechtlichen Regelungen auf konkrete 
Handlungen und Individuen beziehen, ist der Artenschutz abschließend auf der Umsetzungs-
ebene zu klären.  

Das potenzielle Artenspektrum artenschutzrechtlich relevanter Arten wird anhand der vorhan-
denen Biotoptypen und Habitatstrukturen abgeleitet. Zudem wurde ein Fauna-Gutachten er-
stellt.21 

Im Geltungsbereich sind dabei geeignete Habitatqualitäten für Brutvögel des Offenlandes wie 
Feldlerche und Kiebitz nicht auszuschließen. Der artenschutzrechtliche Beitrag hat die Gel-
tungsbereiche der Bebauungspläne Nr. 09, 11 und 12 zusammengefasst untersucht. Hierbei 
wurden folgende Arten festgestellt:  

• Im Vorhabengebiet: Feldlerche (2 Reviere) und Wiesenschafstelze (3 Reviere) 

• Außerhalb des Vorhabengebiet: Amsel, Buchfink, Bachstelze, Blaumeise, Dorngrasmü-
cke, Elster, Feldsperling, Goldammer, Gartenbaumläufer, Grünfink, Gartengrasmücke, 
Haussperling, Bluthänfling, Heckenbraunelle, Hausrotschwanz, Kohlmeise, Klapper-
grasmücke, Kleiber, Kuckuck, Mehlschwalbe, Mönchsgrasmücke, Neuntöter, Rotkehl-
chen, Rabenkrähe, Rauchschwalbe, Ringeltaube, Star, Stieglitz, Sumpfmeise, Schwarz-
kehlchen, Turmfalke, Zaunkönig und Zilpzalp 

Von diesen Arten liegen die zwei Nachweise der Feldlerche sowie ein Nachweis der Wiesen-
schafstelze im Geltungsbereich der vorliegenden Planung. 

Die Gehölze im Süden des Geltungsbereichs bieten Potenziale als Bruthabitat für Gehölz- und 
höhlenbrütende Vogelarten sowie als Jagd- und Quartierhabitat für gehölzgebundene Fleder-
mausarten.  

Ein kleiner Bereich im Südosten des Geltungsbereiches überschneidet sich mit einem als 
Großvogellebensraum für den Schwarzstorch von landesweiter Bedeutung ausgewiesenen 
Gebietes. Dieser Bereich ist Teil eines größeren Vorkommengebietes entlang der Meiße, der 
sich in Richtung Nordosten erstreckt. Die ausgewiesenen Bereiche nahe des Planungsgebie-
tes weisen dabei keine Eignung als Bruthabitat für den Schwarzstorch, sondern sind durch die 
Nähe von Niederungsbereichen mit Gehölzen und Grünland als Nahrungshabitat bedeutend.  

Damit stellt sich die Artenschutz-Verträglichkeit im vorliegenden Planfall wie folgt dar: 

Grundsätzlich kann es im Zuge der Baufeldfreimachung zur Tötung von Vögeln und Fleder-
mäusen bzw. zur Zerstörung von Gelegen kommen. Dies kann vermieden werden, indem die 
Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeiten im Winterhalbjahr (ab 1.10. bis Ende Feb-
ruar) erfolgt. Auch die Betroffenheit von aktuell genutzten Lebensstätten von Brutvögeln und 
Fledermausarten kann durch bauzeitliche Anpassungen hinreichend sicher vermieden werden 
(s.o.). Zudem ist davon auszugehen, dass die ökologische Funktion von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten für freibrütende, gehölzgebundene Vogelarten im räumlichen Zusammenhang 
weiter erfüllt werden kann.  

 
21  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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Weiterhin sollte als Vermeidungsmaßnahme unabhängig von der jahreszeitlichen Terminie-
rung vor der Baufeldfreimachung sowie der eventuellen Entfernung von Gehölzen und der 
Fällung von Altbäumen durch eine fachkundige Person geprüft werden, ob eine Nutzung durch 
Vögel oder Fledermäuse gegeben ist. Sollte dies der Fall sein, sind die Arbeiten zu verschie-
ben, bis die Brut- und Aufzucht abgeschlossen ist. 

Durch den Baubetrieb sind Störungen zu erwarten, die jedoch zeitlich auf die Bauphase be-
schränkt sind. Ein dann temporäres Ausweichverhalten der potenziell vorkommenden Tierar-
ten in die unmittelbare Umgebung ist möglich, da ähnliche Habitatstrukturen in Form von wei-
teren Gehölzen und Ackerflächen bestehen.  

Bei der Feldlerche kommt es durch das Vorhaben zu einer erheblichen Störung. Diese wird 
jedoch durch die für den Lebensstättenverlust vorgesehene vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahme (CEF) ausgeglichen, da diese gleichzeitig eine Maßnahme zur Vermeidung erheblicher 
Störungen darstellt.22  

Unter Berücksichtigung der CEF-Maßnahmen ist keine Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population der Feldlerche zu prognostizieren. 

Die Betroffenheit von aktuell genutzten Lebensstätten kann durch bauzeitliche Anpassungen 
hinreichend sicher vermieden werden (s.o.). Durch die großflächige und dauerhafte Überpla-
nung werden jedoch Fortpflanzungs- und Ruhestätten innerhalb eines von Feldlerchen genutz-
ten Brutgebietes zerstört. Von der Planung der Bebauungspläne Nr. 9, 11 und 12 als räumlich 
unmittelbar aneinandergrenzende Bebauungspläne sind in den Geltungsbereichen sowie de-
ren unmittelbarer Umgebung zwei Feldlerchen- und zwei Wiesenschafstelzenreviere betroffen. 
Es ist laut des Fauna-Gutachtens nicht davon auszugehen, dass die ökologische Funktion von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Feldlerche im räumlichen Zusammenhang weiter er-
füllt werden kann. Daher sind für diese Art vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) nötig.  

Weiterhin sollte als Vermeidungsmaßnahme unabhängig von der jahreszeitlichen Terminie-
rung vor der Baufeldfreimachung sowie der Entfernung von Gehölzen und der Fällung von 
Altbäumen durch eine fachkundige Person geprüft werden, ob wiederkehrend genutzte Nist-
stätten oder Fledermausquartiere vorhanden sind. Diese sind auf dem Acker aufgrund der re-
gelmäßigen Bodenbearbeitung nicht zu erwarten. Sind Baumfällungen mit entsprechendem 
Potential vorhanden, sind diese auf dauerhaften Besatz zu prüfen und bei Verlusten sind ggf. 
Nisthilfen etc. im Umfeld anzubringen, um die Funktion im räumlichen Umfeld aufrecht zu er-
halten.  

Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen stehen die Flurstücke 30/12, 31, 32 und 33, 
Flur 2 in der Gemarkung Bannetze zur Verfügung. Bei diesen Flächen handelt es sich um 
Ackerflächen, bereits zum Teil nach den Empfehlungen des NLWKN (2011) zu Habitaten für 
die Feldlerche entwickelt wurden.  

Unter Beachtung der Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen werden die 
Verbotstatbestände des speziellen Artenschutzes nicht erfüllt. Die Vermeidungsmaßnahmen 
sind auf der Umsetzungsebene einzuhalten. Damit ist hier auf der Ebene des Bebauungsplanes 
absehbar, dass die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Planung nicht dauerhaft 
entgegenstehen. 
  

 
22  Arbeitsgruppe Land & Wasser (2024): Artenschutzrechtlicher Beitrag zum geplanten Gewerbegebiet am Nor-

drand von Meißendorf (Gemeinde Winsen, Landkreis Celle), August 2024 
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Natura 2000-Verträglichkeit 

Im Geltungsbereich und unmittelbar angrenzend befinden sich keine Natura 2000-Gebiete. Die 
nächstgelegenen Schutzgebiete sind das Gebiet „Meißendorfer Teiche; Ostenholzer Moor“ 
(EU-Kennzahl 3224-331), welches sich rund 1 km südwestlich befindet, und das Gebiet „Moor- 
und Heidegebiet im Truppenübungsplatz Bergen-Hohne“ (EU-Kennzahl 3124-301), welches 
sich ca. 2,6 km nordöstlich befindet.  

Aufgrund der Entfernung, zusätzlichen Strukturen zwischen dem Änderungsbereich und dem 
FFH-Gebiet und der fehlenden Fernwirkung der Planung, wird eine Verträglichkeit der Planung 
mit den Zielen des FFH-Gebiets als gegeben angesehen. 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Innerhalb des Änderungsbereiches sowie in direkter Umgebung befinden sich keine 
Schutzgebiete oder geschützte Objekte. Das nächstgelegene Schutzgebiet ist das 
Naturschutzgebiet „Meißendorfer Teiche“ (NSG LÜ 00098). Dieses befindet sich in einer 
Entfernung von rd. 900 m in westlicher Richtung zum Geltungsbereich.23 Aufgrund der Lage 
des Geltungsbereiches zum Schutzgebiet sowie fehlender Fernwirkungen der Planung werden 
keine Schutzgebiete oder geschützte Objekte beeinträchtigt. 

Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet Thörener Bruch (LSG HK 00046) liegt rund 7 
km südwestlich des Geltungsbereiches. Aufgrund der großen Distanz und fehlender Fernwir-
kungen sind negative Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet nicht ersichtlich. 

Darstellung von Landschaftsplänen 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Celle (1991) weist für das Plangebiet keinen 
wichtigen Bereich für Arten und Lebensgemeinschaften aus. In der Fortschreibung des Land-
schaftsrahmenplanes des Landkreises Celle (Entwurf 2023) wird der Geltungsbereich als Be-
reich mit hoher Bedeutung für das Landschaftserleben dargestellt. Die sich hieraus ergeben-
den erheblichen Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung müssen entsprechend 
kompensiert werden. 

Ein Landschaftsplan liegt für die Gemeinde Winsen (Aller) nicht vor. 

3.4 Referenzliste der herangezogenen Quellen 

− Drachenfels, O. (2011): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen unter besonde-
rer Berücksichtigung der gesetzlich geschützten Biotope sowie der Lebensraumtypen von 
Anhang I der FFH-Richtlinie, Naturschutz und Landschaftspflege in Niedersachsen A/4; 
NLWKN Stand März 2021. 

− Landkreis Celle (2005/2016): Regionales Raumordnungsprogramm. 

− Landkreis Celle (1991/2023): Landschaftsrahmenplan. 

− Niedersächsischer Städtetag (2013): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen in der Bauleitplanung. 

− Niedersächsischer Umweltkartenserver, abrufbar unter: www.umweltkarten-niedersach-
sen.de. 

− Niedersächsisches Bodeninformationssystem NIBIS Kartenserver, abrufbar unter: 
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/. 

 
23  Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz: Niedersächsische Umweltkarten 

– Natur (Zugriff: April 2020) 
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− Niedersächsisches Umweltportal NUMIS, abrufbar unter https://numis.niedersach-
sen.de/kartendienste. 
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Anhang zum Umweltbericht 

Mögliche erhebliche Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase gemäß 
BauGB, Anlage 1, Nr. 2.b) Ziffer aa) bis hh) u. a. infolge 

aa) Bau und Vorhandensein der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten: 

Neudarstellung einer gewerblichen Baufläche, einer 
Wohnbaufläche und vier Sondergebiete mit den 
Zweckbestimmungen „Hotel“, „Nahversorgungs-
zentrum“, „Tages- und Verhinderungspflege, Ser-
viced apartements“ und „Freiflächen-Photovoltaik“ 
auf bisher überwiegend ackerbaulich sowie gewerb-
lich genutzten Flächen. 

bb) Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere 
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biolo-
gische Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhal-
tige Verfügbarkeit dieser Ressourcen zu berück-
sichtigen ist:  

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 
9,22 ha mit Acker, einer Strauchhecke, einer 
Strauch-Baumhecken, einem Industrie- und Gewer-
bekomplex sowie einer Baustelle. 

cc) Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strah-
lung sowie der Verursachung von Belästigungen:  

Während der Bauphase sind baubedingt Lärm, Er-
schütterungen und Staub zu erwarten.  

Mit den Sondergebieten der Zweckbestimmungen 
„Hotel“, „Nahversorgungszentrum“ und „Tages- und 
Verhinderungspflege, Serviced apartements“ und 
dem zu erwartenden Anwohner- und Anliegerver-
kehr sind durch Autos und mit den Gewerbebetrie-
ben und dem zu erwartenden Verkehr zusätzliche 
Emissionen zu erwarten. 

Es sind durch das Sondergebiet mit Zweckbestim-
mung „Freiflächenphotovoltaik“ keine zusätzlichen 
Emissionen zu erwarten. 

dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Be-
seitigung und Verwertung: 

Es liegen keine Angaben über die Art und Menge der 
erzeugten Abfälle vor. 

ee) Risiken für die menschliche Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch 
Unfälle und Katastrophen): 

Für die Neudarstellungen sind keine besonderen 
Anfälligkeiten für Unfälle oder Katastrophen zu er-
warten. 

ff) Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarten 
Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme in Bezug auf möglich-
erweise betroffene Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen: 

Eine Kumulierung mit Umweltauswirkungen benach-
barter Plangebiete ist nicht ersichtlich. 

gg) Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das 
Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der Treib-
hausgasemissionen) und der Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegenüber den Folgen des Kli-
mawandels: 

Durch den Verlust von Ackerflächen und der Be-
schattung durch die Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen kommt es zu kleinräumigen Veränderungen des 
Lokalklimas.  

Eine besondere Anfälligkeit gegenüber den Folgen 
des Klimawandels ist nicht ersichtlich. 

hh) Eingesetzte Techniken und Stoffe: Die bei der Bau- und Betriebsphase eingesetzten 
Techniken und Stoffe sind nicht bekannt. 
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Nachfolgend ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben insbesondere zu erhebli-
chen Umweltauswirkungen sind den jeweiligen Kapiteln des Umweltberichtes näher erläutert. 

Die Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch vorbereiteten bauli-
chen und sonstigen Nutzungen, welche für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands 
bei Durchführung der Planung in die Umweltprüfung eingestellt wurden, sind in Kap. 2.2 des 
Umweltberichtes dargestellt. 

Vorab werden einige Erläuterungen zu der nachfolgenden tabellarischen Übersicht der Um-
weltauswirkungen aufgeführt. 

Erläuterungen zur tabellarischen Übersicht der Umweltauswirkungen 

die Beurteilung der Umweltauswirkungen wird wie folgt vorgenommen 

o keine bedeutsamen Umweltauswirkungen ersichtlich/ zu erwarten 

x Umweltauswirkungen zu erwarten, aber unerheblich 

X Umweltauswirkungen von einiger Relevanz zu erwarten, nähere Erläuterun-
gen in Kap. 2.2 ff. des Umweltberichtes 

kurzfristig vorliegend definiert als < 3 Jahre andauernd/ innerhalb von 3 Jahren nach 
Umsetzung der geplanten Vorhaben einsetzend 

mittelfristig vorliegend definiert als 3 – 15 Jahre, generell überschaubare Perspektive der 
Bauleitplanung  

langfristig vorliegend definiert als 15 Jahre, danach ggf. bauleitplanerische Überprüfung, 
Anpassung  
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